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Bei der fälligen Sanierung unseres Federseemuseums kam ein vergessenes Manuskript von Franz 

Xaver Müller (1887- 1962) zum Vorschein, das die schleichende Umwandlung des Hauses vom Vor-,  

Natur- und Heimatgeschichtemuseum zum reinen archäologischen  Museum unversehrt überstanden 

hat. Der Dürnauer Franz Xaver Müller hat mit großem Fleiß aus den über 2000 Protokollen des 

reichsstädtischen Magistrats 270 Protokolle ausgewählt und handschriftlich zusammengestellt. Wie 

kein Anderer hat er sich mit dem letzten halben Jahrhundert von Hochfürstlichem Stift  und Reichs-

stadt Buchau beschäftigt. Zurückhaltend und wohlwollend kommentiert er die festgehaltenen 

Vorkommnisse.  

Nach über 50 Jahren möchte der Altertumsverein diese großartige Arbeit der Öffentlichkeit zugäng-

lich machen.  F.X. Müller hat seinem Manuskript einen Zeitungsausschnitt vom 9. Mai 1962 beige-

geben, den er wahrscheinlich selbst intendiert hat.  

Die Arbeit ist durchgehend in Deutscher Kurrentschrift geschrieben, nur die Schenkungsurkunde, 

lateinische Ausdrücke und manche Namen in Deutscher Normalschrift, die ab 1941 üblich war. Die 

Schenkungsurkunde und die letzte  Seite habe ich in Fotokopie angefügt. Bei der Niederschrift einer 

so langen Arbeit unterlaufen natürlich kleine Fehler. Da unklar ist, ob diese Fehler schon in den 

Originalprotokollen aufgetaucht sind oder sich bei der Übertragung eingeschlichen haben, habe ich 

nur offensichtliche Übertragungsfehler wie unmotivierte und sinnfreie  Wortwiederholungen ge-

strichen. Nachträge, die F.X. Müller mit verspäteten Nummern aufgeschrieben hat, habe ich zeitlich 

richtig eingeordnet.  

Buchau, 15. Mai 2014                                                                                            Karl Sandmaier 
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Meinen hochgeschätzten Forscherfreunden 

Fräulein Anna Endrich,  Stadtpfarrhaushälterin und 

Herrn Otto Leins, Steueroberinspektor a. D. 

 

In dankbarer Hochachtung gewidmet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dem Altertumsverein Buchau 

zur Einweihung des neuen Federseemuseums 

mit allen Rechten zugeeignet 

                                                                                                Franz Xaver Müller 
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Der Wohllöbliche Magistrat. 
 

Ein Dokumentenbericht über die Großen 

einer kleinen freien Reichsstadt 

kurz vor dem Ende von deren Selbständigkeit. 

 

 

 

 

Aus den Reichsstadt Buchauischen Magistratsprotokollen 

gezogen 

 

von Franz Xaver Müller 

im März 1962 
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Die Hauptpersonen in diesem Buche sind 

die Amts- und Bürgermeister 

Josef Anton Tröscher 

Lukas Buchhauser 

Gregorius Bohner 

Martin Käser 

 

die Stadtammänner 

Johannes Baur 

Franz Xaver Gern 

die Stadtrechner 

Johann Michael Winkler  

Anton Sorg 

Mathias Kramer 

und die anderen Magistratsmitglieder. 

Die Normalzahl der Magistratsmitglieder war 8. Und zwar dem Range nach:  

Der 1. und der 2. Bürgermeister 

der Stadtammann ( Stadtschultheiß ) 

der 1. und der 2. Stadtrechner 

der Umlagskassier 

der Baumeister 

der Fleischschauer u. Umgelder. 

                    Zu dem großen Rat gehörten noch 4 bürgerliche Deputierte. 

 

Personenregister Seite                                 Sachregister Seite 

 

 

 

Dieser Schrift zum Geleite 

 

Zu den Zeiten des Heiligen Römischen Reiches waren die Reichstädte kraftstrotzende dem 
Kaiser und Reiche treu ergebene staatliche Gebilde. Das Gedenken an sie ist allgemein ein 
recht gutes. Reiche Handelsherren lebten in ihren Mauern und sorgten des  für Ansehen in 
der Welt und eine gediegene Wohlhabenheit. Deren Verwaltung lag in den Händen des 
reichstädtischen Senates. Die Senatoren waren eine Gruppe von erlesenen Männern und wie 
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die Bürgermeister Wissenschaftler und Rechtsgelehrte, deren Namen Wert und Klang hatte. 
Mit stolzer Würde walteten sie ihres hohen Amtes. 

 

Der Magistrat der kleinen Reichstadt Buchau konnte es jenen nicht gleichtun. Statt der 
wehrhaften Mauern umgab diese kleine Stadt das Wasser- und Sumpfgelände des Freien 
Federsees. Keine Handelsstraße führte durch dasselbe und kein einziger reicher Handelsherr 
wohnte jemals in der Stadt. Deren Bürger waren Kleinhandwerker und Kleinbauern. Keiner 
der beiden Berufe konnte allein und für sich den Mann ernähren. Wie die Bürger war auch 
die Stadt arm. Sie hatte nicht einmal eine eigene Markung. Diese war mit dem mächtigeren 
Adeligen Damenstift eine gemeinsame. Dieses war der Stadt nicht immer freundlich gesinnt, 
so wenig dies umgekehrt der Fall war. 

 

Diese im Raum enge zusammengedrängte arme und kleine Reichsstadt konnte sich der 
Besoldung halber keine gelehrten Senatoren leisten. So setzte sich der Magistrat 
notgedrungen aus den Bürgern der Stadt zusammen. An dieser Tatsache ändert sich nichts, 
wenn auch in alten Schriften und Urkunden sich beinahe mehr als genug und bei der 
kleinsten Gelegenheit der Magistrat nur als der Wohllöbliche Magistrat betitelte und auch so 
angeredet wurde und werden mußte.   

 

Dieses Buch soll berichten, wie schwer es trotzdem dem Magistrat und den einzelnen 
Gliedern desselben von den eigenen Bürgern gemacht wurde ihre Ämter zu verwalten, wie 
sie manche Taten von ehedem belasteten, wie sie manchmal die Streit- und Händelsucht der 
eigenen Weiber behinderte, sie aber mit Macht und Kraft ihre Ämter versahen, ihre Ehre und 
Würde zu Wahren verstanden, diese allerdings auch in ungezählten Klageverfahren gegen die 
eigenen Ratsgenossen und Bürger verteidigen mußten. 

 

Dabei war ihre Arbeit keineswegs eine leichte. Sie waren nicht nur Verwaltungsbeamte 
sondern auch Gerichtsherren. Der Magistrat stand auch über der Zunft. Niemand durfte ohne 
magistratliche Genehmigung ein Gewerbe beginnen oder ausüben. Auch kein Bürgerskind 
durfte wann und wen es wollte ohne Genehmigung heiraten. Der Magistrat mußte eben in 
vielem und allem hinten und vorne sein. Dazu belasteten diesen letzten Magistrat die 
Koalitionskriege und die Kriegslasten ungemein. Es kann der Richtigkeit der Geschichtsbücher 
nicht widersprochen werden, wenn sie von der um seinen Bestand schwer ringenden 
Reichsstadt Buchau reden. 

 

Mein Plan, die Berichte in Abschnitte aufzuteilen, ließ sich der vielen Verzahnungen wegen 
nicht ausführen, ohne viele doppelt zu schreiben oder störend darauf hinweisen zu müssen. 
An Hand der Personen- und   Sachregister lassen sie sich aber leicht im Zusammenhange 
lesen. 
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Der wohllöbliche Magistrat 

der Reichstadt Buchau nach den Magistratsprotokollen geschildert. 

 

 

1. den 20. März 1789 

erschienen vor dem Rat heute die ehemaligen Ausschußmänner und stehen darauf an, daß 
alle diejenigen, die sie zu Ausschußmännern verwählet, besonders aber die ehemaligen 4 
bürgerlichen Deputierten Johann Bohner, Sigmund Staigmüller, Franz Maichel und Anton 
Bschleiß sowohl zur Mitbezahlung der Kosten des gemeinsamen Wesens als derer die sie 
solange der Prozeß dauerte unter sich gehabt haben, anzuhalten wären. 

Ratsbescheid: Da in der allerhöchsten Erkenntnis dermalig alleinig die Rede von denjenigen 
Kosten und deren Ersatz ad Publikum ist, so bleibt das weitere Gesuch der Bittsteller 
eingestellt. 

 

2. den 31. März 1789. 

Heute übergeben die ehemaligen Ausschüsser wider Herrn Bürgermeister Tröscher mehrere 
schriftliche Beschwerden, vermöge sie denselben zur Mitbezahlung der ihm zuerkannten 
1024 Gulden 26 Kreuzer an das Publikum gehalten zu sein glauben. 

Ratsbescheid: Es wird diese Schrift Herrn Bürgermeister Tröscher zugestellt. 

 

3. den 22. April 1789. 

übergibt Bürgermeister Tröscher eine so betitelte abgeforderte Schrift statt mündlicher  
Veranlassung wider die von Heinrich Haaß  und den Ausschußmännern am 31. März  
übergebene Beschwerdeschrift, worinnen er sich dahin äußert, daß er dessen nicht schuldig 
sei, sich gegen die eingegebenen Beschwerden zu rechtfertigen, vielweniger noch schuldig 
wäre, mit ihnen der Unkosten halber anzuliegen. 

Ratsbescheid: Es ist diese Veranlassung dem Heinrich Haaß und seinen Anhängern mit dem 
Zusatz mitzuteilen, daß bis zur Einlangung der Untersuchungsakten und unparteiischen 
rechtlichen Gutachten die Sache gänzlich eingestellt bleibe, wo sich dann von selbst alles 
weitere aufschließen werde. 

     gez. Amtsbürgermeister Buchhauser 

 

4. den 23 April 1789. 

wurde in einer Extra = Ratssitzung und im Beisein der 4 Großen Räte oder sogenannten bür-
gerlichen Deputierten Mathias Ritz, Jakob Baur, Maximilian Mundig und Dominikus Baumei-
ster dem alten Herkommen gemäß das Bürgermeisteramt gewechselt.1

  

1.)Diese Amtsabwechslung fand regelmäßig am 23. April und am 11. November statt. Nur wenn ein Sonntag 
auf diese Tage fiel, wurde sie wie später auch am Georgimarkt um 1 Tag verschoben. 
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Es räumte daher der bisherige Amtsbürgermeister Lukas Buchhauser seinen Platz und über-
gab diesen mitsamt den Amtsinsignien dem bisherigen Bürgermeister Anton Tröscher. 

Es trugen nun Bürgermeister Buchhauser, Stadtammann Baur, Stadtrechner Gern und Anton 
Striegel an, daß die wegen dem gegen den neuen Amtsbürgermeister Tröscher von Heinrich 
Haaß und und einigen anderen Bürgern ankommenden Beschwerden vorgeboten werden, 
damit sie bis Austrag der Sache dem neuen Amtsbürgermeister das Handgelübde ablegen. 

 

Xaver Locher, Jakob Stöckle und Johann Michael Winkler lobten hierauf an und gratulierten 
dem Amtsbürgermeister Tröscher zu dem Amt und wünschten eine glückliche und 
friedfertige Regierung. 

Worauf nach dieser Handlung dann die 4 Deputierten hereingerufen und Platz zu nehmen 
angewiesen wurden. 

 

5.  den 7. Mai1789 

erschien Johann Martin Käser mit einer auf Ratifikation des Magistrates gestellten und ver-
faßten Heiratsabrede mit der Jungfrau Maria Kreszentia Fäßlerin von Marbach und bittet 
zugleich, daß man seine Braut gegen das übliche Gebluhe zur Bürgerin auf= und annehme. 

Ratsbescheid: Es wird die Heiratsabrede hiemit ratifiziert und die Jungfrau Kreszentia Fäß-
lerin gegen Erlag von 55 Gulden in barem Geld als Bürgerin an= und aufgenommen. Von dem 
Gelde müssen 5 Gulden zum Spital gegeben werden. 

 

6. den 22. Mai 1789. 

Auf ein schon am 8. Mai von dem benachbarten fürstlichen Stifte anhero erlassenes Requi-
sitionsschreiben, daß man den hiesigen Bürger Anton Stöhr aus dem Grunde dahin zur Abur-
teilung überlassen solle, weil er die Cäcilie Fritzenschaftin auf den Kappelischen Feldern ge-
prügelt und geschlagen und damit einem Jurisdiktionsfrevel2 begangen habe und mithin die 
stiftische Bestrafung unbestritten wäre. 

Ratsbescheid: Da der Magistrat nach dem Vertrage von 1577 §3 der Meinung ist, daß die 
niedere Oberkeit mit dem Stifte pole, mithin die Gestellung noch auszusetzen sei, wolle man 
in dieser Sache noch weiteren Rates pflegen, und erst darnach das nötige veranlassen. 

 

7. den 10. Juli 1789. 

kommt eine Bittschrift zur Verlesung in der Gregor Bohner darum bittet, daß man ihn seines 
Amtes in Gnaden entlassen möchte. 

Ratsbescheid: Auf 8 Tage zurückgestellt. 

 

8.      den 9. November 1789. 

Wurde den beiden Stadtrechnern ihrer vielen Mühe wegen ein Geschenk von 7 Gulden 30 
Kreuzern verwilligt. 

 

 2.) Jurisdiktion = Zivilgerichgerichtsbarkeit 
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Weiter wurde dem Anton Striegel das Fleischschaueramt zugeordnet und ihm der gelernte 
Metzger Johann Georg Staigmüller als Unparteiischen beigegeben. 

Auch wurde jedem Ratsherrn eine Beilage in Gestalt von 1 Klafter Holz im Anschlage von 1 
Gulden 12 Kreuzer bewilligt. 

 

                9.                   den 7. Januar 1790 

 klagt der Glaser Xaver Reiser wider den Bürgermeister Tröscher weil dieser ihn vor einiger 
Zeit einen infamen Mann gescholten und behauptet habe, er hätte ihn, den Bürgermeister 
bezichtiget, daß er in der Schrift vom 2. November 1787 den Bürgern auch unterschrieben 
habe. Da dies aber alles nicht wahr wäre und beim Handwerk und auch sonst ein Nachspiel 
habe, so bitte er um hinlängliche Justiz und Genugtuung. 

Der Kläger beruft sich auf die Zeugen Herrn Locher und Bernhard Moser. Diese sagen aus, 
der Glaser hätte nur gesagt, daß Tröscher bei den Bürgern, nicht aber in der Schrift unter-
schrieben habe.  

Ratsbescheid: Es bleibt beiden Teilen bis Austrag der Revisionsklage das Stillschweigen auf-
erladen. 

 

10.                                    den 9. April 1790 

standen die ehemaligen Ausschußmänner darum an und baten daß man ihnen die ver-
sprochenen 1024 Gulden 26 Kreuzer demnächst zustellen wolle. 

Ratsbescheid: Da die Sache abermal unter 3 unparteiischen Händen birgt, so solle ihnen 
nach Einlangung desselben und wie erwartet das Endliche zur nächsten Ratstagung zuge-
stellt werden. 

 

11.                                    den 2. Juni 1790  

da zwischen hiesigen Bürgern Martin Käser und Gregor Bohner wegen dem Platz zwischen  
beiden Häusern des Eigentums und des Gebrauchs halber sich verschiedenen Mißfälligkei-
ten und Streite erhoben haben und beide Teile auf obrigkeitlichen Zuspruch in Güte nicht zu 
vereinigen waren, erging der 

Ratsbescheid: Gregor Bohner soll erst den besseren Beweis machen, daß der in Frage ste-
hende Platz wirklich sein Eigentum ist. Bis dahin soll der Platz ganz offen bleiben. Damit soll 
auch die aufgestellte Saul unverzüglich hinweggetan werden und beide Teile sollen insolange 
den Platz gemeinsam nützen. 

Mittlerweile wurde von Rats wegen in den alten Protokollen nachgeschlagen werden. Was 
sodann dem einen oder anderen Teile gebühre, werde ihm unbeschränkt zugesprochen.  

                   

   den 3. Juli 1790 

ist entschlossen worden, daß nach gewonnener Einsicht des Steuerbuches von 1737 der um-
strittene Platz und das auf ihm haftende Eigentum samt dem Gebrauch dem Gregor Bohner 
auf solange zuerkannt sei, bis etwa kurz oder lang etwas anderes gefunden sein werde. 
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        11a)   den 23. September 1790 

klagt Heinrich Haaß und Josef Mager wider den Ratsdiener, weil dieser unlängst in verschie-
denen Häusern herumgeboten habe, sie sollen bis künftigen Ratstag dasjenige Geld bezah-
len, welches Haaß und Mager verlumpet haben. Da man hier vermuten müßte, daß ihm der 
Magistrat den derlei Auftrag gemacht habe, so bitten sie, man möchte hierinfalls der Sache 
das abhelfige Maß verschaffen, oder den Ratsdiener zum Beweis dessen anhalten, daß sie 
das Geld verlumpet haben.  

Da der Ratsdiener Josef Stöckel2a stellt nicht in Abrede hin und wieder in der Bürger Häuser 
so geredet zu haben. Es täte ihm auch leid, daß er durch den Haiß und Säckler zur Zahlung 
der Bürger Kosten eingeführt worden sei. 

Ratsbescheid: Es solle der Ratsdiener sich künftig nicht mehr unterstehen, die obrigkeitlichen 
Befehle des Magistrates anders als ihm aufgegeben bei den Bürgern auszurichten, bei Ver-
meidung schärfster obrigkeitlicher Strafe. 

 

12.   den 9. Oktober 1790 

übergeben diejenigen 28 Bürger, welche bisher mündlich behauptet nicht schuldig zu sein an 
den bürgerlichen Prozeßkosten etwas zu zahlen zu müssen, eine Schrift gegen das hierein-
fallende Betragen des Magistrates, und bitten, sie zu erhören. 

Ratsbescheid: Auf ein eingeholtes rechtliches Gutachten auswärtiger unparteiischer Rechts-
gelehrten findet der Magistrat unerachtet des eingegebenen Protestschreibens für Recht, 
daß sämtliche dermal Genannten, wie alle anderen Bürger, die die am 2. November 1787 
dem Rat übergebene Schrift unterschrieben haben, ihren Betreff zu bezahlen schuldig sind, 

jedoch mit Salvo Regresso wider diejenigen, die sie dazu verleitet haben. Dieses wird 
ihnen auf ihr Protestschreiben schriftlich zugestellt.  

 

13.  den 11.November 1790    

 wurden bei Anlaß der Bürgermeisterabwechslung die 3 ledig gewordenen Ratsstellen er-
setzt mit dem Fidel Stauß, Johann Rösch und Martin Maucher. Worauf die 4 bürgerlichen 
Deputierten Dominikus Baumeister, Jakob Baur, Max Munding und Karl Stöckel dem neuen 
Amtsbürgermeister Buchhauser anlobten und ihre Plätze einnahmen.   

 

14.   dem 20. Dezember 1790      

 

 wurde dem Kanzleiverwalter Brauer beditten, daß er sich lediglich mit der in der kaiser-
lichen  Verordnung ausgewiesenen Stadtschreiberbesoldung begnügen müsse. 

Dieser aber erwiderte darauf, daß es bekannt wäre, daß man ihn allhier als Kanzleiverwalter 
mit einem Gehalte von 200 Gulden, dann 6 Malter bessere Früchte und auch Holz angestellt 
hätte, wie es ihm in seiner mit dem Stadtsiegel versehenen zugestellten Instruktion ausge-
worfen würde. Er hoffe, man werde ihm solche umsomehr belassen,  als er erkannter Dingen  

2a.) Carl Anton Stöckle, von dem Ratsschreiber fehlerhaft Stöckel geschrieben, starb am 6.4. 1795 u. hinterließ 
6 Kinder. Die Ww. Agatha Christ heiratete 10.8. 1795 den Schreiner Clemens Schwarzkopf. Der Vater v. Carl St., 
Jacob St. überlebte den Sohn um 3 Jahre (siehe mein Buch: 200 Jahre Fam. Stöckle) Ebenso schreiben die Stadt-
schreiber meistens Bschleiß statt Spleis wie es alle Jahrhunderte in den amtl. u. Kirchenbüchern geschrieben 
wird. 
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anders nicht mit Weib und Kind bestehen könne. Wenn aber der Magistrat nicht auf dem 
bestehen bleibe, so müßte er sich höheren Orts beschweren. 

Der Rat blieb bei seinem Abschlusse, worauf der Kanzleiverwalter eröffnete, daß er wirklich 
sein Bedürfnis bei den höchsten kaiserlichen Orten vorbringen müsse. Hierauf wurde von 
Seite des Magistrates erwidert, es sei dermalen nicht anders möglich, weil das hiesige 
gemeine Wesen in einem so geringen Vermögensstand wäre. Mithin könne man sich wohl 
nicht anders erklären. 

  

15.     Den 23. Dezember 1790 

 der neuerdings zwischen dem Bürgermeister Tröscher und dem Glaser Xaver Reiser über 
die schon am 7. Januar vorgekommene Streitsache von beiden Seiten mißvergnügliche 
Auftritte und Erregung aufkamen, so daß ein Teil gegen den anderen ihre Beschwerden 
vorbrachten, so erging der  

Ratsbeschluß: Es wäre von beiden Seiten gefehlet worden. Mithin wäre die Sache von Rats 
wegen aufgehoben und abgetan. Es sollen aber beide Teile sich künftighin in Obacht neh-
men und in den Wirtshäusern keine solchen Gespräche mehr führen. 

 

16.    den 7. Januar1791 

 Nach den hier vorliegenden Schriftsachen tit. A. und B. teils von Stadtammann Baur, teils 
von Johann Michael Winkler, dem Obmann der Zunft im Wirtshaus zum Engel als auch in 
Gemäßheit dessen vom Amtsbürgermeister Buchhauser datiert 29. Dezember 1790, hat 
Bürgermeister Tröscher bei dem am 28. Dezember 1790 in dem Engel abgehaltenen 
Zunfttag öffentlich behauptet, daß der Josef Hummler und die 4 ehemaligen bürgerlichen 
Deputierten zu hart und unschuldig wegen dem von ihnen aufgesetzten und verfälschten 
Protokoll gestraft worden wären. 

Dem habe Stadtammann Baur als Zünftiger erwidert, er finde, daß die ehemaligen 4 Depu-
tierten, -wie Bürgermeister Tröscher selbst wisse-, nach einem eingeholten Rechtsgutachten 
gestraft worden wären. So finde er auch für richtig, daß der Josef Hummler ebenfalls be-
straft wurde. Wenn nun Bürgermeister Tröscher den Magistrat beschuldigen wollte, daß 
derselbe nicht recht getan, so solle der Obmann Winkler die Sache dem Magistrat anzeigen. 
Hierauf ging Stadtammann Baur mit Hinterlegung seiner 6 Kreuzer Auflagegeld nach Hause. 
Als dieses vorüber war ging Bürgermeister Tröscher ebenfalls in den Abstand, jedoch mit 
Verwahrung wider alle Kosten und Schäden. 

Als nun vom Magistrat dieses vom 28. September dem Bürgermeister Tröscher mit dem 
weiteren vorgehalten, daß er entweder seine vor dem Handwerk ausgestoßene Rede wider 
den Magistrat vor der versammelten Bürgerschaft zurücknehme, oder aber rechtsbehörigen 
Beweis führe, daß der Magistrat die ehemaligen Deputierten zu hart und unschuldig 
bestraft habe, 

so hat Bürgermeister Tröscher sich dahin geäußert, daß er als ein ehrlicher Mann sein Wort 
vor der Bürgerschaft nicht zurücknehme, sondern behaupte, wie er es schon selbst öfters 
vor dem Rat vorgebracht, nämlich daß alles schon eine abjustierte Sache von allerhöchsten 
Orten her wäre, mitfolglich darauf bestünde. 

Ratsbescheid: Es ist demselben dermalen beditten, daß er dem Magistrat die Beweise 
mache, daß er zu unrecht gestraft habe, und er insolange, bis dieses geschehen, seines Am-
tes enthoben sein solle. 
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Da nun Bürgermeister Tröscher hierauf mit der Äußerung nach Hause gegangen ist, daß er 
auf seiner Aussage beharre, dagegen sich wider alle Kosten und Schäden verwahre, 

so kam heute vordersamst über diese Sache die weiteren Gegenstände zum Vorschein. 
Nachdem die eingangs erwähnten schriftlichen Eingaben verlesen und solche sowohl von 
den darin Unterschriebenen als auch von dem Ratsfreund Martin Maucher und dem bür-
gerlichen Deputierten Dominikus Baumeister bestätigt worden waren erging der 

 Ratsschluß: Es haben Stadtammann Baur, Johann Michael Winkler, Martin Maucher  und        
Dominikus Baumeister das heutige Protokoll zu unterschreiben. 

Da nun bei der heutigen Ratssitzung davon die Rede war, daß sich Bürgermeister Tröscher 
schon wiederholt habe vernehmen lassen: wenn in dem von den ehemaligen 4 bürgerlichen 

Deputierten an dem 27. August 1787 gemachten Protokolle angemerkt stehe: „per 

Majoria“, so seien die Deputierten strafmäßig, wenn dies aber nicht dort stehe, so seien sie 
nicht strafmäßig. Damit der Bürgermeister auf den ersteren Fall hin von dem was er gesagt 
abstünde wäre er gleich anhero zu fordern um ihn über diesen Umstand zu belehren 

       und ihm auch ferner zu eröffnen, daß noch etwas hinter der Sache stecken müsse. Dies 
aus dem Grunde, weil bekann(t)lich sich die 4 ehemaligen Deputierten am 19. Oktober des 
vorigen Jahres in Abwesenheit des Bürgermeisters dem Stadtrechner Gern antworteten, sich 
dem Magistrat unterwürfig zu machen, sich sonach aber über eine kurze Zeit wiederum 
ungehorsam erzeiget. Es wäre demnach Bürgermeister Tröscher zu vernehmen, worauf nach 
seinen Äußerungen demselben weiterer Bescheid zu erteilen wäre.“ 

Nachdem Bürgermeister Tröscher vorberufen und ihm das Vorstehende bekannt gemacht 
und eröffnet worden war, erklärte er sich dahin, daß er sich in der Sache weiteren Rat holen 
wolle. Er wolle auch von allem gänzlich abstehen, wenn ihm der Magistrat versichere, daß 
ihm von der Zunft niemal ein Vorwurf gemacht werde. 

Ratsbescheid: „ Sich in der Sache Rats zu holen, dagegen könne und wolle der Magistrat 
nicht sein. Daß aber Bürgermeister Tröscher dem Magistrat aufbürden wolle, ihn vor Vor-
würfen in der Zunft  zu schützen, so läge ein solches ihm selbsten ob, daß er sich daselbst 
äußern werde, nun durch die Vorlage des von den 4 ehemaligen Deputierten anmaßlich ge-
führten Protokolles überzeugt wurde, daß er sich hierinfalls geirrt habe und eines anderen 
belehrt worden sei. 

Bürgermeister Tröscher könnte sich also hierinfalls leichtiglich von allem frei machen. Wolle 
er aber dieses nicht tun, so bleibe ihm erklärt, daß der Magistrat auf dem in dieser Sache 
eingeholten Gutachten bestehen werde. Es habe sich also Bürgermeister Tröscher in der Zeit 
von 14 Tagen entgiltig und letztlich zu erklären, wie er sich entschlossen habe. 

Bis wohin es mit der Amtsentsetzung sein Verbleiben haben solle.“ 

Bürgermeister Tröscher bittet hierauf um eine Protokollabschrift, sowohl von der Entlassung 
an, als von dessen, was seit dem 28. Dezember an mit ihm verhandelt worden ist. 

Sachbescheid: Ist bewilligt. 

 

                                      Gez.  Johannes Baur, Zünftiger in des Engelwirts Hause 

                                               Johann Michael Winkler als Obmann 

                                                Dominikus Baumeister als Zunftmeister 

                                                Johann Martin Maucher, als Zünftiger 
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17.      den 21. Januar 1791  

  erschienen Johann Bohner, Anton Bschleiß und Josef Hummler mit der Bitte, man möchte 
ihnen das von Heinrich Haaß geführte Protokoll zur Einsicht vorlegen, wowegen sie nach 
einem rechtlich eingeholten Gutachten und zwar ein jeder zu 20 Gulden Strafe verfällt 
worden waren. Hiernach wollten sie sich dann des näheren äußern. 

Wie ihnen dieses heute nun gestattet worden war, so äußerte sich Johann Bohner auch im 
Namen der Miterschienen dahin, daß sie sich, wie sie alle drei schon vor einiger Zeit beim 
Stadtrechner Gern erklärten, gänzlich den magistratlichen Erkenntnissen fügen um wieder 
Fried und Einigkeit und Ruhe zu haben. Nur wollten sie gebeten haben, man möchte sie, und  
somit den einen wie den anderen in dieser Sache halten. 

Wäre dieses aber dem Magistrat nicht gefällig, so bitten sie um eine Protokollabschrift von 
ihrer ersten Instanz bis daher. Sie wären aber auch im ersten Falle nicht gesinnt, sich auch 
nur im geringsten in weitere widersetzliche Strittigkeiten wieder den Magistrat einzulassen. 

Ratsbescheid: Auf die von den Bittstellern bezeugte Erkenntlichkeit und derselben Bitte wird 
jedem derselben an der geschöpften Strafe 15 Gulden nachgesehen. Es solle daher ein jeder 
derselben statt 20 Gulden nur 5 Gulden bezahlen. Dagegen aber, und weil das rechtliche 
Gutachten und die damit entstandenen Kosten eine Ausgabe von 18 Gulden 8 Kreuzer veran-
laßten, so soll ein jeder derselben hieran 6 Gulden 2 Kreuzer bezahlen und entrichten. 

Nachbescheid: Auf weitere Bitten wurde für einen jeden alles auf 9 Gulden 36 Kreuzer zu-
sammengezogen und zurückgesetzt.  

 

18.       den  21. Januar 1791 

Da Bürgermeister Tröscher mit dem Ratsbescheid vom 7. dieses Monates auf heute vorbe-
schieden war, aber nicht gekommen ist, sondern sich statt dessen sich unter der Zeit beim 
Amtsbürgermeisteramt mündlich erklärte, daß er auf dem bestehen bleibe, was er schon ein 
paarmal beim Magistrat geäußert, 

so wurden heute demselben Stadtrechner Gern und Baumeister Johann Rösch mit dem Auf-
trag ins Haus geschickt, von ihm die Schlüssel abzuholen. 

 

19.        den 26. Januar 1791. 

Extra = Ratssitzung. Da durch die Abforderung der Schlüssel vom Bürgermeister Tröscher 
demselben auch das Amt des Bürgermeisters abgenommen worden ist, so wurde dadurch 
auch ein Ratsherrnsitz ledig. Es wurde daher der hiesige Bürger und Schneider Anton Sorg 
einstimmig als Ratsherr ernannt und aufgestellt, ein in Rechnungssachen und auch im Lesen 
und Schreiben wohl kundiger und erfahrener Mann. Es wurde dieser also auf der Stelle an-
hero vor den Rat gebeten und hierauf in die Pflichten genommen. 

Hierauf wurde auch das ledige Bürgermeisteramt besetzt und solches dem bisherigen Stadt-
ammann Johann Baur anvertraut. Sofort wurde ihm der 2. Bürgermeisterplatz angewiesen, 
und auch demselben gratuliert. 

Weil hiedurch auch das Stadtammannamt ledig geworden ist wurde dieses dem bisherigen 
Stadtrechner  Gern übergeben. Doch hätte er vorher noch die Stadtrechnerei zu berichtigen. 

Darnach wurde der bisherige Unterstadtrechner Johann Michael Winkler als Oberstadt-
rechner und der neuaufgenommene Anton Sorg als Unterstadtrechner aufgestellt. 
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Doch sollen diese Ämter ihnen erst an Martini in Besitz gegeben werden. 

 

20.    Den 10. März 1791 

Wurde auf die von Kanzleiverwalter Brauer gemachte Vorstellung wegen seiner verminder-
ten Besoldung beschlossen, daß ihm die vom Anfange an zuerkannte und ausgeworfene 
Besoldung verbleiben solle. Doch hätte derselbe von Konferenzen und anderen Neben-
sachen kein weiteres Konto aufzustellen. Auch wäre ihm das Versprechen abgenommen, bei 
dem Stifte um keine Dienste mehr anzusuchen. 

Der Kanzleiverwalter dankte hierauf für die Entsprechung seiner Bitte und versicherte dem 
Magistrat seine fleißigen und emsigen Dienste. 

 

21.   den 23. April 1791 

Obschon zwar sonst  gewöhnlich an diesem Tage das Bürgermeisteramt gewechselt wurde, 
geschah dies heuer aus dem Grunde nicht, weil bei der Ratssitzung am 26. Januar 
beschlossen wurde, daß Bürgermeister Baur und Stadtammann Gern erst auf Martini ihre 
Ämter antreten sollten. 

Das Weitere wird seiner Zeit dann beobachtet werden. 

 

  87a.       den 22. Juni  1791 

Es wurden diejenigen welche gegen das obrigkeitliche Gebot vor der Prozession im Riede 
Holz gehauen haben ohne Rücksicht ob ein jeder viel oder wenig gehauen hat, jeder zu 1 
Gulden 12 Kreuzer, das tut laut Verzeichnis bei 14 Mann 16 Gulden 48 Kreuzer. Was ein 
jeder gleich bezahlt hat.   

 

188.                den  23. September 1791 

übergibt  Mathias Kramer eine schriftliche Bitte, mit der er darauf anstehet, daß man den 
zwischen seinem Schwager Johann Reiser und seiner Mutter Theresia Kramerin getroffenen 
Kauf- und Verkauf über ein Plätzel bei deren Werkstättel aus dem Grunde kassieren und 
entkräften möge, weil solcher wider seinen Willen gemacht worden sei, und dieses Plätzel 
zum Häusel gehöre, auf das er, Mathias das erste Käuferrecht hätte. 

Ratsbescheid: Es hat der Kauf aus dem Grunde seine Beständigkeit, weil der in Frage stehen-
de Platz, welcher ein Gärtel bleiben soll nicht zu dem Häusel gehöre und ohne Ausnahme ein 
Eigentum der Mutter wäre. 

Mathias Kramer nimmt diesen Bescheid zwar als anerkannt an, bittet aber, man möchte das 
Plätzel zu nichts anderem als zu einem Gärtel verwenden lassen, weil es immer so angelegt 
wäre. 

 Ratsbescheid:  Dem Gesuche ist entsprochen. 

 

22.    den 11. November 1791. 

wurde dem alten Herkommen gemäß das Bürgermeisteramt gewechselt. Von Amtsbürger-
meister Buchhauser wurde dieses Amt an Johannes Baur übergeben und diesem die Insig-
nien zugestellt. Auch die anderen Ratsherrnstellen wurden durch die Bank wie vorgesehen 
besetzt. 
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Da auch der bürgerliche Deputierte Jakob Bauer sein Amt heimgegeben, wurde durch die 
Mehrheit an dessen Stelle Anton Stöhr ernannt und bestätigt. 

Hierauf wurden die 4 Großen Räte vorgerufen, ihnen ihre Schuldigkeit vorgelesen. Nachdem 
sie diese angelobt hatten wurden ihnen ihre Plätze angewiesen. 

 

23.   den  5. Dezember 1791. 

Wurde dem alten Herkommen gemäß die Huldigung vorgenommen. Nachdem nach 
kaiserlicher Vorschrift hiebei zuerst die Rechnungssachen berichtiget und fürgebracht 
worden waren, wurde sowohl vom Magistrat als auch der Bürgerschaft der Huldigungseid 
abgenommen. Auch wurde der ganzen Bürgerschaft an statt eines3 Trunkes einem jeden 20 
Kreuzer, dazu jeder Witwe und jedem Ledigen 10 Kreuzer verwilligt und zugesagt. 

 

         24.      den 9. Dezember 1791. 

Da am 5. d. M. bei der Huldigung mehrere Bürger als nicht entschuldigt abwesend gewesen 
waren so wurden sie heute zur Nachholung ihrer Schuldigkeit anhero gebeten. Und da unter 
diesen Säumigen auch Anton Tröscher begriffen war, antwortete er, daß er unbeschadet und 
ohne in seiner Ratssache eine Vorentscheidung zu treffen auf ein absolutes Verlangen und 
Begehren des Magistrates anloben würde. Doch wäre man schon dessen überzeugt, daß er 
bishero wie ein anderer Bürger allem Gebot und Verbot so er vom Magistrat erhalten habe, 
getreulich nachgekommen wäre. 

Ratssbescheid: Es werde dem Anton Tröscher unnachteilig seiner Rechtsache anheim gege-
ben, ob er huldigen wolle oder nicht. Doch hätte er sich in dieser Sache wohl zu bedenken, 
daß er sich keiner Verantwortung aussetze. 

Hierauf lobet Anton Tröscher an. 

 

25.   den  9. Dezember 1791. 

Da auf das Abkomm des Kassiers Benedikt Locher eine Ratsstelle ledig geworden, so wurde 
an dessen statt Johann Martin Maucher als Ratsherr aufgenommen und als Kassier aufge-
stellt. Zugleich war dem Locher die Fleischschau anvertraut worden, davon er sich auch 
bedankte und aus dem Magistrat austrat. 

 

26.     den 13.   Januar 1792 

übergibt Heinrich Haaß dem Magistrate eine schriftliche Äußerung, in der er sich so auswei-
set, daß er und die anderen unterschriebenen mehreren Bürger damals von dem ehemaligen 
Bürgermeister Tröscher angeführt und unglücklich gemacht worden seien. Er bittet sich hier-
über ein obrigkeitliches schriftliches Zeugnis aus, daß er demnach derjenige nicht sei, für den 
man ihn gehalten. 

Ratsbescheid: Es ist dem Heinrich Haaß das erbetene Zeugnis verwilligt. Als solches von dem 
Kanzleiverwalter verfertigt war, wurde es dem Magistate vorgelesen, von demselben bege-
nehmigt und dem Heinrich Haaß vor dem versammelten Rate zugestellt. 

 

3. bisher vermutlich üblichen 
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      27.   den 27. Januar 1792. 

Nachdem in Sachen des Exbürgermeister Anton Tröscher auf seinen am 11. April 1791 beim 
Kaiserlichen Hofrate eingegebene Klagschrift das am 21. November 1791 erkannte Rescript 
am 13. dieses Monates von der Post anhero eingelaufen war, wurde es heute dem Rat ver-
lesen und übergeben. Da darinnen auch über diese Beschwerde in der Zeit von 2 Monaten 
vom Magistrate ein Schreiben und Bericht abgefordert wird erging die  

Ratsentschließung: Es ist ungesäumt alles Sachdienliche mit den Protokollen und anderen 

Akten zusammenzurichten und ungesäumt dem hiesigen Reichhofsratagenten von la Bon-

de gemäß seinem am 11. d. M. hieher erlassenem Schreibens zur Erstattung des Berichtes 
alles einzuschicken. 

 

   28.      den  18. Februar  1792 

Ist in einer Randbemerkung von Seiten des Kanzleiverwalters angemerkt, daß 12 Abschriften 
aus den Protokollen gezogen und mit einem Begleitschreiben am 17. Februar nachmittags 
zwischen 1 und 2 Uhr zu jenen Abschriften die schon am Sonntag den 12. Februar abge-
geben zu des Magistrates Händen geliefert wurden. 

 

      29.    den 20. März 1792. 

Seit einiger Zeit her währen Strittigkeiten zwischen dem Kanzleiverwalter Brauer und dem 
Kronenwirt Sebastian Baur und dessen Ehewirtin Ursula Bachmännin, weil diese aussagten, 
der der Kanzleiverwalter wäre der Spitzbube gewesen der den andern ohne Wissen des 
Magistrates die Protokollabschriften gegeben habe. Heute nahm diese Sache vor dem Magi-
strat seinen Fortgang, nachdem der Kanzleiverwalter Brauer nach wiederholten mündlichen 
und schriftlichen Gesuchen erneut vorstellig geworden war, man möchte ihm wider diese 
gräßlichen Beleidigungen Justiz verschaffen. 

Als diese Sache dem Magistrat genugsam fürgestellt worden war er ging der 

Ratsbescheid: Es solle dem Gesuch der Ordnung nach, wie gebeten, demnächst Genüge 
geschehen. Indessen solle der Kanzleiverwalter seiner Stelle wieder Platz nehmen.4 

Kanzleiverwalter Brauer erklärte hierauf unter dem feierlichen Vorbehalt der ihm dieser 
Sache wegen zustehenden Rechtszuständigkeiten, und daß ihm, wie zugesichert, die 
ordentliche Justiz widerfahren werde, daß er wieder Platz nehmen und in allen übrigen 
Geschäften nach seinen tragenden Pflichten seine Dienste versehen werde. 

 

    30.  den  17.April 1792 

nahm die Sache des Kanzleiverwalters wider die Kronenwirts Eheleute den Fortgang. Die  
Kronenwirtin wurde über das zurRede gestellt, was sie am 16. Oktober in des Bürgermeisters 
Haus wegen dem Stift Buchauischen Kanzleiverwalters Sohn von Eggs zu Protokoll gegeben 
hatte. Sie antwortete sie bleibe bei dem, was sie gesagt habe. 

Diese Aussagen vom 16. Oktober 1791 lauten nach den Protokollen:  Den 14. Oktober 1791 
zeigt der Baumeister Johannes Rösch  bei dem Bürgermeisteramt an, daß der Kronenwirt 
Sebastian Baur zu ihm gesagt habe, daß der junge Herr von Eggs in seinem Hause an der 
Fürstin Namenstag gesagt, er, Eggs, müsse jetzt der Schelm sein im Stifte, aber der Stadt  

 4.) Demnach hätte Brauer sein Amt niedergelegt, oder niederlegen wollen. Er hatte auch die Protokolle der 
letzten Sitzungen nicht geschrieben. 
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Buchauische Kanzleiverwalter wäre der Spitzbube gewesen. In den städtischen und stifti- 
schen Prozessen habe er, Eggs, Tag und Nacht an den städtischen Protokollen und Schriften 
müssen schreiben, so vom Kanzleiverwalter hineingetragen wurden, daß diesselben wieder 
herauskommen. 

Den 16. Oktober berief dann der Amtsbürgermeister Buchhauser den Kronenwirt in das Haus 
der (des) Bürgermeisters Baur und hielt ihm diese Aussage vor. Dieser sagte, es sei wahr, er 
habe dies dem Baumeister Rösch gesagt. Doch habe er es selbst nicht gehört, sondern sein 
Weib und seine Schwägerin und ein Herr namens Brendelin von Biberach. Der Kronenwirt 
fügte dieser Aussage noch an, der Herr von Eggs habe schon einmal wider den stiftischen 
Hofrat Schefold gedrohet, den er aber nur noch wegen seines alten Vaters verschone. Aber 
er wolle ihnen schon noch sagen, was sie alles getan haben. Bisher habe er noch alles sitzen 
lassen. 

Hierauf fragte man die vorberufene Kronenwirtin was Herr von Eggs an der Fürstin Tag in 
ihrem Haus geredet habe. Sie sagte, daß Eggs sagte, er habe in den Buchauer und stiftischen 
Prozessen müssen im Stifte der Schelm sein und der Stadt Buchauer Kanzleiverwalter sei der 
Spitzbube gewesen.  Er habe müssen Tag und Nacht schreiben an den städtischen Schriften 
und Protokollen, wo der Kanzleiverwalter habe hineingetragen, daß die Schriften wieder her-
auskamen. 

Dieser Aussage setzte die Kronenwirtin noch bei, daß der Eggs noch gesagt habe, so bald er 
nach Haus komme wolle er gleich schreiben und der Fürstin einen traurigen Namenstag 
machen. Sie wisse aber nicht, wohin er schreiben wollte.5 

 Man fragte die Kronenwirtin noch, wer alles in dem Zimmer gewesen. Niemand als sie und 
ihre Schwester und ein Herr aus Biberach wären da gewesen. Dieser heiße, glaube sie Herr 
Bredelin. 

Damit ist die Abhör beendet. Die beiden wurden nach Hause verwießen und ihnen das Still-
schweigen auferladen. 

Den 16. Februar 1792 ist dieses Abhör  vor versammelten Magistrat verlesen, und abschrift-
lich dem Kanzleiverwalter übergeben worden. 

Den 11. Februar  war schon Extrarat gehalten und beschlossen worden, da der Kanzleiver-
walter in dem Tröscherschen Prozesse dem Tröscher ohne Vorwissen des Magistrates 2 Pro-
tokollabschriften ausgestellt habe, man dahero die Tröschersche Streitsache dem Kanzlei-
verwalter nicht gänzlich übergebe. 

Diesen Protokollen ist von der Hand Brauers angefügt: 

Wider die unerlaubte und unnachweisliche Beschuldigung, als wenn  ich dem Herrn Tröscher 
2 Protokollabschriften ohne Wissen des Magistrates hinaus gegeben, wird hiemit, da ich das 
Zeugnis des Gegenteils urschriftlich in Händen habe, zumalen auch meine hiegegen 
gemachte schriftliche Vernehmlassung in rechtlicher Ordnung nicht verhandelt worden, auf 
das feierlichste protestiert und alle Rechtsansprüche und Juris reserviert, als ich zu dieser 
Verhandlung weder einberufen, noch auf meine hingegen schriftlich eingereichte 
Vorstellung und Äußerung rechtlicher Ordnung nach  angehort und verhandelt worden. 

                 Reichsstadt Buchau am 18. Hornung 1792 

                                                                           (gez)  Jos. Heini. Brauer 

                                                                                        Kanzleiverwalter  

5.) Demnach feierte die Fürstin Maximiliana am Maximilianstag den 14. Oktober, der auch in der Stadt 
Beachtung fand. 
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Am 16. März 1792 wurde auf die vom Kanzleiverwalter an diesem Tage eingegebene Bitt-
schrift mit 4 Beilagen in Betreff der wider ihn ausgestoßenen Beleidigung derselbe nach 
Befund der Sache an den Herrn von Eggs in Biberach verwiesen. Unerachtet die Kronenwirtin 
auf ihrer 2 oder 3 maligen Aussage beharret, daß Herr von Eggs bei ihr und zu ihr geredet, er, 
Eggs, habe in dem Stifte den Schelmen machen müssen und der drüben über der Gasse seie 
der Spitzbube gewesen. Auf welches sie lebe und sterbe, auch gebe Leib und Leben dafür, 
daß Herr von Eggs obiges geredet habe. Zudem beharre die Deputation auf dem, was die 
Kronenwirtin am  11. ds mündlich und in des Amtsbürgermeisters Haus zu Papier gegeben.6 

Bei der Ratstagung am 20. April 1792 schrieb das Protokoll nicht der Kanzleiverwalter son-
dern das Ratsglied Martin Käser. 

Nachdem die Kronenwirtin ihre Aussage gemacht hatte begehret der Kanzleiverwalter die 
hinlängliche Satisfaktion nach Belieben von dem Kronenwirt und dessen Hausfrau. Diese 
beiden sollen dann ihre Satisfaktion nach Belieben von Herrn von Eggs suchen. 

Der Kronenwirt und dessen Hausfrau widersprechen dem. Sie beide haben den Kanzleiver-
walter des nämlichen nit bezichtiget, sondern nur dasjenige was Herr von Eggs geredet zu 
Handen gegeben und gesagt von wo der Kanzleiverwalter seine Ehre zu suchen habe. Was 
Eggs geredet bestättigen sie beide in Gegenwart des ganzen Magistrates mit dem weiteren 
Beisatz, beide leben und sterben darauf und geben Leib und Seele  dafür, daß der Herr von 
Eggs solches geredet habe. 7 

Ratsbescheid: Der Kanzleiverwalter sei in Sachen seines ehrenrühriges Gesuches ein für alle-
mal an den ersten Aussager, den Herrn von Eggs verwiesen, wobei beim Ausgang der Sache 
der Magistrat sich die ganzen Verhandlungsgeschäfte vorbehalte. 

Der Kanzleiverwalter bittet hierauf entweder um einen anderen Bescheid, oder um eine 
Protokollabschrift. 

Nachbescheid: Der Magistrat bleibt bei seinem festen Bescheid, doch solle die Protokoll-
abschrift gegeben werden. 

Hierauf bittet der Kanzleiverwalter um die ganzen Protokolle, um sie von einem Unpartei-
ischen untersuchen und sich belehren zu lassen, ob er teils recht oder unrecht habe. 

Weiterer Bescheid: Der Magistrat beharret auf seinem festen Bescheid. Das weitere werde 
sich sodann zeigen. 

Dem folgt im Protokolle wieder ein Nachtrag von der Hand des Brauer. Er lautet: Da aller 
rechtlichen Ordnung zuwider der Sebastian Baur und seine Ehegattin Ursula Bachmännin als 
Beklagte zuerst gehört und ohne mich, den Kläger, gegen sie vordersamst zu hören, der Be-
scheid abgefaßt wurde, so wird nicht nur hierwider, sondern gegen das ganze Verfahren in 
dieser Sache protestiert und sich verwahrt, sondern auch alle hiergegen dienlichen Rechts-

zuständigkeiten und Behellfe in juris forma vorbehalten.  

 

31.  den 20. April 1792 

Da sich zwischen dem Bürgermeister Buchhauser und dem Küfner Franz Maichel wegen den 
gemeinsam zu brauchenden Platzen Streit und Uneinigkeiten ergeben haben und hier wegen 
heute die beidteiligen Kaufbriefe eingesehen wurden, so hat sich nach genugsamer Einsicht 
und Überlegung soviel erfunden, daß beiden Teilen der 

6.) Diesem folgte der Bescheid vom 20. März, siehe Seite xx . Nr. :29  

7.) Herr von Eggs senior war Fürstlicher Hofrat im Stifte. 
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Ratsbescheid  zu eröffnen sei: Beide Teile hatten sich nach dem buchstäblichen Haus- und 
Gartenabteilungsbrief von 1742 miteinander zu vertragen und zu benehmen. Womit also 
dieser Streit von Rats wegen behoben und abgetan sein solle. 

 

   31b.         den 23. April 

wurde Johann Bohner, welcher sich beim Waschhaus wider das obrigkeitliche Gebot vergan-
gen, dies erst in Abrede stellte, dann aber  dessen geständig war mit ½ U Pfennig gestraft. 
(Anmerkung: ½ U Pfennig = 35 Kreuzer). 

Als nun Bohner einen Abtrag zu tun nicht entsprochen, sondern unter dem Ausdruck zur 
Rathaustüre hinausging: „ Der Magistrat solle nur so fort fahren wie bisher“, so wurde 
derselbe dieses ungebührlichen und bedenklichen Ausdruckes halber bis abends in den 
bürgerlichen Gehorsam erkannt. 

 

    32.     den 1. Juni 1792 

klagt Amtsbürgermeister Buchhauser wider den Johann Gebhard, weil dieser ihm unlängst 
vor gesessenem Rat vorgeworfen habe, er habe dem Gebhard alle Grobheiten angetan, und 
dieser ihn beschuldigte, er hätte nach Wien geschrieben und ihn um vieles gebracht. Es solle 
also der Beklagte den Brief vorlegen, oder ihm in Ermangelung dessen rechtliche 
Genugtuung verschaffen. 

Der Beklagte äußerte hierauf, was er damals öffentlich geredet rede er noch der Kläger habe 
ihn beschädigt und um 300 Gulden gebracht. Das zeigen die in Wien liegenden Prozeßakten. 

Ratsbescheid: Johann Gebhard solle vordersamst für seine unerwiesenen und respektlosen 
Ausdrücke, die er selbst heute wieder gemacht und damit seine anderen bestätigt habe dem 
Amtsbürgermeister eine öffentliche Abbitte tun, und zur wohlverdienten Strafe und einiger 
Genugtuung 24 Stunden bei Wasser und Brot eingeschlossen aushalten. 

Johann Gebhard erklärt unnachteilig seiner in Wien anhängenden Ratssache hierauf dem 
Amtsbürgermeister Buchhauser , daß er sich nach dem Ratsbescheid benehmen wolle, hie-
mit demselben wegen seinem respektlosen Betragen Abbitte tun und erkläre, daß er ihm 
unrecht getan. 

 

   32a.   den 28. Juni 1792 

Wurde den beiden Bürgermeistern Buchhauser und Baur und Stadtammann Gern soviel 
zugesichert, daß diejenigen Gegenstände, welche man in Ansehung des Kompromisses und 
des 1787 er Vertrages durch den Weg des bittlichen Gesuches treffe, um dem Publikum sein 
Bestes zu fördern hernach eine schriftliche Vollmacht erteilet werden solle. Jedoch niemals 
anderst als ohne Prozesse und allzugroßen und weitläufige Kosten. Auch daß sie dem Magi-
strat über den Erfolg ihrer Unternehmung so oft als es möglich erfunden werde referieren 
sollen. 

Auch solle überhaupt, so ferne in dem Rat einer wäre, der was aussagte auf der Stelle kas-
siert sein, wenn er dessen überführt würde. 
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   32b.  den 23. August 1792 

Da der Herr Anton Tröscher die Wuhrkapellenrechnung heimgeschlagen hat, so wurde 
solche dem Ratsfreund Herrn Martin Käser anvertraut und übergeben. 

 

             87a.   den 9. November 1792 

Es werden diejenigen Bürgersleute, die sich wider das obrigkeitliche Gebot damit vergangen 
haben, weil sie das vom Magistrat angeordnete Mausgift zum Auslegen in den Weiher- und 
Allmandteilen entweder nicht angenommen oder solches nicht gebraucht haben, jeder zu ½ 
Û Pfennig Strafe verfällt. Diese haben sie unnachsichtlich mit samt den 8 Kreuzern für das 
Gift zu bezahlen. 

            87.b 

Josef Abt aber, welcher sich besonders gröblich wider den Magistrat verfehlet hat, so auf 2 
mal 24 Stunden bei Wasser und Brot in den bürgerlichen Gehorsam. 

 

     33.    den 23. November 1792 

Wurde die alljährliche Amtsrechnung vorgelegt. In den zahlreichen Beanstandungen wurde  
neben anderem entschieden: 

Bei Punkt 19, daß der Magistrat in den Metzgen genauere Einsicht nehme.                                         
Bei Punkt 46 , der Meßmer bleibt in dem Essen und Trinken abgeschafft. Das Fuhrwerk solle 
der Engelwirt für sich leiden, dem Franziskaner solle aber jedesmal seine ordentliche 
Verpflegung mit Essen und Trinken gereicht werden.                                                                                                              
Bei Punkt 54. Es sollen die beiden Stadtrechner wenn sie miteinander in den Wald gehen                
hiefür miteinander nicht mehr als 20 Kreuzer ansetzen. 

 

   34.   den 25. Januar 1793 

bringt Bürgermeister Baur in Vorschein, daß in den zwischen ihm und dem Kanzleiverwalter 
Brauer obschwebenden Strittigkeiten, die in dem bestehen, es solle einer den anderen belei-
digt und geschimpft haben, sich der Kanzleiverwalter am 8. Januar geäußert hat den Bürger-
meister beim höchsten Reichsgericht in Wetzlar zu verklagen, worauf er geantwortet, er 
stehe an, der Kanzleiverwalter solle und müsse ihn allhier bei dem Magistrat verklagen. 

Ratsbescheid: Es solle der Kanzleiverwalter seine Klage zuvorderst bei dem Magistrat vor- 
und anbringen. 

Als dieser Bescheid ergangen war, bringen beide Teile vor und an den versammelten Magi-
strat, daß sich beide ihre ganzen Stittigkeiten miteinander ausgeglichen haben und zufrieden 
sein wollen, einer den andern jederzeit bescheidentlich behandeln, alles was vor- und beige-
gangen war, gänzlich vergessen und aufgehoben und gar nicht mehr daran zu denken sein 
solle. 

Dieses Vor- und Anbringen wurde im versammelten Magistrate in Umfrage gestellt. Hierauf 
erging der 

Ratsbescheid: Man wünsche den Beiden von Seiten des Magistrates zur Zufriedenheit alles 
Glück und wünsche ihnen eine fortdauernde Liebe zu einander. Dem Kanzleiverwalter wäre 
aber ferner vorzutragen, daß er sich sich nach Laut seiner Aufnahme und hinausgegebenen 
Bestallungsbriefes fleißig, willig und getreu verhalten solle, den Schaden der Stadt nach allen 
Kräften abwende und den Nutzen fördere. So solle er auch in Zukunft weder Magistrats-
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gliedern noch den Bürgern mit einem auswärtigen Gericht drohen oder solche gar dorten 
verklagen, ehe und bevor er bei dem hiesigen Magistrat Klage gestellt, und von Seiten des 
Magistrates ein Bescheid über die Klage ergangen ist. 

Wenn nun solches leider wieder alles Verhoffen geschehen sollte, so solle derselbe kassiert 
und seines Dienstes verlustigt werden. 

(Auf dieses von der Hand des Bürgermeisters Lukas Buchhauser unterschriebene 
Protokoll folgt im Protokollbuch  eine Nachschrift von der Hand des Kanzlei-
verwalters, die nicht als amtliches Protokoll, sondern nur als privater Eintrag 
des Kanzleiverwalters zu werten ist, dem als Schriftführer das Protokollbuch zu 
Händen war.) 

Die Nachschrift lautet: Den 27. Januar 1793. Unerachtet über diesen Bescheid habe ich, der 
Kanzleiverwalter, gebeten, daß man auch meine Äußerung dagegen zu Protokoll nehmen 
möchte, ein solches aber nicht geschehen, auch da nicht als ich anderen Tages, nämlich den 
26. Januar bei dem Amtsbürgermeisteramt noch besonders darauf angestanden bin. Es 
bleibt mir so nichts anderes übrig, als daß ich mir sowohl über ein anderes sotanes Betragen 

quovis Juris Compesentia  auf das feierlichste vorbehalte und mich sub Eventuoli 

reservatione provolationis an einem der höchsten Reichsgerichte wider alle rechts-
widrigen Zudringlichkeiten hiemit anhiero mit Protest verwahre. 

Gez. Josef Heinrich Brauer, Kanzleiverwalter 

            35.    den 5. Juli 1793. 

Auf ein vom Stifte anhero erlassenes Requisitionsschreiben, wonach Gregor Bohner den 
Acker des stiftischen Untertanen Josef Schätzle überfahren haben solle, wolle bis nächsten 
Montag den 8. Juli dieses untersucht, und dann der Gregor Bohner zur Abwandlung dieser 
Klage zur stiftischen Regierungskanzlei gestellt werden.   

Hierüber erging die Entschließung, daß zuerst  Gregor Bohner über diesen Umstand gehört 
werden, und sodann nach Befund der Sache vertragsmäßig wegen der Gestellung und der 
Überfahrung gehandelt werden solle. 

Hierauf erscheint Gregor Bohner und gibt zur Auskunft, daß er dem Schrattenbach nach, da 
wo das Mark stehe gemäht habe. Es sei ihm gerade recht, daß diese Sache einmal in Vor-
schein komme. Er bitte, die Sache genauer zu untersuchen. 

Nach diesem wurde einhellig beschlossen, daß bei dem Stifte mit dieser Gelegenheit darauf 
angestanden werden solle, daß überhaupt allen Äckern und Wiesen die alten Ein- und 
Ausfahrtswege gestattet werden sollen, und daß die hiesige Stadt keine Beeinträchtigung 
mehr zugeben möchte, gestalten man sich dieseits davon nicht abtreiben lassen könne noch 
würde. 8 

 

   36.                                 den 5. September 1793. 

Da der Stadtammann Gern sein altes Haus an die hiesige Bürgerin Ursula Müllerin für 655 
Gulden verkauft, dagegen aber dessen Schwester Theresia Schillingin geborene Gernin 
hierüber heute vor dem Magistrate den Zug 9 angesagt hat, so äußerte sich der Stadt-
ammann dahin, das Haus sei einmal an die Kronenwirtin verkauft und es bleibe dabei.  

8.) Diese alten Überfahrtsrechte wurden erst beinahe ein Jahrhundert später durch Güterregulierungen und 
Feldweganlagen beseitigt. 

 9.) Das Zugrecht war das Recht eines Familienangehörigen oder einer Gemeinde einen Güterverkauf zu annul-
lieren und als Käufer einzusteigen und das Gut an sich zu ziehen. 
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Er habe zwar gegen das Zugrecht nichts einzuwenden. Er bitte aber um den Bescheid, daß 
der Magistrat ihm bis künftigen Michaelistag bis Mittag den Kaufschilling auf dem Tisch im 
Hause habe, gleich ob ihn die Müllerin oder seine Schwester erlege. Von der Stunde an stehe 
das Haus auf der Gefahr der Züger. 

Ratsbescheid: Es ist dem Begehren und Gesuch des Stadtammannes entsprochen, und solle 
ihm wie begehrt der Kaufschilling mittels obrigkeitlicher Verwendung zu Handen gestellt 
werden.10 

 

 

  37.                                       den 4. Oktober 1793 

 wurde eine allerhöchst Kaiserliche Reichshofratsentscheidung vom  23.  April 1793 verlesen, 
inhaltlich dessen an hiesigen Magistrat in Sachen Bürgermeister Tröscher und seiner Abset-
zung in einem allerhöchst kaiserlichen Rescript dahin erkannt wurde, „daß er sich in seiner 
bei dem Handwerk gegen den Magistrat gemachten Äußerung geirrt habe und eines bes-
seren belehrt worden sei.“ Dies unter der ausdrücklichen Bedrohung der Entsetzung, jedoch 
mit Belassung seiner Suspension. Nach fruchtlosem Verfluß dieser Frist wäre aber ohne 
weiteres damit voranzugehen. 

                                                                           Gez. Johann Nicklas von Schwabenhausen 

 

38.                                                                den. 18. Oktober 1793 

Es erscheint der Bürger und Uhrenmacher Mathias Kramer und beschwert sich in Appelation 
wider das Handwerk und die Zunft wegen 2 Gulden, worin er aus dem Grunde verfallen, weil 
er zu Aufhofen in einem Tausch- Gegentauschhandel 4 Kreuzstöcke habe machen lassen. Da 
er hiedurch offenbar beschädigt   und nicht schuldig sei, und ihm die vom Handwerk aufer-
legte Strafe nicht zugemutet werden könne, so möchte ihm der Magistrat  hierinfalls Justiz 
verschaffen. Zugleich bittet er, man möchte den Zunftmeister samt den Zünftigen anhero 
berufen, ihre Aussagen aufzunehmen. 

Die Zünftigen gestehen die Sache so wie sie vorgebracht wurde als richtig an, halten aber 
dafür, daß sie nach den vorgekommenen Umständen den Kramer zu strafen berechtigt ge-
wesen zu sein. 

Ratsbescheid: Was den Hauptgegenstand betrifft findet der Magistrat daß der Appelant die 
ihm vom Handwerk zuerkannte Strafe zu zahlen nicht schuldig sei. 

Der Zunftmeister Stauß beruft sich im Namen des Handwerkes auf den Spruch vor einer 
Hauptlad. 

Ratsbescheid: Der Zunftmeister Stauß hätte dieses Vorhaben seinem Handwerk und Mit-
meistern vorzulegen. Wenn sie dann alle seiner Meinung sein sollten, dann werde der Magi-
strat seinen Bescheid zu rechtfertigen wissen. 

 

                   39.  den 8. November 1792 

Zur heutigen Ratssitzung erschien Anton Tröscher und übergab eine schriftliche Erklärung 
des Inhaltes, daß er nach einem allerhöchst kaiserlichen Befehl und der in Händen habenden 
Abschrift des kaiserlichen Rescriptes vom 23. September d. J. dahin angewiesen  worden sei,  

10.) Alle Zahlungsverpflichtungen über die im Bescheid oder Zahlungsaufforderung erteilt wurde, mußten an 
den Magistrat zur Weitergabe bezahlt werden. 
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sich zu erklären: „daß er sich in seiner bei dem Handwerk wider den Magistrat bewußten 
Äußerung geirrt habe und eines besseren belehrt  worden sei.“ 

Er bittet, diese schriftliche Erklärung zu den Akten zu nehmen, und da er den allerhöchsten 
Befehl vollzogen, ihn wieder in das Bürgermeisteramt einzusetzen. 

Auch bittet er um eine Bescheinigung über die Abgabe und um eine Protokollabschrift. 

Ratsbescheid: Da das allerhöchst kaiserliche Rescript in dieser Sache bei dem Magistrat noch 
nicht eingegangen ist, so wird dieses vordersamst noch abzuwarten sein. Worauf ihm dann 
durch ein Magistratsdekret das Weitere zugestellt werden solle. Inzwischen ist ihm die 
Protokollabschrift von heute zugesagt.  

Anton Tröscher begnüget sich mit diesem Bescheid mittels einer Neigung und gehet damit 
ab. 

 

     40.     den    8. November 1793 

Der zwischen Max Manz, Fidel Widmann, Valentin Winkler Anton Tröscher, Martin Käser, 
Jakob Böck und Franz Rooß sich wegen dem Wässern in den Deuchelwiesen Irrungen erge-
ben haben, so wurde von Rats wegen in dieser Sache  

Entschieden: Es solle ein jeder von dem Wührlegraben das Wasser auf sein Eigentum leiten, 
wie sie wollen. 

 

       41.     den    8. November 1793 

In der Strafsache gegen den Mathias Kramer werden von den Zünftigen die Zunftartikel vor-
gelegt und diese auch verlesen. Da die Zünftigen darum anstanden, daß man die verhängte 
Strafe geltend machen sollte, so wurde in deren Abstand 

Entschieden: Daß es bei dem Bescheid von 18. Oktober verbleibe. Wenn sich die Zünftigen 
damit  nicht zufrieden geben wollen, haben sie sich an das höchste Reichsgericht zu wenden. 

Auf weitere Vorstellungen der Zünftigen wurde, um weiteren Verdrießlichkeiten auszuwei-
chen, der Ratsentscheid dahin revidiert, daß Mathias Kramer der Zunft 30 Kreuzer erlegen 
solle. 

Beide Zunftmeister nehmen diese Sache zu Bericht vor das Handwerk. 

 

    42.                      den 15. November 1793 

Nachdem am 11. November das Bürgermeisteramt ausgewechselt, und dabei von Bürger-
meister Buchhauser die Amtsinsignien auf den Tisch gelegt und diese dem Bürgermeister 
Johann Baur anvertraut worden waren, rief dieser den Magistrat heute zu einer Extratagung 
zusammen. Dabei wurde das allerhöchst kaiserliche Rescript vom 23. September und das 

Begleitschreiben des Agenten von la Bonde vom 29. September d. J. in Sache Tröscher 

verlesen. Da der Reichshofratagent de la Bonde sich insbesondere dahin äußert, daß der 
Magistrat sich genau nach dem Buchstaben des Rescriptes zu benehmen habe, denn was 
sich hernach begebe, habe man auf alle Fälle seiner Majestät brieflich anzuzeigen. 

Wie nun sowohl das allerhöchst kaiserliche Rescript als auch das was de la Bonde ange-
raten hatte verlesen war wurde die  

Entschließung gefaßt: Da bereits am 10. ds. Monates von Senator Eben in Biberach ein 

Schreiben eingegangen ist, daß sich de la Bonde seines ferner nach Möglichkeit verwen-
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den möchte, wie in dieser Sache im besten Maße zu verschaffen sein möchte, so solle man 

mit weiterem in solange noch abzuwarten, bis man von dem Agenten de la Bonde belehrt 
wäre, wie man sich in der Sache benehmen solle. Worauf man dann dem allerhöchst kaiser-
lichen Befehl alsogleich untertänigst nachleben wolle. 

Nach diesem äußerten sich die beiden Stadtrechner Sorg und Winkler, auch Johann Martin 
Maucher und Martin Käser nebst dem Kanzleiverwalter Brauer dahin, daß sie den allertiefst-
schuldigen Respekt vor dem allerhöchst kaiserlichen Rescript hätten, daher der Weisung des 

de la Bonde Beifall geben und dafür hielten, daß dem kaiserlichen Befehl umsomehr  
nachgelebt werden müsse, weil Herr Tröscher schon am 8. bereits dasjenige befolget habe, 
was seine Majestät ihm aufgegeben. 

Hiezu äußerte Amtsbürgermeister Johann Baur, wenn der Magistrat heute noch einig seie, 
daß der Tröscher wieder als Bürgermeister an- und aufgestellt werden sollte, so wäre er und 
zwar ohne weiteres abzuwarten, als der erste bereit, demselben den Platz einzuräumen, 
wenn man ihm seine ehemalige Stelle, nämlich das Stadtammannamt einräumen und 
übergeben wolle. 

 

          43.   den 20. Dezember 1793 

In Sachen des Herrn Tröscher ist am verwichenen Sonntag den 15. d. M. von der Mehrheit 
des Rates abgeschlossen worden, daß man als heute den Tröscher nach Maßgabe des aller-
höchst  kaiserlichen Rescriptes wiederum in sein Bürgermeisteramt einsetzen wolle, so 
wurde doch dessen ungeachtet heute der von den beiden Stadtrechnern Michael Winkler 
und Anton Sorg, dem Kassier Martin Maucher dem Fidel Stauß und dem Kanzleiverwalter 

Brauer eingegebene Einspruch verlesen. Hierauf erging per Majora der 

Ratschluß: Daß wegen einem ganz neuen wegen und wider Herr Tröscher eingekommenen, 
vom Magistrat nicht genannten und vom Amtsbürgermeister Baur vorgetragenen leidigen 
Umstand noch ehe man den kaiserlichen Befehl ausführen könne, dieser von denen die 
bisher in dem Tröscherischen Handel gearbeitet haben untersucht werden solle.  

Vorläufig aber solle an den Agenten de la Bonde ein Schreiben des Inhaltes übersandt 
werden, daß die allerhöchst angeordneten Pflichten geleistet werden sollen, wenn dieser 
eine Handel abgetan sein werde. 

 

      44.   den 10. Januar 1794 

In der heutigen Ratsversammlung wurde besonders in Sachen Tröscher und dessen Wieder-
einsetzung in das Bürgermeisteramt betreffende gemäß der Entschließung vom 23. Septem-
ber 1793 verlesen und darauf 

Beschlossen:  Daß Herr Bürgermeister Tröscher zu Folge des kaiserlichen Rescriptes nunmehr 
wiederum in das Bürgermeisteramt nebst den demselben anklebenden anderen Beamtun-
gen ein und in dessen Besitz heute noch eingesetzt werden solle. Jedoch mit dem Anhange, 
daß die anhero im Konzept in das Protokoll beigelegten Dekrete, als eines an den Bürger-
meister Tröscher und eines an die Zünftigen im Engel zugefertigt werden sollen. 

45. 

 Wie es hierauf nun dahin kam, wie und was der Magistrat zur Beibehaltung von Ruf, Fried 
und Einigkeit unter sich und in Hinsicht auf die abzugebenden Ämter zu tun und sich durch-
gehends benehmen wolle, und dadurch ohne Nachteil an seinem Charakter bestehen könne, 
so hatte diesem zu Folge 
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Bürgermeister Buchhauser die 1. Stimme abzugeben. Dieser äußerte sich dahin, er wäre der 

Meinung wie es Herr de la  Bonde auch angeraten habe, daß durch den ganzen Rat die 
Wiedereinsetzung der Ämter fürgehen solle. So hätte er auch den Auftrag und die Vollmacht 
des Alten Ratsgliedes, des Herrn Striegel, welcher sich geäußert, nicht mehr in dem Rat zu 
sitzen und auf alle Fälle seine Weiterführung ihm überlasse. 

Bürgermeister Baur stimmte zwar wie Bürgermeister Buchhauser und wollte das aller-
höchste Rescript bestellet wissen, aber er behielt sich vor, wie er es schon die Zeit her getan, 
daß ihn der Magistrat wieder in seine vorherige Stelle nämlich in das Stadtammannamt 
einsetzen wolle. In Übrigen verlange er keinen Titel und keinen Platz in einem Bürger-
meisteramt. Sollte aber seinem Ansuchen nicht entsprochen werden, so behalte er sich vor 
an allerhöchsten Orten um eine Entscheidung nachzusuchen. Wer sich also widersetzen 
würde, dem halte er vor daß er gegen das kaiserliche Rescript handle. Er würde auch dem 
Magisrat das in Händen habende Signet und die Schlüssel solange nicht an Handen stellen, 
bis er von allerhöchsten Orten eine Entscheidung hätte. Außer der obigen Art werde er als 
dreißig und etliche Jahre währendes Ratsglied sein Amt nicht abtreten können. 

Stadtammann Gern stimmte wie Herr Buchhauser. Er wolle sich aber auf keinen setzen, aber 
auch keinen auf sich setzen lassen. Hiedurch wolle er so zeigen, daß er kein Beisitzamt er-
strebe, sondern so beschaffen sei, um überzeugend darzutun, daß er Ruh, Fried und Einigkeit 
unter dem Magistrat suche. 

Stadtrechner Winkler stimmte genau so wie Stadtammann Gern. Baumeister Rösch stimmte, 
daß er es bei dieser Sachlage billig und recht finde, daß jeder Platz mache. Umgelder Fidel 
Stauß stimmte wie Rösch und konform mit dem Stadtammann. 

Kassier Maucher stimmte, er könne sich das Abrucken schon um des Friedens willen gefallen 
lassen. 

Stadtrechner Sorg stimmte, wenn alle Ratsglieder um einen Mann abrucken so rucke er 
auch. Er sitze dem Rang nach auf der 6. Stelle und wolle auch auf die 7. Stelle aber nicht 
weiter abrucken . 

Herr Käser stimmte, er wolle hoffen, daß ihn der Magistrat als einen ehrlichen Mann nicht 
fallen lassen werde. 

Ratsentschließung: Herr Käser bleibe in seinem Amt. Der alte Striegel aber solle als ein von 
Natur halb blinder und gehörloser Mann eine jährliche kleine Pension aber keinen Ratssitz 
mehr haben. 

 

     46.    den 10. Januar 1794 

Hierauf wurde einhellig Herr Anton Tröscher als wirklicher Amtsbürgermeister ernannt und 
demselben der ihm angehörige Platz eingeräumt und in Besitz gegeben. Nicht weniger wur-
den ihm die Insignien, Schlüssel, Signet mit Zugehörde an Handen gestellt. 

Es wurde dem neuen Amtsbürgermeister Tröscher aufgegeben, daß er sich in dem was 
neuerlich wider ihn zum Vorschein gekommen behörig zu legitimieren hätte. Sobald dies 
geschehen sein werde, werde ihm alle Satisfaktion verschafft werden. 

 

    47. 

Als erste Amtshandlung übergibt sodann Amtsbürgermeister Tröscher eine wider die 
Bürgermeister Buchhauser und Baur, Stadtammann Gern und Stadtrechner Winkler so 
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betitelte abgedrungene Klageschrift in Betreff illegaler und ehrenrühriger Behandlung. Er 
bittet hierüber zu verhandeln und einen Bescheid zu erteilen. 

Ratsbescheid: Es wird diese Klageschrift den Beklagten hiemit zu dem Zwecke zugestellt, daß 
sie in Bälde Herrn Tröscher zu seiner weiteren Vernehmlassung das Erforderliche zu Händen 
stellen. 

Nach der Eröffnung dieses Bescheides und unerachtet der Kanzleiverwalter die 4 Beklagten 
aufforderte in den Abstand zu gehen, solches aber nicht geschehen, so hat Amtsbürgermei-
ster Tröscher bei seiner Wiedereintretung ein gleiches geändert und gebeten, daß man diese 
seine Ahndung in das Protokoll nehmen möge. Wie auch billig fernerem Gesuche 
nachgezogen wurde. 

    47.    den 23. Januar 1794  

Es beschweren sich beide Rechnungsrevisoren Sebastian Baur und Alex Bregenzer wider 
mehrere vom Magistrate versprochenen aber nicht gehaltenen Berichtigungen verschie-
dener das gemeine Wesen kränkenden Umstände besonders daß man es ihnen wegen der 
Prozeßkosten des Tröscherischen Handels schriftlich hinausgebe, da man derlei Kosten der 
Bürgerschaft nicht aufladen solle. 

Ratsbescheid:  Da zur Zeit wer die Unkosten zu zahlen habe von der kaiserlichen Majestät 
noch nicht gesprochen worden, so werde man, wenn von dahero einmal gesprochen werden 
würde, wer solche zu bezahlen habe, darnach pünktlich und untertänigst handeln. 

Inzwischen aber wäre das Vorbringen beider Revisoren in das Protokoll eingetragen. 

Da es aber gegen die Gewohnheit laufe, hierüber Abschriften zu erteilen, so bleibe ein 
solches aus dem Grunde eingestellt, weil beide Revisoren sich mit ihrem Vorbringen schon 
legimitiert, und sie selber geäußert hätten, daß sie keine Prozesse zu führen verlangten. 

Auf ihre weiteren Vorstellungen wurde ihnen zugesichert, daß die Ratsbescheide auf Begeh-
ren jedesmal den künftigen Revisoren, wer sie auch seien, zu ihrer Notiz und Einsicht in der 
Abschrift zugestellt werde. 

         49.    23. Januar 1794. 

Da sich zwischen dem Stadtammann Gern und dem Exbürgermeister Baur aus dem Grunde 
Irrung und Anstände ergeben, daß jeder das Stabamt versehen, und also keiner dem an-
deren in der Ausübung der Jurisdiktion nachgeben wolle, so erging zur Hebung dieses 
Gegenstandes auf beiderseitiges Vor- und Anbringen der 

Ratsbescheid: Stadtammann Gern solle einstweilen das Stabamt führen. Mittlerweile solle 
an allerhöchsten Orten darauf angestanden werden, welcher von den beiden dem anderen 
weichen solle. 

Hierauf bittet sich Johann Baur über diesen obwaltenden Umstand und Ratsbescheid 8 Tage 
Bedenkzeit aus. 

 

                  50.      den 23. Januar 1794 

Dem Herrn Exbürgermeister Striegel wird zu einer angemessenen Pension angewiesen            

die jährliche Ratsbesoldung                                     8 Gulden 40 Kreuzer 

wegen entgangener Gebühren                                7    “         30     “ 

zusammen                                                                 16    “         10      “                                                      
die von der Stadtrechnung zu bezahlen sind. 
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Dagegen verzichtet derselbe von nun an und auf alle Zeit auf seinen Ratssitz und seine ihm 
als Ratsherr zustehende Stimmführung. 

Als womit er seines Amtes entlassen wurde. 

 

            51.    den 29. Januar 1794. 

Da sich zwischen den beiden Ratsfreunden Johann Baur und Xaver Gern wegen der wirk-
lichen Besitznahme und Ausübung des Stadtammannamtes abermals Widersprüche in dem 
ergeben haben, daß keiner dem anderen weichen oder nachgeben willens ist, somit auch die 
Auswechslung der anderen Ämter nicht in Stand und Ordnung gebracht werden kann, so 
erging in dieser Sache durch die Mehrheit die 

Ratsentscheidung: Daß die in dieser Sache verhandelten Protokolle durch den Kanzleiverwal-
ter Brauer nach Wien zur Erzielung der hierinfalls notwendigen Entscheidung eingeschickt 
werden sollen. 

Hernach erklärt Stadtrechner Sorg, der Magistrat wolle ihm nach seiner am 10. Januar 
abgegebenen Äußerung heute noch den Bescheid erteilen, ob er Stadtrechner oder 
Baumeister sei. Des gleichen bringet auch Baumeister Rösch an, man möchte ihm den 
Bescheid erteilen, ob er Baumeister oder etwas anderes sei. 

Ratsbescheid: Es solle ohne weiteres mit der Verschickung der Akten fürgefahren werden.  

Randbemerkung: Dieses und was anhero einschlägig abschriftlich den 31. Januar an Herrn 

de la Bonde geschickt.  

Nachschrift im Protokoll: Es erklärt Stadtammann Gern er überlasse die Sache dem Magi-
strat. Was dieser in der Sache zwischen ihm und Herrn Baur für gut finden werde, wolle er 
sich gefallen lassen, nur damit man im Frieden bleibe. Herr Baur entgegnete, da in dem 
Magistrat meistenteils interessirte Teile sitzen, könne dieser die Sache nicht entscheiden. 
Die Sache müsse an allerhöchsten Orten entschieden werden. 

Endschrift: So auch abermal Majora.   

                                              gez.   Josef Anton Tröscher, Amtsbürgermeister   

 

 

       52.    den 7. Februar 1794 

klagt Anton Striegel wider die zwei vorjährigen Rechnungsrevisoren Sebastian Baur und Alex 
Bregenzer, weil ihn diese in den letzten Revisionserinnerungen schriftlich denunziert, als 
gemeinen und des gemeinen Wesens Schädlichen solcher gestalten geschädigt, daß es Kind 
und Kindeskinder bereuen würden. Er erbat also von den Beklagten den Beweis, oder in 
Ermangelung dessen die Genugtuung. 

Beide Beklagten äußern sich, sie hatten niemals gesagt oder geschrieben, daß der Kläger das 
gemeine Wesen beschädiget oder betrogen habe, sondern sie hätten ihre Erinnerung nur 
darum gemacht, weil der alte Striegel schon damals nicht mehr im Stande war, dem gemei-
nen Wesen die 200 Gulden hinlänglich zu verzinsen und Zahlung zu geben. Weit weniger 
hätten ihm nach der Hand, als er schon nichts mehr hatte nicht wiederum die 300 Gulden 
anvertraut werden sollen. Auch hiedurch hätten sie nicht behauptet, daß der alte Striegel 
das gemeine Wesen betrogen habe, sondern nur das, daß er in seiner ehemaligen 
Revisionssache den Prozeß verloren habe und daher es Kind und Kindeskinder wieder büßen 
müssen. 
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Wenn also der Magistrat dafür halten würde, daß dem alten Striegel zuviel geschehen wäre, 
so berufen sie sich zum Beweis dafür auf die ganze Bürgerschaft. Der große Teil davon werde 
das Gleiche behaupten, was sie geschrieben haben. Niemals aber hätten sie gesagt, der alte 
Striegel habe das gemeine Wesen geschädigt und betrogen.  

Anton Striegel brachte dagegen vor, wenn der eine oder andere Bürger seinerwegen durch 
den Prozeß unglücklich geworden sei, so hätten die Beklagten gegen jene vorzugehen. 

Diese antworteten, dieses läge dem Kläger ob, indem sie was sie behaupten, sie dies bei der 
Rechnungsrevision gefunden, von  der ganzen Bürgerschaft gehört und mit den Bürgern be-
wiesen werde. 

Ratsbescheid: Da die ganze damalige Sache wegen dem Anton Striegel schon lange abgeur-
telt ist, so hat es damit sein Verbleiben. Es wird daher von Rats wegen das Behörige auf der 
Rechnungserinnerung Nr. 127 beigerückt und der Anton Striegel zu seiner Beruhigung mit 
dieser von der Stadt gegebenen Satisfaktion nach Hause entlassen. 

Außer diesem sollen die bedenklichen Worte in der 127er Erinnerung ausgestrichen werden. 
Damit solle dieser Anstand behoben sein. 

 

               53.          den 7. Februar 1794 

Es erinnert Amtsbürgermeister Tröscher gegen diejenigen Herren, gegen die er schon vor 
einiger Zeit schriftlich geklagt, und die bisher ihre Antwort noch nicht eingegeben hätten. Er 
bittet, man möchte sie anhalten, daß sie diesem nachkommen. Sonst wäre er genötigt seine 
Klageschrift zurückzufordern, um sie an allerhöchster Stelle einzugeben. 

Die Beklagten antworteten, daß sie die erforderliche Äußerung deshalb noch nicht einge-
geben worden sei, weil die Klageschrift von ihrem rechtsverständigen Sachwalter noch nicht 
zurückgekommen wäre. Sobald sie eingehe werde sie dem Magistrat vorgelegt. 

 

                54.            den 20. Februar 1794 

übergibt Bürgermeister Buchhauser zuerst die Abschrift der Trögerschen Klageschrift 
wiederum zu den Akten, und sodann für sich und im Namen des Stadtammanns Gern, des 
Johann Baur und des Johann Michael Winkler eine so betitelte geziemende Vernehmlassung 
gegen Bürgermeister Tröscher mit der angehängten Bitte, daß dem klagenden Tröscher 
seine ebenso ungeschickte als unstatthafte und nicht einmal mit einer Unterschrift 
versehene, auch sehr unrichtig adreßierte, also in Rücksicht der Expedition verwerfliche 
Klagschrift mit einem wohlverdienten Verweis über dessen Betragen zurückgewiesen 
werden soll. 

Das in der Hauptsache selbst aber Bestehende überlassen sie ganz dem magistralischen 
Gutempfinden und geben zu bedenken, ob nicht durch eine besondere Ratsdeputation die 
Untersuchung mit der Eggartin wiederholt werden solle, die dadurch weiter zu erlangende 
Aufschlüsse erhebt, auch daß Herr Tröscher ebenfalls abgehört werde. Und ob sodann das 

ganze Protokoll  nebst dem unter Sigel O beigelegten Zeugnis des Herrn Pfarrers in Mie-
tingen10 einer unparteiischen Juristenfakultät zur Stellung eines rechtlichen Gutachtens 
versendet werden möchte. 

Nachdem die Parteien miteinander in den Abstand gegangen waren faßte der Magistrat den  

 

10 Der Kanzacher Pfarrer Xaver Hahn war nach Mietingen versetzt worden. 
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Ratsbescheid: Es wird die vorliegende Eingabe samt den Beilagen dem Kläger zur ferneren 
weiteren Vernehmlassung ab dato auf 5 Wochen mit dem Anhange zu Händen gestellt, daß 
in diesem Handel lediglich auf Kosten des gemeinen Wesens, sondern allein auf die der 
beiden streitenden Parteien ausgeführt werden solle. 

Hierauf bitten die  Beklagten nun alsogleich eine Untersuchung mit der Brigitta Eggartin 
anzuordnen. 

Der Kläger protestiert hiegegen. Eine solche könne aus dem Grunde nicht geschehen, weil 
die Brigitta eine unehrenhafte und verleumderische Person wäre. Er will ohne Weiterung die 
heutige Eingabe samt dessen Beilagen als nötiges Aktenstück zu seiner Vernehmlassung in 
Händen haben. 

Ratsbescheid: Es werde wie schon vorbescheidet einstweilen dem Kläger die heutige Eingabe 
zu seiner weiteren Vernehmlassung zugestellt, worauf sich dann von selbst das weitere erge-
ben werde. 

           55.       den 20. Februar 1794 

Da auf eigenes Ansuchen des Amtsbürgermeister Tröscher ihm die zwei am 10. Januar 
ausgestellten und der Zunft zustehenden Dekrete behändigt wurden, so äußerte er, daß er 
dieser nicht nur nicht weitergeben und auch nicht sigele, sondern ohne weiteres an aller-
höchsten Orten nun Klage erheben werde. Dem setzte er bei, er hoffe der Magistrat werde 
dieselben von selbst kassieren und es nicht auf einen Prozeß ankommen lassen. 

Ratsentscheidung: Es solle dieser Gegenstand Herrn Senator mit den vorgekommenen 
Umständen berichtet werden. 

Diesem setzte Kanzleiverwalter bei: Da derlei Dekrede dem allerhöchst kaiserlichen Rescript 
als ganz unstatthaft entgegenlaufen, sei es nicht ratsam solche zu fertigen. Dies umso-
weniger als daraus nur neue Prozeße entstehen würden, die gleich von vorne herein verlo-
ren wären. Auch dürfte der Magistrat hiewegen zur Verantwortung gezogen werden. 

56.       den 6. März 1794. 

wurde das von dem Agenten de la Bonde auf die vom Magistrate eingeschickten Proto-
kolle die Stellenbesetzung betreffend eingegangene Schreiben verlesen. Solches wurde vom 
Kanzleiverwalter Brauer dem Magistrat zur sofortigen vernünftigen, friedfertigen und 
gutverstandigen Übereinkunft anempfohlen. 

Wie nun dieseSache in Umfrage gestellt wurde, so fielen die Mehrheit der Stimmen dahin, 
man solle die Sache baldmöglichst und wenn es heute noch geschehen könne im guten 
Einvernehmen berichtigen. Nach diesem gingen die Herren Gern und Baur in den Abstand. 

Es wurde beliebet : daß Johann Baur per Majora Stadtammann, ihm somit sein ehemaliges 
Stabamt angewiesen, Herr Gern aber Stadtrechner sei. Michael Winkler sei nun Stadtrechner 
und der bisherige Stadtrechner Sorg nun Fleischschauer. 

Anton Sorg äußerte hierauf, er könne noch nicht sagen ob er diese Stelle annehme oder 
nicht. Er bitte sich 14 Tage Bedenkzeit aus, worauf er sich dann äußern werde. 

Die Übrigen, als Baumeister Rösch Kassier Maucher bleiben wie und was sie waren. 

57.     den 6. März 1794 

übergibt Amtsbürgermeister Tröscher  eine Memoria und Protestation wider die ihm und 
der Zunft zugestellt werden sollende 2 Dekrete, hoffend, der Magistrat werde sie kassieren 
und ihm nicht weiter Anlaß zur Beschwerdeführung geben. 
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Ratsbescheid: Es sind beide Dekrete kassiert und aufgehoben. 

 

58.       den 20. März 1794 

übergibt der Stadtrechner Franz Anton Sorg eine schriftliche Erklärung und Protestation 
wegen der der ihm nach verschiedenen Protokollen entzogenen Stadtrechnerei, die er 
dermalen ohne Nachteil für die Stadt umsoweniger abgeben könne, als er bereits schon viele 
Reden hätte hören müssen, die ihm gar nicht anständig waren. Zumalen wäre die Stadtrech-
nerei auch ein bedeutendes Rechnungsamt, das er ohne unparteiische Untersuchung nie-
mals von sich legen könne. 

Ratsbescheid:   Es scheint dem Magistrat auf die vom Stadtrechner Sorg eingegebene Er-
klärung hin das angemessenste und dem Publikum dienlichste zu sein, daß Herr Gern und 
Herr Sorg miteinander die Stadtrechnung führen. Der Stadtrechner Winkler wird das Bau-
meisteramt versehen, und Herr Rösch sich mit dem Fleischschaueramt  begnügen. 

 

59.        den 24. April 1794 

Es übergibt  Johann Rösch eine so betitelte Notgedrungene Vorstellung und Bitte, daß man 
wegen der Stellenbesetzung einen Ratsbeschluß abfasse und ihm eine Protokollabschrift 
hinaus gebe. Als diese Schrift verlesen war erging der  

Ratsbescheid: Der Magistrat bleibt bei dem am 20. März die Besetzung der Ämter betreffen-
den  Bescheid. Die Protokollabschrift ist bewilligt. 

 

60.           den  8. Mai 1794. 

übergibt Johann Rösch eine schriftliche so betitelte geziemende Anzeige der notwendigsten 
Appelation an eines der höchsten Reichsgerichte die widerrechtlich angemaßte Amtszurück-
setzung betreffend, und bittet um die notwendigen Protokollabschriften. 

Ratsbescheid: Der Magistrat besteht auf dem am 20. März abgefaßten und am 24. April be-
stätigten Bescheid. Übrigens sei demselben die Appelation gestattet, wenn er die Kaution 
stellt. Der Magistrat werde dann seine Zuständigkeit zu behaupten wissen. 

Welches demselben mit den Abschriften hinaus gegeben werden wird. 

61.  

Hierauf äußert sich Xaver Gern, gleichwie er seine wiederholten zu Protokoll gebrachten 
Äußerungen bestätige, so wiederhole er solche abermalen, und wolle hoffen, daß man ihm 
das Stabamt wieder einhändige. 

 Stadtamann Johann Baur erklärte, er gehe in der Hoffnung daß der Magistrat zu seinen 
Handlungen stehen werde ganz gerne in den Abstand. 

Ratsbescheid: Jeder solle sein Amt annehmen, wie es ihm schon am 20. März von Rats 
wegen angewiesen worden ist, nachdem Baur Stadtammann und Gern Stadtrechner sei. 

Herr Gern protestierte hiegegen mit der Äußerung so lange die Sache nicht in Ordnung und 
Frieden durchgehends gleich gehe, er diesem Bescheid nicht nachkommen könne noch 
werde. 

62.        den 15. Mai  1794. 

Extratagung des Magistrates. Es berichtet Amtsbürgermeister Buchhauser, es wäre die 
heutige Ratstagung aus dem Grunde angesetzt worden, um einmal zu Stande zu bringen, 
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daß jeder sich zu demjenigen Amt füge und sich bei ihm einfinde, wie es zu wiederholten-
malen vom Rate beschlossen worden sei. 

Weil er nun habe vernehmen müssen, daß er gegen seine Obliegenheiten die Ratsbescheide 
nicht in Vollzug bringe, so wäre er am letzten Sonntag zu seiner Legitimation genötigt 
gewesen den Herren Gern, Winkler und Rösch durch die zwei bürgerlichen Deputierten 
Anton Stöhr und Maximilian Munding von Amts wegen bedeuten zu lassen, daß sie nach den 
wiederholt bestätigten Ratsbeschlüssen jeder, und zwar Herr Gern zur Stadtrechnerei, Herr 
Winkler zum Baumeisteramt begeben und Herr Rösch sich mit anvertrauten Fleischschauer-
amt begnügen solle. 

Es wären aber alle diese drei hierauf zu ihm gekommen, hätten gegen diesen Auftrag prote-
stiert und sich dahin geäußert, es möge kosten was wolle, sie gingen von dem Protokolle ein 
für allemal nicht ab, das sage, daß jeder nur um ein Amt rücken solle. 

Da nun gestern neuerdingen sowohl der Kanzleiverwalter als auch der Stadtrechner Sorg 
Antrag und Vorstellung gemacht haben, daß ohne Nachstand des hiesigen Publikums mit der 
Vornahme der diesjährigen Steuer- und Anlagegeschäfte nicht länger zugewartet werden 
könne, dies aber wegen der neueingetretenen zwischen einigen Ratsgliedern der Ämter 
halber obwaltenden Mißverständnissen behindert werde, 

so hätte er als Amtsbürgermeister dieses Umstandes halber die heutige Ratssitzung zu 
diesem Zwecke angesetzt, um zu sehen und zu erfahren, ob denn heute nicht alles auf 
einmal in Fried und Ruhe abgetan und berichtigt werden könne. 

Hierauf übergaben die Herren Gern, Winkler und Rösch eine schriftliche Vernehmlassung, 
vermöge welcher sie wider die am 20. März und 24. April abgefaßten und bestättigten 
Ratsbescheide nicht nur neuerlich protestieren, sich aber auf das, was am 6. März gemein-
schaftlich von Rats wegen gemacht wurde mit dem Beisatze beziehen, so der Magistrat 
ihrem Gesuche nicht entspräche, als worauf sie unablässig bestehen, so wären sie genötigt, 
sich auf Kosten derer, die schuldig wären an höheren Stellen zu beschweren. Diese ihre 
Willensäußerung wäre von allen dreien  unterschrieben. 

Ratsbescheid: Vordersamt sollen die Herren Winkler und Sorg heute miteinander die 
Abrechnung pflegen und dem Herrn Gern behörig zu Händen stellen. Winkler hat das 
Baumeisteramt zu übernehmen und Herr Rösch solle sich ein für allemal mit dem 
Fleischschaueramt begnügen. Gleichwohl könne er, wenn er es für gut finde, seinen 
eingeschlagenen Appelationsweg fortwandern. 

Herr Gern und Herr Sorg bleiben Stadtrechner. 

Wäre es aber, daß dies den Herren Gern, Winkler und Rösch nicht genehm seie, so sollen sie 
selbst, um weiteres Mißvergnügen unter dem Magistrat zu vermeiden, aus dem Magistrat 
einige Herren wählen, welche in dieser Sache für sie den Einsprung machen. 

Sollte dies aber nicht geschehen oder von ihnen angenommen werden, so bleibe der Magi-
strat bei dem am 20. März abgfaßten und am 24. April bestätigten Ratsschlusse stehen. 

Im Übrigen solle die neu eingegebene Schrift bei den alten Akten liegen bleiben. 

Nachdem diese 3 Herren kurze Zeit Abstand genommen hatten um sich miteinander zu 
besprechen, erklärten sie hierauf, es mochte sich der Magistrat bequemen, nach dem zu 

Handen gegebenen Gutachten von Herrn la Bonde zu handeln, worauf sie sich bezögen. 

Wollte der Magistrat dies aber nicht, so solle man die Protokolle zusammen machen, an de 

la Bonde einschicken und von diesem die Instanz an allerhöchsten Orte machen lassen. 
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Was sodann von daher gesprochen werde, das werden sich alle drei gefallen lassen. Dies 
wäre ihre unabänderliche Meinung, auf der sie bestehen bleiben. 

Ratsbescheid: Der Magistrat bleibt ein für allemal bei dem wiederholten und heute 
neuerdingen bestätigten und nach allerhöchst kaiserlicher Verordnung selbst gegründeten 
abgefaßten heutigen Bescheid. 

Hierauf bitten die Herren Gern, Winkler und Rösch man möchte ihnen seiner Zeit, wenn es 
nötig sein wird, die erforderlichen Akten- und Protokollabschriften an Handen stellen. 

Weiterer Bescheid:  Diesem Gesuche wurde einhellig entsprochen. 

Hierauf äußerte Stadtrechner Gern für sich selbst, nachdem die Sache so wie sie läge und 
sich erstrecke verlange er ohne weiteres, daß man ihm nicht nur das Stabamt mit allen 
davon abhängigen Geschäften einhändige, sondern auch das, was er hierunter verlustigt und 
geschädiget worden sei, durch wen immer ersetzt und gutgemacht werde.  

Hiedurch aufgefordert erklärt sich antwortlich Stadtammann Baur dahin, er seie nun nicht 
nur einmal sondern zu wiederholten malen vom Magistrat bestätigt, eingesetzt und im 
Besitze des Stabamtes, als worauf und woran er sich halte. Dabei bleibe er auch für je und 
allezeit stehen, ohne sich hierüber mit dem Stadtrechner Gern in weitere oder einige 
Handlungen einzulassen. 

Er wolle hiewegen ebenfalls den höheren Spruch abwarten. 

 

63.     den 23. Mai 1794 

Es übergibt Franz Xaver Gern dem Rat allhier eine schriftliche so betitelte notvermüßige 
Klage wider den hiesigen Schutzjuden Veit Neuburger wegen Verleumdung, worinnen er den 
Veit Neuburger als den Urheber derjenigen Beschimpfungen beschuldigt, die ihm in einer 
Schrift von dem Juden Levi Levi angetan worden waren. Er bittet ihm wider den Beklagten 
rechtliche Satisfaktion und Genugtuung zu verschaffen. 

Veit Neuburger widerspricht . Er wäre der Verfasser derjenigen Schrift nicht, die Levi Levi 
von Hohenems bei dem Magistrat eingegeben habe. Es hätte Herr Gern sich an den wirk-
lichen Verfasser jener Schrift zu halten. Da ihn aber diese Schrift nichts angehe lasse er sich 
weder in eine mündliche noch schriftliche Handlung mit Gern ein. Er bleibe bei dem was er 
gesagt ein für alle mal bestehen und gebe der ganzen Klagschrift wegen keine Antwort, da 
ihm solche nicht berichtet worden wäre. Wenn Gern glaube, daß er in der Schrift von Levi 
Levi beschimpft worden sei, so solle er sich an den Verfasser der Schrift wenden. 

Gern bestand darauf, der Pfeifer Veit Neuburger sei der Verfasser. Mithin verlange er von 
diesem die Genugtuung, indem ihm der Kronenwirt Zeuge dessen sei, was er behaupte. 

Zwischenbescheid: Der vorberufene Kronenwirt Baur entschuldigte sich mit dem Falsch-
auslegen seiner Worte. Er habe nur gesagt, daß zwei von den Juden gutgestanden, niemals 
habe er gesagt, daß der Pfeifer die Schrift gemacht habe, sondern der Herr Alf.11 Baur be- 

harrte hierauf und ließ sich nicht weiter treiben. 

Ratsbescheid: Da Herr Alf selbst vor dem Rat bekannte, daß er derjenige sei, der dem Juden 
die Schrift gemacht habe und davor Red und Antwort geben wolle, so wird Stadtrechner 
Gern mit seiner Klage anmit an Herrn Alf verwiesen. 

 

11) Alf war im Stifte Kameralsekretär und ein geriebener mit allen Wassern gewaschener Bursche.  Siehe mein 
4. Buch Beiträge zur Geschichte des Adligen Damenstiftes Buchau.
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64.                             den 23. Mai 1794 

äußert sich Herr Gern auch im Namen der Herren Rösch und Winkler, daß er und sie neben 

den Protokollabschriften nun auch noch das Gutachten des Agenten de la Bonde ab-
schriftlich zu ihrem Gebrauch nötig haben. 

Ratsbescheid: Es sind die erbetenen Abschriften verwilligt. Jedoch verwahrt sich Amtsbür-
germeister Buchhauser, alle übrigen Ratsglieder samt dem Kanzleiverwalter, daß die hierin-
falls auflaufenden Prozeßkosten niemals auf das gemeine Wesen fallen, sondern von dem 
verlierenden Teil bezahlt werden sollen. Diesem setzte Amtsbürgermeister Buchhauser bei, 

er berufe sich selbst, wie er schon wiederholt gesagt, auf das Gutachten des Agenten de la 

Bonde. 

 

65.                            den 6. Juni 1794 

bittet der hiesige Bürger und Engelwirt und Ratsverwandte der Kassier Martin Maucher, daß 
man ihm gestatten möchte, das Wasser vom dortigen Brunnen in sein Bräuhaus einzuziehen. 
Sollte dies schädlich sein werde er den früheren Zustand wieder herstellen. 

Ratsbescheid: Solches wird demselben bewilligt, jedoch mit dem Vorbehalt, daß wenn 
solches schädlich befunden werde, dies von Rats wegen wieder aufgehoben sei. 

 

66.                           den 27. Juni 1794 

In der heutigen Ratssitzung hat Amtsbürgermeister Buchhauser den Antrag gemacht, die 
zwischen dem Magistrat und den Herren Gern, Winkler und Rösch obwaltenden unange-
nehmen Irrungen und Zwistigkeiten zum beiderseitigen besonderen Vergnügen zu beenden. 

Es hat nun aber besonders Xaver Gern gegen den Magistrat ganz heftig geantwortet, er habe 
einmal seine Äußerung in das Protokoll abgegeben und dabei bleibe er für immer stehen. Es 
möge ihm daher der Magistrat noch mehrere derlei Zettel zuschicken, er gebe denselben 
keine acht und gebe keine Antwort darauf. 

Es wurde dadurch sowohl der gutgesinnte Versuch des Amtsbürgermeisters Buchhauser wie 
auch die beispiellose Gutgemeinung des Magistrats auf die niederträchtigste Art vereitelt, 
dessen ganze Gesinnung allein auf Friedfertigkeit abzielte. Es ist nun sowohl der Amtsbürger-
meister als auch der Magistrat in die Notwendigkeit versetzt worden, zur Aufrechterhaltung 
von Ruf und ihrer obrigkeitlicher Ehre und Ansehens diesen Unfug zu allerhöchsten Beur-
teilung unverweilt vorzulegen.12 

 

67.                              den 11. Juli  1794 

Da zwischen Xaver Gern und dem alten Kronenwirt Heutele wegen ihrem Hauskauf einiger 
Stücke halber, als dem Taubenschlag und der Vortüre, dann wegen 7 Gulden 48 Kreuzer 
Streitigkeiten aufgetan haben, und die Parteien hiewegen einen obrigkeitlichen Spruch 
begehrt erging der  

Ratsbescheid: Die Vortüre soll am Hause bleiben wo sie ist. Dagegensollen die 7 Gulden 48 
Kreuzer in zwei gleichen Teilen bezahlt werden. Den Taubenschlag soll Xaver Gern behalten.  

 

12) 
Dieses Protokoll schrieb und unterschrieb A.- Bürg.- M. Buchhauser 
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Als den Parteien der Bescheid eröffnet wurde begnügte sich Xaver Gern damit. Der alte 
Heutele aber protestierte und behielt sich weiteres vor.  

 

68.          den 11. Juli 1794 

Es erscheinen die sämtlichen Rößler und Fuhrleute und beschweren sich wider die täglichen 
Frohndienste, die sie auf dem gemeinsamen Wege durch die Insel13 allein und umsonst tun 
sollen. Sie baten, man möchte hierin eine Änderung machen, oder sie würden künftig nur 
noch Handfrohnen tun. Mehr könne man ihnen nicht aufbürden. 

Hauptsächlich beschweren sich dieselben aus dem Grunde, weil nur sie und die beiden Bür-
germeister nicht auch frohnen, indem sie hierinfalls auch nur als Bürger zu betrachten seien.  

Ratsbescheid: Der Magistrat bleibt in Hinsicht dieses Gesuches, daß er bei den Frohnen in 
diesem und derlei Fällen so bei dem alten verbleibe, wie es bisher gewesen. 

 

69.        den 31. Juli    1794 

Es hat der dermalen abwesende Amtsbürgermeister, welcher krank ist schriftlich darauf 
angetragen, daß man dem Gerichtsammann die gemachte Prozeßzieler eintreiben wolle, 
wovon wirklich 3 verfallen wären. 

Ratsbescheid: Da derselbe schon mehrere Jahre her die Ziele allein einzuziehen und die 
Rechnung hierüber zu führen auf sich genommen hat, so liege ihm auch ob, auf was für eine 
Art und wie er hierinfalls dem Gerichtsammann Mathias Stützle in Kappel nach dem schon 
ehemals gefaßten Ratskontrakt zu seiner Forderung verhelfe. 

 

70.         den 14. August 1794 

Da die alte Kronenwirtin Ursula Müllerin dem ihr am 11. Juli erteilten Bescheid nicht nach-
gekommen, dagegen Xaver Gern darauf angestanden ist, daß man ihn dem Spruch gemäß zu 
seiner Sach verhelfe, so erging der  

Ratsbescheid: Die Ursula Müllerin solle auf der Stelle dem Xaver Gern die 3 Gulden 58 
Kreuzer bezahlen oder im Enstehungsfall nicht mehr ab dem Rathaus kommen. 

 

71.       

Und da auch die Ursula Müllerin nach der Anzeige von Stadtammann Baur erst kurzhin 
ungemein auf den Magistrat losgegangen ist, geschimpft und gelästert hat, selbe aber nun 
zur Verantwortung gezogen über derlei Sachen Beweise zu machen nicht im Stande war, so 
erging der 

Ratsbescheid: Sie werde dermalen zwar unter einem scharfen Verweis nach Hause gelassen. 
Sollte aber derohalber wieder das Geringste in Vorschein kommen, so werde sie ohne 
weiteres in das Zuchthaus geschickt werden. 

 

Anmerkung: Nachdem der unschöne Streit um die Stellenbesetzung schon ein 
halbes Jahr angedauert hatte, trat ein Ereignis ein, das diesen mit einem Schlag  

 

 13) Damals baute die Stadt ohne Beteiligung des Stiftes die Straße nach Schussenried zu. 
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beendete. Der verdiente alte Ratsherr und Exbürgermeister, nunmehriger 
Stadtammann  Johannes Baur starb. Dadurch wurde  ein Ratsherrensitz und das 
Stadtammannamt ledig. Der Streit in der Tröscherischen Sache ging dagegen 
weiter. 

 

72.             den 26. September 1794 

Da der bisherige Stadtammann Johannes Baur diesen Monat gestorben ist, so ist dieser 
Vorfall heute beim Magistrat in Vortrag und Erwägung gekommen. Weil nun verschiedene 
und mehrere Handlungen beim Stabamt zu verabschieden dringend notwendig und erfor-
derlich sind, erging per Majora der  

Ratsbescheid:  Der Todesfall des Stadtammanns Baur soll dem Agenten nach Wien einbe-
richtet werden. In der Hoffnung aber, daß er sich nach der kaiserlichen Verordnung betragen 
werde soll der Stadtrechner Xaver Gern die vorhandenen Stabsamtssachen führen und 
besorgen. 

 

73.                 den 10. Oktober 1794 

Auf das Absterben des Heiligenpflegers Johannes Baur wurde dieses Amt Bürgermeister 
Tröscher zur gemeinsamen Führung mit Bürgermeister Buchhauser übertragen. 

 

74.             den 10. November 1794 

übergab  Amtsbürgermeister Buchhauser die am 11. Juli dieses Jahres überreichte so 
betitelte rechts gegründete Klagschrift nebst einer von dem verstorbenen Stadtammann 
Baur eigenhändig aufgesetzten schriftlichen Äußerung mit dem mündlichen Beisatz, daß die 
ganze Sache vordersamst allhier durch einen unparteiischen Rechtsgelehrten untersucht 
werde, andernfalls sie eine Antwort Herrn Tröscher nicht geben, und jene unbeantwortet zu 
den Akten komme. 

Bürgermeister Tröscher bittet hingegen, man möchte diese mit Ansetzung eines bestimmten 
Termins von Magistrats wegen dazu anhalten, daß sie seine Klagschrift ohne weiteres be-
antworten. 

Ratsbescheid: Da sich die Beklagten, als Amtsbürgermeister Buchhauser und die Herren 
Baur, Gern und Winkler auf die wider sie vorgebrachten Klagen schon am 20. Februar 
eingelassen haben, mittels einer schriftlichen Vernehmlassung die Antwort zu geben, so 
gebührt es sich nach rechtlicher Ordnung, daß dieselben auf die zu den Akten gegebenen 
schriftlichen Klage nunmehr ihre Antwort schriftlich einreichen. Es werde ihnen hiemit von 
Magstrats wegen die Tröscherische Schrift nebst den Beilagen mit der Weisung gegeben, 
daß sie solche in der Zeit von 4 Wochen beantworten. 

Wäre aber, daß sich die Beklagten dessen weigerten, so wäre der Magistrat genötigt, die 
Frage ob sie schuldig seien oder nicht, durch ein unparteiisches Gutachten entscheiden zu 
lassen, jedoch ohne Kosten für das gemeine Wesen. Wie auch die Hauptsache selbst in der 
Folge nicht von dem Magistrat, sondern von einem ganz unparteiischen auswärtigen 
Gerichte entschieden werden würde. 

Nach der Eröffnung dieses Bescheides erklärte Amtsbürgermeister Buchhauser, er wolle sich 
bei der nächstkünftigen Ratstagung hierüber des näheren erklären. 

Stadtammann Gern: Er berufe sich wie schon anfangs geschehen auf eine unparteiische 
Untersuchung. 
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Winkler : Wenn auf eine kürzere statt auf eine weitläufige Art die Sache beseitigt werden 
könne wäre er dessen nicht abgeneigt. 

Bürgermeister Tröscher: Er wäre nicht abgeneigt sich beruhigen zu lassen, wenn ihm die be-
hörige Genugtuung auch auf einem kürzeren Wege gegeben würde. 

 

75.         den 10. November 1794 

wurde auch die Ämterwechslung beliebt. Es übergab Amtsbürgermeister Buchhauser dem 
Bürgermeister Tröscher das Amt, wozu ihm allseits gratuliert wurde. Die Prüfung wurde aber 
auf eine andere Zeit verschoben, weil die ganze Stadt und die ganzen Magistratsglieder von 
der leidigen Viehseuche heimgesucht sind.14 

 

76.        den 19. Dezember 1794 

steht Amtsbürgermeister Tröscher darauf an, daß ungeachtet seine Gegner, Bürgermeister 
Buchhauser und die Herren Gern und  Winkler bishero in der zwischen ihm und jenen 
obwaltenden Rechtssache sich in eine weitere schriftliche Handlung nicht eingelassen, sie 
indessen schon vor einiger Zeit eine Schrift von der eigenen Hand des verstorbenen Stadt-
ammanns Baur übergeben hätten, so nehme er solche gerne an. Er bitte aber den Magistrat, 
dem er alles zur justizmäßigen Verfügung empfohlen haben wolle, die Akten nunmehr zum 
unparteiischen Spruch Rechtens zu versenden. 

 

77.       den 9. Januar 1795 

macht der Ratsfreund Fidel Stauß das Ansuchen, man möchte ihm das der Stadt gehörige 
Gärtel, welches er bisher nach dem Bestandsbrief um jährlich 12 Kreuzer innegehabt um ein 
angemessenes Geld käuflich zu überlassen. 

Ratsbescheid: Ist auf Ratifikation der bürgerlichen Deputierten so genehmigt, daß es ihm 
gegen 35 Gulden als eigen an ihn verkauft, oder gegen einen jährlichen Bodenzins auch als 
eigen überlassen ist, der jährlich auf 1 Gulden angesetzt ist.15 

  78. 

Nachdem Baumeister Johannes Rösch den Vorsitz übernommen hatte stehet Amtsbürger-
meister Tröscher darauf an, daß man, wie er schon zu wiederholten malen das Ansuchen 
gemacht, nunmehr die Akten in seiner Sache wider Buchhauser, Gern, Winkler und Baur 
selig zum unparteiischen Spruch versenden solle. 

Gegenteilig aber protestierte man dagegen und stand darauf an, weil die Akten zur Verschik-
kung noch nicht reif wären, so solle man die Sache hier vor dem Rat durch einen unpartei-
ischen Rechtsgelehrten untersuchen lassen. 

Interimsbescheid: Weil der Magistrat über das beidseitige Vor- und Anbringen sich um alles 
üble Vorurteil abzuwenden veranlaßt fühle, über den Umstand selbst eine Belehrung einzu-
holen, ob die Sache neuerdingen hier untersucht oder aber zum unparteiischen Spruch Rech-
tens verschickt werden solle, so wird hiemit solches den beiden Parteien mit dem Zusatz er-
öffnet, daß hiedurch der Sache keine Verzögerung gegeben werden solle. 

 

 14) Wegen der Viehseuche herrschte damals eine große Drangsal. 

15) Da hat der Magistrat seinen Ratsfreund bös hereingelegt, wenn er den fünffachen Ertragswert zu Grunde 
legte.   
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79.      den 15. April 1795 

In der Sache Tröscher ist nun ein Gutachten eines auswärtigen Rechtsgelehrten eingetroffen 
und dahin ausgefallen, daß die Akten ohne weiteres zum unparteiischen Spruch Rechtens 
verschickt werden sollen. 

Ratsentschließung. Dieses Gutachten hat der Magistrat zur Richtschnur genommen und ein-
hellig beschlossen, daß die Akten verschickt werden sollen. Als der Tag wurde hiezu der 
Samstag der 18. April festgesetzt. 

 

80.                 den 16. April 1795 

wurde ein von dem Magistratsglied Stadtbaumeister Rösch in seiner Eigenschaft als Zimmer-
mann mit den hiesigen Schutzjuden Veit und Robert Einstein errichteter Bauakkord von Rats 
wegen aus dem Grunde kassiert und aufgehoben, weil mittels der enthaltenen Beschrän-
kung der erwähnte Rösch an einem Samstag nicht arbeiten sollte, und dies der hiesigen 
reichsstädtischen Jurisdiktion ungünstig erfunden wurde.   

Rösch hat sich auch in dem verfehlet, weil er so einen Akkord unterschrieben hat, ohne vor-
her beim Magistrat angefragt zu haben. 

Welches wegen dem in Frage stehenden Akkord an Statt eines Ratsbescheides hiemit be-
schlossen worden ist. 

 

81.              den 18. April 1795 

Extra- Ratstagung. Da heute in der Rechtssache Tröscher wider Buchhauser und Genossen 
die beiden Parteien sich dazu einigten, daß zur Ausweichung großer Kosten und Weitläufig-
keiten und um auf kürzestem Wege aus der Sache zu kommen, deren Entscheidung voller 
Vertrauen dem Hochfürstlichen Stift Buchauischen Geheimen Rat Schefold gänzlich zu über-
lassen, und sich nach dessen Gutbefund sich beiderseits zu beruhigen und zufrieden geben, 
so war auf diese Äußerung nicht nur der gesamte Magistrat ihr mit Vergnügen beigetreten, 
sondern sandte alsogleich und auf der Stelle als Abordnung den Kanzleiverwalter und die 
beiden Ratsfreunde Sorg und Stauß in das Stift um dem Geheimen Rat das Schiedsrichteramt 
mit der Versicherung anzubieten, daß das was durch dessen hierinfallende gefällige Unter-
ziehung für gut befunden und angeordnet werden würde, nicht nur die sämtlichen beiden 
Teile, sondern auch der Magistrat mit vollem Vergnügen annehmen und anerkennen 
werden. 

Wie nun vom Herrn Geheimen Rat Schefold die ganz entsprechende Antwort dahin erfolgte, 
daß er sich diese Amtes mit Vegnügen unterziehen, und zu diesem Zwecke heute Nachmit-
tag um 2 Uhr im Rathaus eintreffen werde, so ist hiebei zur Abtuung dieser sehr unange-
nehmen Sache die folgende Handlung gepflogen worden: 

Es haben die beidteiligen Parteien zum Voraus zugesichert, daß die ganze Streitsache unter 
ihnen gänzlich aufgehoben, zu keiner mehr die Rede davon sein werde, weder vor dem 
Magistrat noch außergerichtlich vorkommen, oder Meldung oder Strafe davon geschehen 
solle, so fern die Brigitta Eggartin neuerdingen über ihre offenbaren Widersprüche gehört 
und solche nach Befund abgeurtelt sein werde. 
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82. 

Hierauf hat es der Magistrat für nötig erachtet die Brigitta Eggartin anhero vorzurufen und 
ihr nachstehende 3 Fragen zu stellen: 

1. Ob sie das was sich hier bei den Akten befinde, den 11. Dezember 1794 wirklich 
ausgesagt habe. 

2. Ob sie auch den hiesigen Bürgern Sebastian Baur, Max Gröber und anderen mehr das 
gesagt habe, worüber diese Männer laut dem vorliegenden notariellen Protokoll vom 
19. Mai 1794 Zeugenschaft gegeben haben. 

3. Was sie dazu veranlaßt habe. 

Nachdem die vorberufene Brigitta Bschleißnerin aufgefordert worden war die Wahrheit zu 
sagen machte sie über die 3 Fragen die Aussage: 

Zu 1.  Ja ich habe das. Aber das was ich nach  Martini 1794 angegeben weiß ich noch, aber es 
ist nicht wahr. 

Zu 2. Ja ich habe den Sebastian Baur und auch den Max Gröber ersucht, sie möchten in 
ihrem Namen dem Notar sagen, daß das was sie vor der Deputation geredet, nicht wahr 
wäre. 

Hierauf wurden ihr die von den Zeugen gemachten Aussagen aus dem notariellen Justament 
vorgelesen worauf sie 

Zu 2. Antwortet: Die Zeugen haben das alles angegeben, was ich ihnen angegeben und 
gebeten habe. Unterdessen habe man ihr mit dem Einsperren wirklich nicht gedroht. Diese 
Angabe sei ihre Erfindung, weil sie geglaubt habe, man könnte sie einsperren. 

Auch hätte sie ein und anderes den Zeugen gesagt, das dem Herrn den sie damals hatte zur 
Last fallen können, weil sie in Furcht und Schrecken geraten sei, besonders wegen der Red 
des Stadtammanns Gern, der zu ihr gesagt habe, wenn sie nicht gestehe, dann werde man 
sie schon dazu bringen, mit dem weiteren Zusatze, daß sie wegen dieser Drohung in Furcht 
und Schrecken geraten sei. 

Zu 3. Wie sie schon gesagt habe teils aus Furcht und Schrecken, teils aus Reue wegen ihrer 
Unwahrheit selbst. Von niemand veranlaßt, habe sie es von sich aus getan.  

Übrigens  wisse sie nichts als Liebes und Gutes vom Bürgermeister Tröscher. Sie erkläre es 
hier öffentlich und wolle es an allen Orten erklären, wo man es begehre. 

Es wurden ihr nun diese Aussagen verlesen. Da sie aber des Lesens und Schreibens unkundig 
ist wurden sie anhero mit einem Handzeichen bestätigt. 

                                                                      Gez. + 

Ratsbescheid: Da die Brigitta Eggartin durch diese Aussagen sich selbst als Lügnerin und Ver-
leumderin einbekannt und darstellt wird ihr folgendes Urtel eröffnet, daß sie an einem Pro-
zessionstage zur wohlverdienten Strafe öffentlich mit der Tafel und der Inschrift ausgestellt 
werden soll: 

„Ich bin eine Lügnerin und Verleumderin“. 

 Anmerkung: Es mag nach diesem Vorgang für den Geheimen Rat Schefold ein 
leichtes gewesen sein, den seit dem 20. Dezember 1793 währenden unschönen 
Streit innerhalb des Magistrates zu beenden, oder besser gesagt zu überbrücken 
oder zu übertünchen. Die alte Abneigung der Bürgermeister gegen einander 
blieb. Diese vermochte die an den Pranger gestellte Brigitta nicht zu löschen. 
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83.         den 6. Februar 1795 

wurden dem elend krank daliegenden bürgerlichen Deputierten und ehemaligen städtischen 
Bauwart Karl Stöckel und dessen Ehegattin, welche 6 nahrungslose Kinder haben von dem 
Spital 5 Gulden 30 Kreuzer und von der Stadt ebenfalls 5 Gulden 30 Kreuzer als Almosen zu-
gesagt, wovor Heinrich Haaß als Gevattermann und der Bruder des Kranken, der Ratsdiener 
Josef Stöckel gebeten haben. 

 

84.            den 27. April 1795 

Da der bürgerliche Deputierte Karl Stöckel mit Tod abgegangen ist wurde dessen Stelle dem 
hiesigen Bürger und Dreher Anton Manz eingeräumt und übergeben. 

 

85.           den 3. Juni 1795 

bittet der Ratsdiener Stöckel wegen der vielen Gänge die früher nicht waren um eine jähr-
liche Beilage für 1 Paar Schuhe. 

Ratsbescheid: Es ist ihm hiefür 1 Gulden 30 Kreuzer zugesagt.  

 

86.        den 2.   Juli 1795 

 klagt das Ratsglied Fidel Stauß  wider des Fidel Pflugs Weib Anna Maria Lutzin, weil diese 
des Klägers Ehegattin eine Hexe gescholten. Der Edmund Locher hätte ihm ein solches mit 
dem Beisatze gesagt, die Barbara Gretschmannin hatte es ihm gesagt, daß jene gesagt habe 
des Klägers Ehegattin wäre eine Hexe. Er bittet, man möchte die Beklagte zur Berichtigung 
anhalten oder in Ermangelung dessen ihm rechtliche Genugtuung verschaffen. 

Die Beklagte widerspricht ein für allemal, daß sie niemals die Staußin eine Hexe gescholten.  
Sie beruft sich dabei auf die Barbara Gretschmannin, welche aussagt, nein, die Beklagte habe 
die Staußin niemals eine Hexe gescholten. Sondern sie habe nur gesagt, es wäre bei der 
Staußin niemand bei der Hohstube gewesen, als nur die Schloßerin16. Wie es nun gegangen 
sein müsse, daß die Staußin eine Hexe solle benannt worden sein, könne sie nicht sagen, 
indem es richtig wäre, daß die Pflugin solches niemals gesagt habe. 

 

87.                    den 1. Oktober 1795  

kamen  mit dem Eicheln schlagen des Anton Hummler und den hieraus sich ergebenden 
Strittigkeiten mit dem Stift die schon seit 1792 bestehenden Bestrebungen in Gang die Ver-
träge von 1787 zu annullieren. In deren Folge nahm der große Prozeß vor dem allerhöchsten 
Reichsgericht wider das Stift seinen Anfang, der bis zum Ende der Selbstständigkeit der 
beiden Gegner noch nicht beendet war. 

 

16) Eine Hohstube, vielfach auch Spinnstube genannt war eine große und nicht minder eine Ehrensache, bei 
der sich die Frauenwelt bald in diesem und bald in jenem Hause zu einem ausgiebigen Schwätzle zusammen-
fand. Wenn zu der Staußin am Hohstubentag nur eine einzige Frau kam, so wird anzunehmen sein, daß sie in 
der Stadt nicht beliebt war. Für die Klatschweiber war eine solche Zurücksetzung natürlich ein Ereignis (= zu der 
Hex geht doch niemand zur Hohstube.). 
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Weil der Verlauf dieses Prozesses in seinen einzelnen Teilen im 4. Buche: Beiträge zur 
Geschichte des Adligen Damenstiftes Buchau geschildert ist, sollen die Protokolle hier nicht 
wiederholt, sondern nur auf dieselben in dem genannten Buche hingewiesen werden. 

 

87c.     den 29. Oktober 1795. 

Es ist Anzeige geschehen, daß Dominikus Baumeister am Sonntag sein Haus angestrichen 
hat, Anton Hummler jung und Michael Romer in die Eicheln gegangen sind und auch Jakob 
und Josef Baumann am Sonntag Eicheln geholt haben, so wurden diese Bürger für dermalen 
zu ihrer verdienten Strafe wegen Entheiligung des Sonntages aufgefordert, daß jeder 2 Tage 
auf der Straße da schaffen sollen, wohin sie angewiesen werden. 

Auf die Bitten des Dominikus Baumeister, beider Baumann und des Michael Romer wurde 
ihnen 1 Tag nachgesehen und nur 1 Tag angesetzt. 

Dem Anton Hummler aber, welcher sich äußerte, daß er nicht arbeite, außer es werden mit 
ihm ebenfalls alle Schuster und Schneider zur Arbeit angestellt, und hiemit dem Magistrat 
Vorschriften gemacht hatte, werden 4 Tage zur Arbeit angesetzt. 

 

   88.            den 10. Dezember   1795 

wider die Johanna Bschleißnerin, aus deren recht schuldvollen Unachtsamkeit und Unvor-
sichtigkeit unlängst am hellen Tag ein Brand ausgebrochen ist erging der 

Ratsbescheid: Sie solle zur Warnung anderer 5 malen mit der Geige und umgehängten ver-
brännten Sack im Ort dargestellt und herumgeführt und ihr dabei bei jedenmalen 5 Stock-
streiche gegeben werden.  

 

189.   den 23. Dezember 1795. 

Da sich zwischen Mathias Reiser und seinem Schwager Johann Reiser aus dem Grunde Strit-
tigkeiten ergeben haben, weil Johann Reiser dem Ratsbescheid vom 23. September 1791 
unerachtet auf dem bei dem Werkstättel befindlichen Plätzel und Gärtel einen Wasenschopf 
gebauet hat, so erging heute zur Behebung dieses unangenehmen Streites den Parteien der  

Ratsbescheid: Da Johann Reiser nicht nur dem vorerwähnten Ratsbescheid entgegen das in 
Frage stehende Plätzel nicht als Gärtel belassen, und auch solchen aus dem Grunde nicht hat 
bestehen lassen, weil derselbe darauf einen Wasenschopf41 gebauet, auch dem obrigkeit-
lichen Befehl, diesen wieder wegzuschaffen ganz widerspenstig nicht nachgekommen ist, so 
hat Johann Reiser vordersamst seinen widersetzlichen Ungehorsam mit 15 Stockstreichen 
abzubüßen.  

Was aber das Eigentum des Gärtel betreffe, so seie es nur richtig, daß solches dem Johann 
Reiser umsomehr als Eigentum verbleibe, weil Mathias Kramer am 23. September 1791 den 
Kauf selbst anerkannt habe. Im Übrigen bleibe es dabei, daß Johann Reiser ohne Weiteres 
den Wasenschopf hinweg zu tun schuldig und verbunden sei.  

 

41.) Wasen, oder Watzen, oder Wäsen= Brenntorf 
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190. 

Da übrigens der Mathias Kramer bei dieser Gelegenheit dem Bürgermeister Buchhauser im 
Reden mit groben anzüglichen Ausdrücken begegnet ist, so wurde derselbe auf der Stelle zu 
einer Abbitte erkannt. Welches der Kramer auch alsogleich befolget und dem Bürgermeister 
Buchhauser abgebittet hat. 

191. 

 Hierauf wurden auf Bitten des Mathias Kramer die Strafe des Johann Reiser die 15 Prügel 
auf 5 zurückgesetzt. Hierauf in Gemäßheit weiterer Bitte dahin abgeändert, daß er bis 
abends in der Kah seine Strafe abbüßen solle. 

 

 89.     den 28. Dezember 1795 

Heute wurde wie alljährlich nach Vorschrift der kaiserlichen Verordnung und dem hiesigen 
Herkommen der Huldigungsakt vorgenommen. Hiebei wurden von dem Bürgermeister und 
dem Rat und auch der ganzen Bürgerschaft die Eide in der vorgeschriebenen Ordnung wirk-
lich abgeschworen. 

 

192.              den 14. Januar 1796. 

Es erscheinen Johann Reiser und mit ihm sein Vater Xaver Reiser, und dann der hiesige 
Uhrenmacher Mathias Kramer. Die ersteren bitten, man möchte den zwischen dem Johann 
Reiser und dem Mathias Kramer obwaltenden Streithandel wegen einem Wäsenschopf ein 
Ende machen, und dadurch beide Teile beruhigen und neue Händel vermeiden möchte. 

Da der Magistrat schon vor einiger Zeit den Stadtammann Baur und den Martin Käser zur 
Beaugenscheinigung des Hauses dahin abgeschickt hatte, so wurde vordersamst deren 
Bericht abgefordert. 

Da nun dieser von beiden dahin ausgefallen ist, daß das Haus des Reiser mit oder ohne einen 
Wasenschopf darinnen zu haben der ganzen Stadt zur allgemeinen Gefahr dastehe, so daß 
es auf alle Fälle ganz hinweggeschätzt werden müßte, 

so erging hierüber auch dessenwegen, weil mittlerweilen Mathias Kramer Gewalt gebraucht, 
und von ihm der im Garten befindliche Wasenschopf eigenmächtig hinweg gehauen worden 
ist den Parteien der 

Ratsbescheid: Vordersamst solle noch durch unparteiische Werkverständige das Haus aber-
mal beschauet und beaugenscheinigt werden, worauf das Weitere erst nach dem durch 
einen Spruch entschieden werden solle. 

Da aber der Mathias Kramer nicht berechtigt gewesen ist, daß er eigenmächtig und mit Ge-
walt den Schopf niederhauen durfte, so hat dieser vordersamst den dem Johann Reiser 
zugefügten Schaden zu vergüten. 

Dann solle er zur wohlverdienten Strafe seinen hierunter verübten Frevel wider den obrig-
keitlichen Befehl mit bürgerlichem Arrest abbüßen. 

 

193.       den 6. Mai 1796. 

Es erschienen abermal Mathias Kramer mit seinem Schwager Johann Reiser. Der erstere 
brachte beschwerend vor, daß er sich von seinem Schwager aus dem Grunde sehr ungünstig 
behandelt sehe, weil dieser das von seiner Mutter erkaufte Gärtel  an den Glaser ……..   
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(Widmann?) verkaufen wolle, an dem ihm auf dasselbe doch das Zugrecht zustehe. Man 
möchte doch den Glaser anhalten, daß er ihm das Plätzel vorzüglich käuflich anbiete, worauf 
er sich als Züger auch billig finden lassen werde. 

Sollte dieses aber nicht geschehen, so täte er, wie er schon am 11. Dezember 1795 sich als 
eine Protestation wider alle Verlidizierung und übertriebene Kaufsangebote öffentlich vor 
Rat dargetan und noch dartun täte und sich seine weiteren Verwahrsame in das Protokoll 
hiemit auf das feierlichste vorbehalte. 

Johann Reiser läßt sich antwortlich dahin vernehmen, das in Frage stehende Gärtel seie ihm 
von Magistrats wegen als eigen zuerkannt. Er hoffe deshalb, der Magistrat werde ihm, da es 
sein unwidersprechliches Eigentum seie, nicht daran hinderlich sein, solches so gut als er 
könne zu verkaufen. Wie er solches denn bereits seinem Schwager um 125 Gulden ver-
schlagen.  Dieser aber hätte es um diesen Preis von ihm als einem ohnehin bedürftigen 
Mann nicht annehmen wollen. Wenn nun ihm sein Schwager Mathias Kramer 125 Gulden 
dafür gebe, so wie er es bereits angeboten habe, so könne er das Gärtel vorzüglich allen 
anderen haben. 

Wolle er dieses aber nicht, so solle es der Magistrat unter der Bürgerschaft an den Meistbie-
tenden verlizitieren.  

Ratsentschließung: Wäre es, daß sich beide Teile selbst zu einem Kaufhandel miteinander 
verstünden, so würde dies der Magistrat gerne sehen. 

Wo nicht, so würde in Ansehung der Dürftigkeit des Johann Reiser seinem Gesuche um Ver-
steigerung seines Gärtels mit der Bedingnis entsprochen werden, daß keiner der es kaufen 
sollte ein Gebäude darauf stellen dürfe.42 

 

     90.          den 23. Juni 1796 

 klagt Stadtrechner Winkler wider den ledigen Bürger Franziskus Reiser, weil dieser mittels 
eines Schusses auf einen Baum geschossen, der dem Kläger alsdann auch abgestanden ist. 
Der Kläger beruft sich zum Beweise seiner Klage auf eine von ihm schon einmal aufgenom-
mene und abgelesene Schrift, worin er den ganzen Umstand  des näheren aufgezeichnet 
habe.  

Der Beklagte stellt gänzlich in Abrede, daß der Baum durch seinen Schuß abgestanden sei. Er 
bringt auch gegen die Klage vor, daß ihm der Kläger dadurch viel mehr Leides angetan, weil 
er ihm in das Gesicht gesagt habe, wenn der Baum hin sei, dann müsse er der Beklagte auch 
hin sein. Zum Beweise dessen berufe er sich auf die Theresia Streicherin. 

Ratsbescheid: Da der Beklagte nicht in Abrede stellt auf den Baum geschossen zu haben, so 
ist  und bleibt das schon an und für sich ein strafbares Benehmen. Weil dazu der Beklagte 
sich während dieser Handlung mit der Äußerung verfehlte, daß der Kläger einfältig rede, so 
wurde derselbe unter Vorausgang eines derben Verweises auf 24 Stunden in den bürger-
lichen Gehorsam erkannt.17 

 

42.)Damit enden die Protokolle über diese Sache und Streite. Das Haus des Johann Reiser stand hinter dem 
Kronenwirtshaus. Den 26. September 1800 bat er um einen Zugang zu demselben durch des Kronenwirts 
Garten. 

17) Eine Arretstrafe wurde in der Amtssprache bürgerlicher Gehorsam genannt. 
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      91.   

Da übrigens auch von Winkler wegen des Ausschütten des Nachtwassers Klage erhoben 
wurde, sich dabei aber solches geoffenbart hat daß Reiser vermöge eines Kaufbriefes und 
vermöge eines vorliegend sein sollendes Rechtsgutachtens befugt sei, das Nachtwasser 
auszuschütten, 

so lasse man dieses einstweilen darauf bewenden, doch unnachteilig Winklers weiterer 
Rechte. 

 

Anmerkung: Den folgenden Sommer über brachte der Krieg und die Viehseuche 
unsägliche Not und Drangsal über die Stadt und die Bürgerschaft und nicht 
mehr zu bewältigende Arbeit für den Bürgermeister Buchhauser. Bürgermeister 
Tröscher aber weilte während dieser trostlosen Zeit zur Klageerhebung wider 
das Stift in Wien. 

 

     92.        den 11. November 1796. 

wurde nach altem Herkommen das Bürgermeisteramt gewechselt und das Amtsbürger-
meisteramt von Bürgermeister Buchhauser an Bürgermeister Tröscher übergeben. 

 Bei dieser Gelegenheit bedankte sich Bürgermeister Buchhauser seines Amtes und gab als 
Grund an, er sei ein alter Mann, dem das Gedächtnis manchmal mangele und er daher nicht 
mehr im Stande sei seinem Amte vorzustehen. Indessen bittet er, man möchte ihm dafür ein 
anderes Amt zukommen lassen, das nicht so beschwerlich wie das Bürgermeisteramt wäre. 

Ratsbescheid: Es möchte sich Herr Buchhauser belieben lassen noch 1 Jahr auszuharren, bis 
wohin man sich das weitere vorbehalten könne. 

Anmerkung. Dieser Rücktritt hatte zur Folge, daß das Bürgermeisteramt nicht 
mehr ausgewechselt wurde, Bürgermeister Tröscher Amtsbürgermeister blieb 
und Buchhauser sich mit dem Amt des 2. Bürgermeisters begnügte. 

 

   93.                       den 11. November 1796 

hat auch der bürgerliche Deputierte Anton Manz, Dreher seine Stelle heimgeschlagen und 
um seine Entführung gebeten. 

Ratsbescheid: Dem Gesuch ist entsprochen. 

Da dadurch die Stelle eines bürgerlichen Deputierten frei geworden ist, so hat der Magistrat 
und die bürgerlichen Deputierten auf diese Stelle per Majora den Bürger und Bäckermeister 
Anton Manz allhier verwählt. 

 

   94.           den 6. April 1797. 

klagt Amtsbürgermeister Tröscher wider den hier seßhaften stiftischen Hofmetzger, weil ihn 
dieser bei einem lebhaften  Gespräch, das sie im Hofwirtshaus teils wegen dem Vieh selbst, 
teils wegen den Ställen woraus der Hofmetzger Vieh gekauft und worinnen das Vieh gewe-
sen war, miteinander führten einen schlechten Mann gescholten habe. Ein andermal habe 
der Hofmetzger auf den Magistrat geschimpft und gesagt, denen sollte man die Augen aus-
stechen und die Löcher mit Sch…dreck vollschmeißen. 

Ratsbescheid: Es werde um diese Sache zu untersuchen und auch um Gegenbeweise zu er-
heben eine besondere Tagfahrt angesetzt. 



45 
 

  95.           den 6. April 1797. 

Da sich der hiesige Bürger und Metzger Michael Odermatt mit dem vergangen hat, weil er 
mit der schuldigen Ausweisung mittels der amtlichen Zeugnisse über das seit 1795 von aus-
wärts hereingekaufte Vieh sich nicht ausgewiesen hat, sondern diese Zeugnisse erst kürzlich 
auf ein ernstes obrigkeitliches Andringen sie nun schlechterdingen durch seine Söhne 
Michael und Melchior dem Fleischschaumeister Rösch durch das Fenster hineinwerfen ließ, 
so wurde der Odermatt per Majora unnachsichtlich zu 2 U Pfennig Strafe verfällt. 

 

         96.          den 21. April 1797. 

Da heute das Gretamt dem bürgerlichen Deputierten Anton Stöhr18 abgenommen und dem 
Max Manz übertragen wurde nahm Stöhr seinen Abschied und bedankte sich für die innege-
habte Stelle eines bürgerlichen Deputierten. 

Ratsentschließung: Der Rat nimmt den Rücktritt an. Gelegentlich solle ein neuer Deputierter 
aufgestellt werden.19 

  

     97.         den 11. Mai 1797. 

Da Max Bregenzer, Xaver Stöhr, Fidel Stauß, Antonia Walterin ledig, Maria Anna und Barbara 
Gretschmannin, Josef und Augustin Sorg, Johann Görg Schönberger, auch Fidel Stauß und 
sein Weib, Josef Rottach, Karl Bschleiß und des Hansjörgs Schilling ganze Haushaltung gegen 
das obrigkeitliche Gebot unter dem Gottesdienst und dem Kreuzgang in die Wuhrkapelle 
sich in dem vergangen haben, daß sie zu Hause geblieben oder Feldgeschäfte verrichtet 
haben, so erging der 

Ratsbescheid: Sämtliche diese Befangenen sollen hiewegen 2 Tage lang an dem Henauwege 
graben, und auch nach Anweisung des Baumeisters einen Tag arbeiten. 

 

      98.         den 1. Juni 1797. 

erschien die hiesige Bürgerin und Ratsfrau, die Ehegattin des Umgelders Fidel Stauß und 
klagte wider den hiesigen Bürger Gregor Schilling, der sie aus Anlaß eines zwischen diesem 
und ihrem Knaben entstandenen Wortwechsels auf öffentlicher Gasse eine Hexe gescholten 
habe. Da diese Bezichtigung an ihrer Ehre und gutem Leumund den sie bisher öffentlich er-
halten habe höchst nachteilig sei, und sie eine so gräßliche Beschimpfung nicht auf sich 
liegen lassen könne, so bitte sie, man möchte ihr von dem Beklagten die gehörige Genug-
tuung verschaffen. 

Der Beklagte erklärt gegen diese Klage, er habe und wisse nichts gegen die Staußin und halte 
sie für eine ehrliche und liebe Mitbürgerin. In dieser Sache aber liege die Schuld an der 
Klägerin, indem dieselbe in der Zeit als er ihren Buben verjagt habe, der ihn einen Spitz-
buben gescholten und er demselben eine Ohrfeige dafür habe geben wollen auf ihn zuge-
sprungen und auf ihn losgegangen seie, und ihm das Gesicht habe verkratzen wollen. Als er 
sie aber von sich weggedruckt habe, da habe sie ihn bezichtigt, er sehe dem Teufel gleich. 
Und wenn dies nicht so wäre, so würde er wie jeder Pecher allhier ein Weib bekommen 
haben, denn er sei der wüsteste Mensch weit und breit.  

18) Anton Stöhr war als bürgerlicher Deputierter mit Bürgermeister Tröscher zur Klageerhebung nach Wien 
abgeordnet gewesen. 

19) Der Nachfolger wurde der Uhrmacher Mathias Kramer. 
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Da ihn nun die Klägerin mit dem Teufel verglichen hatte, so wäre ihm dies natürlicher Dingen 
äußerst beleidigend aufgefallen. Er könne daher nicht bergen, daß er in dem Eifer zu ihr 
gesagt habe, wenn er dem Teufel gleich sehe, dann sehe sie sowohl in  Bierstetten als auch 
hier in Buchau einer Hexe gleich. Dieses sei der wahre Hergang der Sache und anders seie es 
nicht fürgegangen. Darüber verpfände er Leib und Seele, und lasse die Beurteilung der Sache 
dem Magistrat über. 

Die Klägerin widerspricht diesen Angaben. Der Beklagte gebe die Unwahrheit vor, indem der 
Hergang der Sache so beschaffen sei wie sie es bereits vorgebracht habe. Nur habe sie ihn, 
als er sie eine Hexe gescholten hatte mit dem Teufel verglichen. Daher bitte sie um weitere 
Untersuchung und Entscheidung. 

Ratsbescheid: Obwohl zwar Beide ihres begangenen Frevels halber eine obrigkeitliche Strafe 
verdient hätten, so wolle man für dermalen gleichwohl in der Hoffnung darüber hinweg-
gehen, daß so was künftig nicht mehr geschehen werde, und weil übrigens die gegenein-
ander geführten Beschimpfungen sich aufheben. Dagegen werde beiden Teilen ein besseres 
nachbarliches und christliches Betragen empfohlen. Dies  umsomehr als die Klägerin nach 
ihrem eigenen Geständnis sich ihre Satisfaktion selbst genommen hat, indem sie den 
Schilling noch nach der Hand mit dem Teufel verglich.  

 

 99.          den 1. Juni 1797. 

Es hat der hiesige Bürger Gregor Bohner zum Nachteil des Weihers und gegen das obrigkeit-
liche Gebot ein von der Stadt in Bestand habendes Krautgärtel, das offen zu bleiben gebo-
ten, dem zuwider eigenmächtig vermachet, nun aber nachträglich gebeten, daß man solches 
gestatten möge. 

Ratsentscheidung: Obwohl es zwar sehr strafmäßig wäre, so wolle man doch zur Zeit vorge-
kommener Umstände wegen darüber hinwegsehen. Das Gärtel könne für heuer so belassen 
werden. Im Herbst wäre es aber bei Vermeidung von Strafe wieder zu öffnen. Sodann solle 
es für alle Zeit offen bleiben. 

 

194.                                  den 1. Juni 1797 

 Da durch den Ratsdiener die Anzeige gemacht worden ist, daß die Bürgerin und Handelnde 
Rosina Locherin allhier kürzlich, als man durch den Ratsdiener das betreffende Schanzgeld 
zum Festungsbau in Ulm einziehen ließ, sich dahin geäußert, die Herren haben kein Geld 
mehr, sie müssen Geld haben, daß sie es wiederum verschleudern können. Er, der Rats-
diener, solle dieses den Herren nur überbringen und ordentlich ausrichten. 

Die Beklagte, hierüber zur Rede gestellt, verantwortet sich, sie habe nicht so geredet, 
sondern nur in der Kuche zu ihrem Mann gesagt, es werde halt kein Geld mehr da sein, 
mithin wolle sie die 32 Kreuzer hergegeben indem die Herren wie sie wohl wisse auch ihr 
Sach haben müssen. 

Der Kläger und Ratsdiener Josef Stöckel, behauptet als ein ohnehin in Pflichten stehender 
Mann bei seinem Eide, daß die Beklagte das, was er angezeigt so und nicht anderst geredet 
habe. Und dies noch in Anwesenheit der Theresia Hummlerin geborene Reiserin. 

Hätte die Beklagte dieses nur allein zu ihm geredet, so hätte er tun können was er hätte 
wollen. Da es aber in Gegenwart der Hummlerin geschehen wäre, so habe er es seinen 
Pflichten angemessen erachtet, die Sache anzuzeigen. 
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Hiebei bleibe er stehen und überlasse das Weitere dem Mgistrat. Doch bitte er für die Be-
klagte um eine milde Strafe. 

Ratsbescheid: Die Beklagte solle zur wohlverdienten Strafe 2 Stunden mit der schwarzen 
Tafel zum Tor hinunter gestellt werden. 

Die Beklagte bittet hierauf, man möchte die vorgeschlagene Zeugin neben sie kommen las-
sen. Denn das weiß Gott im Himmel, sie habe die Sache nicht so geredet, vielweniger aus 
Zorn oder aus Leidenschaft wider den Magistrat. 

Nachbescheid: Da der Ratsdiener verpflichtet ist, so bedarf es der Zeugin nicht. Die Beklagte 
wird daher zur Gnade zu 1 U Pfennig Strafe verfällt. 

 

 100.            den. 19. Juni 1797 

wurde Josef Abt vor den Rat gerufen um von ihm zu hören, was ihm in Sachen zwischen 
Amtsbürgermeister Tröscher und dem Hofmetzger Anton Rehmann im Hofwirtshaus passiert 
wäre. Dieser äußerte sich dahin , er wisse  eigentlich nicht mehr alles, er habe nicht so lange 
darauf gedenket. Doch das wisse er noch, daß der Bürgermeister gesagt habe, der Hofmetz-
ger habe aus kranken Ställen Vieh gekauft. Hierauf habe der Hofmetzger Rehmann den Bür-
germeister Tröscher einen schlechten Mann geheißen, bis er es ihm beweise. 

 

Anmerkung. Die Magistratsprotokolle berichten zwar nichts davon, aber es war 
im Laufe des Sommers 1797 geschehen, daß an den stiftischen Hausmeister 
Reuter aus der Stadtkasse aus unbekannten Zwecken 8000 Gulden ausgeliehen 
wurden, die wenigstens zu einem Teil verloren schienen. Diese Ausleihung war 
ohne Vorwissen des Amtsbürgermeisters Tröscher und des Magistrates geschehen 
und nur von Bürgermeister Buchhauser genehmigt worden. Amtsbürgermeister 
Tröscher  griff ungewöhnlich scharf durch. Dies kostete den beiden 
Stadtrechnern ihre Ämter und erschütterte die Weiterführung des 2. 
Bürgermeisteramtes durch Buchhauser. Aber auch Bürgermeister Buchhauser 
reagierte sehr scharf und beschuldigte seinen alten Gegner des gleichen 
Vergehens der nicht genehmigten Anleihung von Geldern zu früheren Zeiten aus 
der Stadtkasse zu eigenen Zwecken. Dies alles zusammen zeitigte schwere 
Strittigkeiten und Prozesse. Die Protokolle berichten darüber mancherlei. 

 

  101.            den 2. Oktober 1797. 

Extra- Ratstagung:20 Heute wurde in Gemäßheit das am 29.September dem Magistrat von 
Senator Kutter schriftlich an Handen gegebenen einstweiligen  Bescheides den Stadtrechner 
Winkler und Sorg der Auftrag gemacht, daß sie den ordnungsmäßigen Kassensturz machen, 
die Rechnung vorlegen, ihre Stückrechnung verfertigen und die Schlüssel dem Magistrat 
übergeben sollen. 

Beide Stadtrechner Winkler und Sorg, und besonders Sorg äußert sich dazu, er seinerseits 
werde weder die Schlüssel noch etwas anderes aus der Hand geben, außer er hätte die 
ohnehin bevorstehende und zu machende Rechnung für das heurige Jahr gestellt und ihm 
hierüber seine Entlastung erteilt und zugestellt sein werde. Er dächte so wie so alles in 
Richtigkeit zu setzen und sich gänzlich  von allem abzumachen. 

Ratsbescheid: Auf die vom Stadtrechner Sorg gemachten Äußerungen, und da ohnehin Zeit 
wäre, daß für das gegenwärtige Jahr die sämtlichen Rechnungen gestellt werden müssen, so  

20) Es war der Jahrestag der Schlacht um Biberach 
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wolle der Magistrat gleichwohl in dieser und anderer Zeit von der Stellung einer Rücklegung, 
und auch davon absehen, daß die Stadtrechner alles von sich geben. Hiegegen hätten sie 
bald als möglich die diesjährige Rechnung zu stellen. 

Inmittels das rechtliche Urteil über die vorgebrachte Untersuchung betrieben und abgewar-
tet werden solle und wolle. 

 

  102.                den 3. November 1797 

berichtet   Amtsbürgermeister Tröscher, es wäre gestern abends der Stadtrechner Sorg zu 
ihm gekommen und habe seine Stadtrechnerstelle heimgeschlagen, welches er auch ange-
nommen. 

 

  103.             den     23. November 1797. 

Es berichtet Amtsbürgermeister Tröscher, es habe der mit seinen Konsorten in Unter-
suchung gekommene Stadtrechner Sorg darum gebeten, daß man den in dem Urtel ent-
haltenen Ausdruck „daß er nicht nur seines Amtes enthoben, sondern auch künftighin zu 
einem obrigkeitlichen Amte untauglich sei“ streichen möge. 

Ratsbescheid: Wenn dereinst die Hauptsachen von  seiner  und seiner Konsorten Seite be-
folgt und berichtigt sein werden, dann werde der Magistrat auf das bittliche Gesuch Rück-
sicht nehmen und ihm nach Tunlichkeit der Sache das weitere bekannt machen. 

 

     104.      den 27. Dezember 1797 

Da die Rechnung sowohl von der Stadtrechnerei als auch vom Kassieramt gestellt ist, so wur-
den von Seite des Magistrates Martin Käser und Fidel Stauß, von Seiten der Bürgerschaft 
Alex Bregenzer und Sebastian Baur als Revisoren aufgestellt. 

 

       105.       den 3. Januar 1798 

Da der von der Bürgerschaft aufgestellte Rechnungsrevisor Kronenwirt Sebastian Baur dieses 
Amt aus verschiedenen Gründen abgelehnt hat, so wurde an dessen Stelle von den der-
zeitigen 4 bürgerlichen Deputierten Dominikus Baumeister, Maximilian Manz, Max Munding 
und Mathias Kramer der Michael Ahler verwählt und mit Alex  Bregenzer in Pflichten ge-
nommen. Ihnen wurde noch Stadtammann Gern beigegeben. 

 

      106.        den 11. Januar 1798 

Es erschienen die beiden Stadtrechner Winkler und Sorg und klagen wider den hiesigen 
Bürger und bürgerlichen Rechnungsrevisor Johann Michael Ahler, weil dieser schon 
verschiedenemale unter der Bürgerschaft ausgesprengt habe, daß sie mehrere Kapitalzinsen 
die zu 3½ % verfallen waren mit einem höheren Zins gebucht und das übrig gewordene für 
sich behalten hätten. 

Da nun dieses ihrer Ehre äußerst nachteilig geworden und eine öffentliche Verleumdung 
wäre, die sie umsoweniger auf sich ruhen lassen können, als bereits die ganze Bürgerschaft 
davon rede. Sie bitten also, man möchte den Beklagten zum plötzlichen Beweis seiner Be-
hauptung anhalten, oder in Ermangelung dessen ihnen hinlängliche Genugtuung ver-
schaffen. Michael Ahler, hierüber zur Rede gestellt, widerspricht, er hätte nicht so wie die 



49 
 

Kläger angegeben, sondern nur soviel geredet, daß viele Kapitalien mit 3%, auch zu 3 ½ und 
4% in Vorschein kämen. 

Die Stadtrechner bitten hiegegen man möchte mehrere Rechnungen, und zwar aus den 
Jahren 1793, 94, 95, 96, und 97 aufschlagen, worauf sich zeigen werde ob sie zuviel oder zu 
wenig Zinsen verrechnet hätten. 

Wie nun die Rechnungen durchgegangen und nicht das Geringste zum Nachteil der Stadt-
rechner gefunden wurde, so äußerte sich Ahler auf die an ihn gestellte Frage was er nun 
dazu sage dahin, man solle die Sache bis nach der Revision anstehen lassen, dann werde 
man finden, was er geredet habe. 

Die Kläger aber bestanden ein für allemal auf ihrem Gesuch und hoffen, daß man ihnen die 
Justiz verschaffe, um die sie gebeten haben. 

Auf den dringenden Zuspruch äußerte sich Ahler endlich dahin, er leugne es ja nicht, daß er 
was gesagt habe, doch habe er es nicht so böse gemeint. Er berge es auch nicht, daß er dem 
Baumeister Rösch und dem Martin Käser hievon was gesagt habe. 

Ratsbescheid: Der Beklagte Johann Michael Ahler hat sich durch seine verleumderischen 
Reden zum Ehrabschneider gemacht. Daher hat er vordersamst den Stadtrechnern vor dem 
Rat einen öffentlichen Widerruf und Ehrenerklärung dahin zu tun, daß er abbitte und 
widerrufe. Zur Strafe solle er an verschiedenen Posten 3 Stunden lang mit der umgehängten 
Schandtafel: „Du sollst nicht ehrabschneiden“ ausgestellt werden. 

Dann solle er von Rats wegen als zu einer Revisionsstelle unfähig erklärt sein. 

 

   107.                     den  12. April 1798. 

Heute klagt Stadtammann Gern wider den hiesigen Bürger Fidel Widmann, weil dieser ihn in 
der ganzen Stadt verschrien habe, er habe zu seinem Hausbau in dem städtischen Kangen-
wald Holz gestohlen und nicht bezahlt. 

Der vorberufene Beklagte äußert, die vom Stadtammann Gern gegen ihn vorgebrachte Klage 
wäre gegen den falschen Mann gerichtet. Sie wäre vielmehr gegen den Bürgermeister Buch-
hauser  zu führen und vorzubringen, indem dieser zu ihm ins Haus gekommen mit dem Ver-
melden, der Stadtammann Gern habe zu seinem Haus aus dem Stadtwald Kangen 30 Stück 
Bauholz gestohlen oder genommen, und er, Widmann dürfe solches kecklich aller Orten 
sagen, indem er als Mann dafür stehe. 

Daß er nun bei dem einen oder anderen Anlaß und bei diesem oder jenem Bürger von 
diesem erzählet, dafür täte er hiemit den Urheber an den Tag. Er bitte also den Magistrat, 
man möchte den Lukas Buchhauser hiewegen zur Verantwortung ziehen, von dem er dieses 
gehört und auf dessen Geheisen er aus Unmut bei anderen Anlässen hievon geredet.  

Außer diesem wisse er nichts als Liebes von dem Stadtammann. Und wenn ihn der Lukas 
Buchhauser nicht so was geheisen würde er gewiß niemals etwas wider den Stadtammann 
ausgesagt haben.  

Stadtammann Gern erwiderte, er habe mit dem Lukas Buchhauser gar nichts zu tun, sondern 
nur allein mit dem Fidel Widmann, welcher in den Bürgerhäusern herumgeloffen sei und ihn 
verschrieen habe. Mithin fordere er von diesem den Beweis oder in Ermangelung dessen alle 
rechtliche Genugtuung. 

Fidel Widmann blieb dabei, daß er seinen Mann schon an den Tag gegeben habe, der ihm 
dies hinterbrachte, nämlich den Lukas Buchhauser, der hierin zum Beweise angehalten wer-
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den könne. Habe aber Lukas Buchhauser  zu viel geredet, so habe nicht er, sondern der Lukas 
Buchhauser den Beweis zu machen. Es möchte also der Magistrat den Lukas Buchhauser 
dazu anhalten den Beweis zu machen, oder die Genugtuung zu geben. 

Wollte aber der Magistrat nach dieser Rechtsordnung nicht fürgehen und handeln, und ihn, 
den Widmann als Beklagten ansehen und ein zu voreilig Urtel abfassen, so erbitte er eine 
Protokollabschrift und behalte sich den Einspruch vor. Er werde sich dann um einen Sach-
walter umsehen, der in seinem Namen auftreten werde. 

Interimsbescheid: Wolle Stadtammann Gern über diese Bezichtigung eine Anklage erheben, 
so ist ihm hiemit vom Magistrat der Auftrag gemacht, daß er gegen den Urheber, nämlich 
den von dem Fidel Widmann an den Tag gegebenen und geoffenbarten Lukas Buchhauser in 
der behörigen Ordnung klagbar belange. Von da aus werde dann derselbe zum Beweis oder 
in Ermangelung dessen zur Justiz angehalten. Auch werde hiezu von Ratswegen sofort eine 
Tagfahrt angesetzt werden, weil derlei Beleidigungshändel an den gewöhnlichen Ratstagen 
nicht untersucht und entschieden werden könne. 

 

  108.      den 17. April 1798. 

Da auch der Amtsbürgermeister Tröscher bei dieser Gelegenheit, nur in einer anderen Sache 
sich gegen den Fidel Widmann klagbar beschwerte, da dieser ausgesagt hatte, daß Bürger-
meister Tröscher vor ungefähr 10 oder 12 Jahren zum Kaufe seines Hauses 500 Gulden aus 
der Stadtkasse genommen und ein andermal zur Führung eines Roßhandels ebenfalls 300 
Gulden von der  Stadtrechnerei erhoben habe, wovon noch ein Rest von 60 Gulden an der 
Stadtkasse hafte. Amtsbürgermeister Tröscher bat deswegen, man wolle also den Fidel Wid-
mann zum Beweise seiner Bezichtigung, oder zur Genugtuung und Ehrenerklärung anhalten. 

Fidel Widmann äußerte sich dahin, daß er auch dieses auf die gleiche Art, wie schon oben 
erwähnt von dem Lukas Buchhauser gehört habe. Er bitte daher, man möchte diesen so wie 
in der Sache des Stadtammanns Gern zum Beweise anhalten und denselben, so er diesen 
nicht machen könne oder wolle ihn ebenso wie oben gehalten behandeln. 

Ratsbescheid: Es wird dem Amtsbürgermeister Tröscher hiemit vorstehender Interimsbe-
scheid zu seiner Weisung und seinem Benehmen erteilt. 

Wie nun hierauf die Parteien wieder gerufen und ihnen diese Interimsbescheide eröffnet 
worden waren, so äußerte sich Stadtammann Gern, er behalte sich wider diesen Bescheid 
alles weitere vor. Er werde sich nicht den Buchhauser , sondern den Fidel Widmann vorneh-
men, der ihn öffentlich beschuldigt habe. Er verlange auch keinen Vorstand mit Herrn Buch-
hauser zu machen und werde auch keine Satisfaktion bei demselben suchen. 

Fidel Widmann: Er bleibe bei diesem Interimsbescheid, doch behalte er sich wie der Stadt-
ammann das weitere vor. 

Amtsbürgermeister Tröscher: Er lasse sich den Interimsbescheid gefallen, da ohnehin heute 
sich an einer gewöhnlichen Ratstagung die Weitläufigkeiten in den Protokollen nicht abtun 
lassen. 

Ratsbescheid: Es wird zur Zeit, weil Ordinaritagung ist, die Sache eingestellt. 

 

     109.                     den 18. April 1798. 

wurde in Abwesenheit des Stadtammanns Gern vorgetragen: Weil die 4 in Untersuchung 
gestandenen Herren Xaver Gern, Lukas Buchhauser und die beiden Stadtrechner Winkler 
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und Sorg die in Gemäßheit der am 21. März d. J. an sie erlassene Signeta zu bezahlende 
Rückstandsgelder nicht entrichtet haben, so werde eine scharfe  und angemessene 
schriftliche Weisung erlassen, vermöge welcher sie in der Zeit von 8 Tagen solche zu bezah-
len hätten. Dem werde die Drohung angefügt, daß sie bei nicht Befolg dessen sich allein die 
Schuld zuzuschreiben hätten, wenn wider sie andere Maßregeln vorgekehrt werden müßten. 

 

        110.      den 19. April 1798. 

Extra Ratstagung. In der Klagsache Gern und Tröscher wider den Sailermacher Fidel Wid-
mann und Bürgermeister Lukas Buchhauser wurde zuerst Lukas Buchhauser vorgerufen und 
ihm die Protokolle verlesen, 

worauf er sich äußerte, was die Sache des Stadtammanns Gern betrifft widerspreche er dem 
durchaus, daß er jemals gesagt habe, der Stadtammann Gern habe zu seinem Hausbau aus 
dem Kangen 30 Stück Bauholz gestohlen oder genommen. Er habe alleinig nur gesagt, daß 
für den Stadtammann 30 Stück Bauholz aus dem Kangen gezogen worden wären. Wolle der 
Sailer weiteres behaupten, so müsse ihm jener den Beweis dafür machen. Darum verlange er 
daß ihm der Sailer Fidel Widmann zur Seite gestellt werde. 

Weil nun der Sailer gegenwärtig nicht zu Hause war, der Stadtammann aber noch immer 
darauf bestand, daß er mit dem Lukas Buchhauser  keinen Vorstand habe, sondern bei dem 
Fidel Widmann stehen bleibe, der ihn verschreit und verleumdet habe, so erging der 

 Zwischenbescheid: Daß der Sailer baldmöglichst anhero berufen wurde und dem Lukas 
Buchhauser zur Seite zu stellen sei. Dem Stadtammann Gern werde der schon eröffnete 
Bescheid zu seinem Benehmen empfohlen. 

In der Sache des Amtsbürgermeisters Tröscher äußert sich Lukas Buchhauser dahin, es wäre 
in seiner eigenen, des Stadtammanns Gern,  des Michael Winkler und Anton Sorgs Sache 
wegen den auf den Kredit der Stadt ohne Vorwissen und Bewilligung des Magistrates auf-
genommenen Gelder das über ihr Vorgehen eingeholte unparteiische Rechtsgutachten sogar 
vor einem Teil der Bürgerschaft verlesen worden. 

Dieses wäre aber gegen alle Ordnung und Art eines rechtlichen Verfahrens geschehen und 
so was auch hier niemals erhöret worden. Dieses Verfahren habe ihn auf höchste geärgert. 

Er berge es daher nicht, daß er zu dem Sailer, der ihm hätte beim Bauen helfen sollen in das 
Haus gekommen sei und bei demselben sowohl in der Sache Gern und auch in der des Trös-
cher die Rede war. Was er in Betreff dessen, was den Tröscher angehe geredet habe, das 
behaupte er noch. Wenn der Sailer hierin zu  viel geredet habe, so fordere er von diesem 
den Beweis. Aber das, daß der Tröscher aus der Stadtkasse 500 Gulden zu seinem Hauskauf 
erhalten und 300 Gulden zu dem Roßhandel von daher bekommen habe, das behaupte er 
noch.  

Amtsbürgermeister Tröscher fordert ein für allemal von Herrn Buchhauser die Beweise, daß 
er 500 Gulden zu seinem Hauskauf und dann 300 Gulden zu seinem Roßhandel aus der 
Stadtkasse genommen habe, oder in Ermangelung dessen von dem Buchhauser  hinlängliche 
Satisfaktion. 

Er habe bei dem damaligen Magistrat um diese 500 Gulden angehalten und diese von 
dahero erhalten. Er habe noch an demselben Tag, nämlich laut der vorliegenden Quittung 
vom 14. Mai 1782 dem Hochfürstlich Sigmaringischen Herrn Rat und Archivar Xaver Kolb 660 
Gulden bezahlt. 
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Wenn er, Tröscher, übrigens zu dem Roßhandel für seine Person 300 Gulden genommen 
oder entlehnt habe wären ihm die den 10. März 1783 laut fernerer schriftlicher Anlage von 
Viktoria Maichlerin aufgenommenen 40 Gulden, und weil solche aufgekündigt worden 
waren von der Stadt gegeben worden, und er solche als dann zum Roßhandel habe verwen-
den können, und die von ihm nach Übereinkommen heimbezahlt worden seien. 

Niemals aber werde ihm beweislich gemacht werden können, daß er von der Stadtkasse 300 
Gulden zu dem Roßhandel genommen habe. Wohl aber sei gewiß, daß nicht nur er damals in 
dem Roßhandel gestanden, sondern auch der Stadtammann Baur selig, der Beklagte Buch-
hauser und der Anton Sorg, wobei er sich um 60 Gulden bei ihnen verbürgt und dato noch 
15 Gulden als Guthaben zu fordern habe. 

Interimsbescheid: Da vorstehende Sache mehrerer Untersuchung bedarf, sodann auch der 
Anton Sorg des Roßhandels halber zu hören und nicht weniger der Sailer Fidel Widmann 
dem Lukas Buchhauser zur Erhebung des Beweises an die Seite zu stellen ist, so ist ein wei-
terer Bescheid in dieser Sache zu machen, wenn dies alles voraus geschehen ist, und der 
Magistrat hiedurch nähere Belehrung erhalten haben dürfte. 

Da nun in Gemäßheit dessen vordersamst in den Stadtrechnungen nachgeschlagen wurde 
was Stadtammann Gern für Bauholz gebraucht und solches bezahlt habe oder nicht, so hat 
sich in den den Stadtrechnungen jedes Jahr beigelegten baumeisteramtlichen Holzausgabe-
verzeichnissen ergeben, daß Gern in dem Jahre 

                                                            1790 für 30 Stück Bauholz               24  fl    --- kr                                                                                  

                                                            1791 in zweimalen                           64  fl   15 kr 

                                                            1792  für Bauholz                                7  fl   48 kr 

                                                            1792/93 abermals                               5  fl   30 kr 

zusammen also für Bauholz bezahlte die Summe                                 101  fl  33 kr  . 

 

Es komme also nun nur noch darauf an, welcher dem Kläger der Verleumdung halber die 
Genugtuung zu verschaffen habe. 

Da Fidel Widmann nicht zu Hause ist, mithin dem Lukas Buchhauser nicht zur Seite gestellt 
werden kann, so wurde indessen der Anton Sorg vorberufen, um von ihm zu hören, was in 
dem gewesenen Roßhandel vorgewaltet habe. Er gibt an, er wäre damals noch Bürger 
gewesen und hätte sich wenig darum gekümmert, woher Tröscher das Geld bekommen und 
ebensowenig gefragt, wem er es gegeben habe. Was er gehabt habe, das habe er dazu 
gelegt. 

Was die 60 Gulden betreffe, welche bei der Stadtrechnung wegen des Roßhandels in den 
Rest geschrieben wurden, so habe er als damaliger Rechnungsrevisor solche als eine 
Beanstandung wieder in die damalige Rechnung gestellt, mit der Erinnerung, daß solche 
demjenigen zum Ersatz aufgerechnet werde, der solche zu ersetzen schuldig sei. Nach der 
Sache wären in der Rechnung von 1777 diese 60 Gulden dem Mändel Bernheim in Rest 
geschrieben gewesen. 

Damit endete er seine Aussage. 

Hierauf gibt Stadtammann Gern die Auskunft, daß diese 60 Gulden ebenso wie jene 40 Gul-
den der Witwe Maichler hienach von Herrn Tröscher einbezahlt  worden seien. 

Übrigens sei es wahr, daß Lukas Buchhauser und ebenso Stadtammann Baur selig Gelder 
vorgeschossen haben. Diese seien aber nicht von der Stadt gewesen, da diese Herren die 
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Heiligen-, Gemeinds- und andere Pflegerechnungen geführt und gehabt haben. So möchte es 
wohl sein, daß sie von daher beigetragen und vorgeschossen hätten. Was er aber nicht für 
gewiß behaupten könne. 

Für die Richtigkeit des Protokolles: 

                                 gez.  Brauer, Kanzleiverwalter. 

 

111.         den 20. April 1798. 

Extra- Ratsdeputation in Anwesenheit des Baumeister Rösch, des Fidel Stauß und des 
amtierenden Kanzleiverwalters Brauer. 

Zur Gemäßheit des gestrigen Ratsbeschlusses wurden heute Lukas Buchhauser und Fidel 
Widmann in der anhängenden Klagsache gehört. Vordersamst wurde dem Fidel Widmann 
seine am 12. April gemachte Aussage und das was Lukas Buchhauser eingewendet hatte, 
verlesen, worauf er sich zum Protokoll äußerte: Er wäre vordersamst in dem Protokoll ein 
Verstoß wider seine Aussage unterlaufen, indem er niemals gesagt habe, daß Stadtammann 
Gern 30 Stück Bauholz zu seinem Bau in dem Kangen gestohlen habe, wie gegenwärtig 
Bürgermeister Buchhauser noch behaupte. Er habe nur soviel gesagt, es seien damals bei 
dem Schützenhaus 30 Stück Bauholz für den Stadtammann zu seinem Bauholz gelegen. 
Niemals habe er so was gedacht, vielweniger geredet, daß Herr Gern das Holz in dem Kangen 
gestohlen habe. 

Lukas Buchhauser, hierüber zur Rede gestellt, äußert sich dazu, daß er nichts anderes gere-
det habe, als was eben der Fidel Widmann hier wörtlich in das Protokoll gegeben, daß bei 
dem Schützenhaus draußen 30 Stück Bauholz liegen, ohne beizusetzen, was ihm auch 
niemals eingefallen sei zu sagen, der Gern hätte solches gestohlen. Er müsse seiner Aussage 
noch beifügen, er hätte von diesem Holze nicht einmal etwas gewußt, wenn ihm der 
Bürgermeister Baur selig als damaliger Stadtammann nicht gesagt hätte, dieses Holz sei aus 
dem Kangen und gehöre dem Xaver Gern. 

Hierauf bestätigt der wieder vorgerufene Fidel Widmann im Betreff der Sache Tröscher 
abermal, was er von dem Bürgermeister Buchhauser mündlich vernommen, nämlich das, 
daß damals Bürgermeister Tröscher von der Stadtkasse 500 Gulden zu seinem Hauskauf und 
300 Gulden zum Roßhandel bekommen habe. Aber weder er noch Bürgermeister Buch-
hauser hätten jemals gesagt, der Bürgermeister Tröscher habe diese Gelder aus der Stadt-
kasse gestohlen. 

Bürgermeister Buchhauser behauptet und bestätigt ein gleiches, nämlich daß er damals als 
Stadtrechner dem Bürgermeister Tröscher 300 Gulden zu dem Roßhandel hier im Rathaus 
auf den Tisch beim Ofen vorgezählt und aus der Stadtkasse gelehnt habe. Die 500 Gulden zu 
seinem Haus aber habe Bürgermeister Tröscher von dem Stadtammann Gern als dem 
damaligen Stadtrechner erhalten. 

Es möge nun Herr Tröscher ein solches eingestehen oder nicht, es sei damals so, wie man 
dies behaupte und bestätige. Weil aber weder der Stadtammann Gern noch der Bürger-
meister Tröscher von ihm und dem Fidel Widmann niemals bezichtiget worden wären, daß 
ersterer Holz aus dem Kangen, letzterer aber einiges Geld aus der Stadtkasse gestohlen 
haben, so glaube er ebenso wie der Fidel Widmann, daß weder Gern noch Tröscher jemals 
befugt sein können in einer Beleidigungsklage wider den einen noch den anderen anzu-
stehen. Denn sie haben nur das geredet, was Wahrheit ist und keinem an seiner Ehre nach-
teilig war. 
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Sie hoffen also, der Magistrat werde die beiden Kläger ab- und zur Ruhe verweisen. 

Deputationsbeschluß: Es werden die heutigen Aussagen beim nächsten  Rat dem Magistrat 
verlesen und vorgetragen, wo dann von daher ein Endbescheid zu erwarten sein werde. 

112. 

Hierauf wurde Johann Schilling fürgefordert gegen den Johann Rösch aus dem Grunde Klage 
erhoben hat, weil Schilling ihm ins Gesicht gesagt habe, er hätte Geld  gestohlen und der 
Lukas Buchhauser hätte ihm das gesagt. 

Schilling widerspricht dem durchaus, daß er dies gesagt habe, der Rösch hätte Geld gestoh-
len und der Lukas Buchhauser hätte ihm das gesagt. Indessen sei nämlich was er von Buch-
hauser gehört und dieser gesagt habe das, daß dieser zu ihm gesagt, er habe nicht getan was 
der Rösch.  

Dieses widerspricht auch Lukas Buchhauser nicht. 

Rösch hingegen behauptet dem Schilling ins Gesicht, daß er ihm doch gesagt habe er hätte 
Geld gestohlen. 

Schilling antwortet hierauf, er habe einen Respekt für das Amt des Rösch, wenn er aber so 
was behaupten wolle, wäre er ein schlechter Mann. 

Rösch dagegen: er tue eidlich genug davor, daß Schilling ihm in seinem Haus solches gesagt 
habe, und zwar in seinem eigenen Haus. 

Deputationschluß: Es wird dieses dem Magistrat berichtet werden, von wo dann das weitere 
bescheidet werden wird. 

 

113.                 den 10. Mai 1798. 

Der heutigen Ratstagung ist am 7. Mai die Ratsbesetzung vorausgegangen, wobei Dominikus 
Baumeister und Mathias Kramer in den inneren Rat ernannt worden waren. Auf die ledigen 
Plätze der bürgerlichen Deputierten wurden Michael Odermatt, Gregor Bohner und Anton 
Hummler aufgestellt und heute in Pflichten genommen. 

Dann ist einstweilen bis Martini dem Amtsbürgermeister Tröscher als Stadtrechnereiver-
treter der Fidel Stauß als Adjunkt zugegeben und zur Anlagskasse Stadtammann Gern ver-
ordnet und als Adjunkt Dominikus Baumeister beigegeben worden. Weiter ist Johann Rösch 
als Fleischschauer bestätigt und Mathias Kramer als Umgelder aufgestellt worden.21 

 

114.              den 10. Mai 1798. 

Da von dem obrigkeitlich aufgestellten Torfstich- Inspektor Fidel Stauß die Anzeige gemacht 
worden ist, daß die beiden hiesigen Bürger Josef Bohner und Martin Figel sich kürzlich auf 
dem Torfplatz mit entsetzlichem Schimpfen, auch Fluchen, Schwören und Übelwünschen, ja 
mit Totschlagdrohungen der Herren sich höchst sträflich vergangen haben, so wurden diese 
heute vor den Rat und zur Verantwortung gefordert.  

Zu ihrer Entschuldigung gaben sie anhero in das Protokoll, daß keiner von ihnen etwas vom 
Totschlagen gesagt habe. Wahr wäre es aber, daß sie sich darüber aufgehalten und aus der 
Ursache was geredet  haben, weil man ihnen vorhero von dem Torfstechen und den Zie-
hungstagen der Teile nichts offeriert und bekannt gemacht hatte. 

 

 21.) Damit waren Winkler und Sorg offiziell aus dem Magistrat enfernt. 
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Fidel Stauß aber behauptet dagegen, er habe es selbst mit seinen eigenen Ohren gehärt, daß 
einer von den beiden gesagt habe, und wie er dafürgehalten sei es der Josef Bohner 
gewesen, bei Gott, hier stehen wir nicht und das Beste wird sein, wenn man die Herren 
herunterwürfe und sie totschlage. Von dem Josef Striegel habe er hernach gehört, es wäre 
der Martin Figel gewesen der dies geredet habe. 

Die Parteien wurden hierauf in den Abstand verwiesen. Mittlerweile erging der  

Ratsbescheid: Es ist nicht nur Josef Striegel, sondern auch Xaver Abt und Xaver Göser sobald 
als möglich über diesen Umstand zu hören, um die Sache abschließen zu können. 

 

115.               den 24. Mai 1798. 

Wurde das am 20. April aufgenommene Verhörprotokoll und die Aussagen des Herrn 
Buchhausers und des Fidel Widmann öffentlich und in Gegenwart des Amtsbürgermeisters 
Tröscher und des Stadtammanns Gern verlesen. 

Da sich diese geäußert, man solle noch den Johann Bohner hierüber abhören, da sowohl von 
Buchhauser als auch von Widmann bei demselben wider sie geredet worden wäre. 

Ratsentschließung: Johann Bohner solle gleich morgen in dieser Sache abgehört werden. 

 

116.               den 24. Mai 1798. 

Da auch heute die vom ganzen Magistrat den 19. April fürgenommene Abhör des Lukas 
Buchhauser und Fidel Widmann verlesen wurde, so standen die Herren Tröscher und Gern 
darauf an, daß man den hiesigen Bürger Johann Bohner höre, der das Gegenteil von dem, 
was die beiden Beklagten geredet und angegeben haben an den Tag geben könne. 

Lukas Buchhauser behauptet hiegegen seine abgegebene Aussage und sagt dem anwesen-
den Amtsbürgermeister ins Gesicht, er bleibe ein für allemal darauf bestehen, nämlich daß 
er dem Bürgermeister Tröscher damals als Mitstadtrechner 300 Gulden Geld aus der 
Stadtkasse zu seinem Roßhandel gegeben habe. 

Ratsentschließung: Es solle demnächst Johann Bohner von der in dieser Sache schon aufge-
stellten Deputation abgehört werden. 

 

117.                            den 29. Mai 1798 

Wurde diese Abhör durch die Deputation vorgenommen. Dabei gab Johann Bohner zu 
Protokoll: 

Vordersamst wäre es bedauerlich, daß man aus einer so kleinen Sache etwas Großes 
machen wolle, die nicht dazu geeignet wäre, und nichts weiter als eine weitläufige und 
unnötige Schreiberei veranlasse. Er selber halte also dafür, es würden sowohl Amtsbürger-
meister Tröscher als auch Stadtammann Gern mehr Ehre davon haben, wenn sie ganz ge-
schwiegen hätten denn hiedurch haben sie nur den Anlaß dazu gegeben, daß sowohl er als 
auch die ganze Bürgerschaft vermuten könnte, daß es demnach auf dem Rathaus nicht  am 
reinsten hergegangen sein dürfte, da sowohl Holz als Gelder von der Stadt hergegeben 
worden waren. 
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Mit der Sache selbst hätte es aber folgende Beschaffenheit: Bei der Gelegenheit, da er als 
bürgerlicher Revisor der 1797er Jahresrechnung aufgestellt gewesen war, wäre nachts der 
Sailer Fidel Widmann zu ihm gekommen und habe ihn gefragt, ob sie mit der Revision schon 
angefangen hätten. Als er hierauf mit Ja geantwortet, habe der Sailer erwidert, sie sollen 
solche nur recht gut machen. Hierauf habe er geantwortet, sie werden dies nach Möglichkeit 
tun und auch wie es billig und recht seie. 

Hierauf hätte der Sailer gesagt, sie mögen auch machen was sie wollen, so werden sie die 
500 Gulden, dann abermal 300 Gulden und weitere 60 Gulden wegen dem Bürgermeister 
Tröscher nicht richtig machen können. Als er den Sailer fragte, was er eigentlich damit sagen 
wolle, so habe derselbe ihm zur Antwort gegeben, der Lukas Buchhauser ihm es gesagt, daß 
nämlich Bürgermeister Tröscher 500 Gulden aus der Stadtkasse zu seinem ehemaligen Haus-
kauf erhalten habe, und dann ihm von dem Buchhauser als Stadtrechner weitere 300 Gulden 
zu seinem Roßhandel zur Hand gegeben wurden. 

Man hätte also den Tröscher ebenso zu betrachten wie ihn, den Buchhauser und Konsorten, 
die letzthin auch Stadtgelder aufnahmen, ohne daß dies mit Bewilligung des Magistrates und 
der bürgerlichen Deputierten geschehen wäre. 

Als hierauf an den Zeugen die Frage gestellt wurde, ob der Sailer bei ihm den Ausdruck ge-
braucht habe, der Bürgermeister Tröscher habe das Geld aus der Stadtkasse gestohlen, ant-
wortete er: nein, das habe der Sailer nicht gesagt. 

Hierauf wurde an den Zeugen die Frage gestellt, ob der Sailer nicht auch etwas von dem Holz 
geredet habe, welches der Stadtammann Gern aus dem Kangenwald bekommen hatte, oder 
allenfalls gesagt habe, derselbe habe das Holz aus dem städtischen Wald gestohlen, ant-
wortete er, der Sailer habe weder damals noch sonstwie etwas von dem Holz geredet. 
Mithin könne er auch darüber nichts in das Protokoll geben. 

Der Zeuge endet damit seine Aussage. Als ihm das Protokoll hierüber verlesen wurde 
bestätigte er es mit dem Zusatze, daß er solches jederzeit zu verantworten sich getraue. 
Hierauf wurde er nachdem ihm auferlegten Stillschweigen entlassen. 

 

Anmerkung. Nachdem der gewandte Johann Bohner nicht nur als Zeuge versagt, 
sondern auch den Herren Amtsbürgermeister Tröscher und Stadtammann Gern 
seine und der Bürgerschaft Meinung über diesen unschönen Streit zwischen 
ihnen und dem Bürgermeister Buchhauser auf eine ebenso manierliche als 
tüchtige Art gesagt hatte gab es in dieser Klagsache ein plötzliches Ende. Die 
Protokolle berichten nicht einmal mehr davon, ob das Verhörprotokoll des 
Johann Bohner noch offiziell dem Magistrate vorgelegt wurde. Wahrscheinlich 
war der Streit schon vorher deshalb abgeblasen worden, um sich hierin eine 
weitere Blamage zu ersparen. 

Das sagt aber nicht, daß auch die anderen Strittigkeiten innerhalb des Magi-
strates und innerhalb der Bürgerschaft ein Ende gefunden hätten. 

 

118.            den 21. Juni 1798. 

Es erscheinen die Herren Buchhauser und Winkler und stehen darauf an, man solle sie von 
der Verbindlichkeit entheben, welche man ihnen wegen der noch ausstehenden etlichen 
Hundert Gulden von den Geldern welche dem Hausmeister Reuter angeschafft worden 
waren, und die man zu bezahlen ihnen und den weiteren Interessenten zumute. Diese 
Gelder solle man von dem wahren Schuldner, nämlich dem Hausmeister Reuter fordern. 
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Auf dieses hin stehet auch Stadtammann Gern mit dem Beisatz an, daß diese Sache nun 
ausgemacht werden müsse. Wenn es der Magistrat nicht könne oder wolle, so werden sie 
schon auf des verlierenden Teiles Kosten jemand anhero bringen, der diese Sache neuer-
dingen untersuchen, berichtigen und auseinandersetzen werde. 

Ratsbescheid: Der Magistrat bleibe auf seiner bisherigen Handlung gegen die sämtlichen 
hierin Befangenen wie bisher so auch fernerhin bestehen, und fordern von ihnen und nicht 
von dem Hausmeister Reuter die noch rückständigen und noch zurückzuzahlenden etlichen 
Hundert Gulden. 

Wenn sie aber glauben, es geschehe ihnen hierunter zuviel oder unrecht, so können sie auf 
des verlierendes Teiles Kosten einen ganz unparteiischen Rechtsgelehrten anhero berufen, 
welcher sodann die Sache neuerdingen untersuchen und hierüber sodann ein fachgemes-
senes Urtel abfasse und zugleich auch entscheide, ob der Magistrat nach den vorliegenden 
Untersuchungsakten ihnen recht oder unrecht getan habe. 

Hierauf wurde der Anton Sorg fürgefordert und an ihn die Frage gestellt, ob auch er wie 
seine drei anderen Konsorten eine neue Untersuchung und Aburteilung in dieser Sache 
verlange. Er antwortete hierauf, er für seine Person verlange keine neue Untersuchung. 
Wollten aber die anderen drei Herren Konsorten eine solche haben, so wäre er ihnen nicht 
entgegen. 

Lukas Buchhauser fordert hierauf, man solle ihm, wie er schon öfter darum angestanden, 
dasjenige in das Protokoll nehmen und bestimmen, in wie er wegen den in Frage stehenden 
Geldern der hiesigen Bürgerschaft geschadet habe. Worüber er nun eine Protokollabschrift 
bitte. 

Ratsbescheid: Wenn ein Richter auf der Welt sagen könne, daß Herr Buchhauser mit der 
Ausstellung des ihm anvertrauten Stadtsigels Schuldscheine sigle, die ohne Vorwissen des 
ganzen Magistrates und der bürgerlichen Deputierten, auch gen die kaiserlichen Verord-
nungen ausgestellt wurden, recht getan und mit einer solchen Handlung das gemeine Wesen 
nicht beschadet habe, so solle hierwegen den Magistrat ganz kecklich vor den allerhöchsten 
Gerichten belangen. So ferne er sich hier durchsetzen werde, würde ihm der Magistrat jede 
Genugtuung verschaffen. 

119.          den 12. Juli 1798. 

wurden die in Sachen Gern, Winkler und Sorg von dem stiftischen Hausmeister Reuter da-
selbst getane und schriftlich anhero gegebene Aussage verlesen.22 

120.         den 9. August 1798. 

Es stehen mehrere von denen die Kapitalien zu 31
/2 % zur Stadt ausgeliehen haben darauf an, 

daß man ihnen bei den gegenwärtigen Zeiten 4% und in Zukunft 5% Zinsen bezahle, oder die 
Kapitalien heimbezahle. 

Ratsschluß: Es solle der Amtsbürgermeister als Oberstadtrechner mit jedem der Kapitalien 
hier stehen habe, die künftigen Zinsen so gut als möglich ausmachen, da man gegenwärtig 
nicht mit Geld versehen wäre, um Kapitalien heimzuzahlen. 

 

121.                         den 9. August 1798. 

Übergibt der ehemalige Stadtrechner Winkler eine Bittschrift und Vorstellung wegen der  

 

22.) Über den Inhalt dieser im Stifte vorgenommenen Abhör ist in den städtischen Protokollen nichts enthalten. 
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Entsetzung von seinen Rats- und anderen Berechtigungen. Er bittet dabei, ihm solche wie-
derum zu vergönnen, oder wenigstens ein Gutachten von dem vorigen Urtel einzuholen. 

Ratsbescheid: Das Gesuch solle an den ersten Urtelsteller zur weiteren Weisung des Magi-
strates eingeschickt werden. 

 

122.       den 23. August 1798. 

Es erscheint der Engelwirt Martin Maucher und bittet um Entlastung. Und wegen seines 
baren Guthabens bei der Anlagkasse von 300 Gulden um eine neue Obligation. 

Ratsbescheid: Man wolle noch mit den Stadtrechnern über das eine und andere reden und 
sodann mit dem Bittsteller alles berichtigen. Bis dahin wäre er zur Geduld verwiesen. 

 

123.           den 7. September 1798. 

Übergibt der Ratsherr, auch Bürger und Uhrenmacher Mathias Kramer allhier eine zwischen 
seinem Josef Kramer und der Jungfrau J…… Reiserin errichtete Heiratsabrede vom heutigen 
Dato zur Einsicht und Genehmigung. 

Ratsentscheidung: Es wäre zwar diese Heiratsabrede von Rats wegen begenehmiget und 
ratifiziert, aber der Magistrat hoffe, der Hochzeiter werde Einsicht genommen haben, daß er 
im Stand sei und sich getraue allen Beschwernissen vorzustehen, die der Ehestand und ein 
künftiges Hauswesen mit sich bringen. 

 

124.        den 20. September 1798. 

Es wurde dem Johann Michael Winkler das weiters eingegangene Gutachten verlesen, und 
dieses hierauf demselben im Original zu Händen gestellt, daß er solches demnächst wieder 
zu den Akten überbringe, worauf dann das weitere betreff seines Gesuches fürgehen könne. 

125. 

Da auch in Sachen des Michael Winkler auf Ansuchen des Magistrates von dem Senator 
Kutter in Ravensburg eine fernere gewissenhafte Aufstellung nebst dem derben Begleit-
schreiben wegen den noch nicht beigetriebenen Strafgeldern mit der Erinnerung eingelaufen 
ist, er hoffe den Magistrat hierinfalls selbst außer Verantwortung setzen, so erging der 

Ratsbescheid: Sämtliche 4 Interessenten sollen a dato in der Zeit von 4 Wochen bezahlen, 

oder aber erwarten, daß sie in Ermangelung dessen adexizieret , oder an allerhöchsten 
Orten von dem Ganzen Anzeige gemacht werde. 

 

126.          den 20. September 1798. 

Es erscheint der hiesige Schneider und Bürger Xaver Bühler und klagt wider die Bürgers-
tochter Margaretha Sorgin mit dem, daß diese ihn vor ungefähr 14 Tagen bei dem zu Kappel 
abgehaltenen Hahnen- Tanz verrufen und ausgeschrien hätte, daß er ihrer Schwester Anna 
Maria Sorgin von einem halbseidenen Zeug zu 2 Hauben vorbehalten und entfremdet hätte. 

Weil nun ihn dieser üble Vorwurf an seiner Ehre und Profeßion, auch an seinem Nahrungs-
stand äußert nachteilig wäre, so bitte er, man möchte die Beklagte zum Beweise ihrer uner-
laubten Verleumdung anhalten, oder in Ermangelung dessen ihm wider dieselbe die recht-
liche Genugtuung verschaffen. 
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Die Beklagte äußert, es seie zwar wahr, daß sie gesagt habe, hier seien 2 Hauben, die von 
dem Halbseidenzeug ihrer Schwester wären, daß sie aber gesagt habe, der Kläger Xaver 
Bühler habe diesen Zeug ihrer Schwester vorenthalten, dieses seie dem nicht so. 

Der Kläger entgegnete, es seie gleich, ob sie gesagt habe, er, der Kläger, habe diesen Zeug 
genommen, oder man darf ihm nichts mehr anvertrauen, mithin seie sie aber seiner Ehre zu 
nahe getreten, indem ihre Aussprengung schon soviel nachgezogen, daß Leute, die vorher 
bei ihm gearbeitet ihm einen Teils gesagt, wenn er so ein Mann seie, sei bei ihm nicht zu 
arbeiten, oder sie bleiben ganz aus und arbeiten mit einem anderen Bürger, wenn sie eine 
Schneiderarbeit haben. 

Da die Beklagte selbst einbekannte, daß die Kreszentia Reiserin bei dem Krautlande zu ihr 
gekommen sei und sie neben anderem auch gefragt habe, warum sie heute zum Bürger-
meister müsse, so wurde die Kreszentia Reiserin vorberufen und diese befragt, was ihr die 
Margaretha Sorgin wegen dem Haubenzeug gesagt habe. 

Diese antwortete , so viel sie sich erinnere habe die Margaretha Sorgin als sie von ihr noch 
wegen anderen aufgezogen worden wäre gefragt, warum sie zu dem Bürgermeister müsse, 
diese nichts anderes erwidert, als sie habe sollen gesagt haben, der Xaver Bühler habe 
Haubenfleck von ihrer Schwester Maria Anna halbseidenem Zeug behalten. Nachdem beide 
mit auferlegtem Stillschweigen entlassen waren, erging der  

Ratsbescheid: Vorgekommener Umstände und auch der Sage der Zeugin nach findet der 
Magistrat für recht, daß die Margaretha Sorgin durch ihre Unüberlegtheit , und wie sie nach 
dem von Amtsbürgermeister Tröscher gemachten Bericht selbst eingestanden, der Kläger 
habe Zeug behalten, diesem zuviel und seiner Ehre unrecht getan, 

daher solle sie zur wohlverdienten Strafe demselben hier vor dem Rat eine öffentliche 
Abbitte tun. Sodann solle sie mit dem Ratsdiener zu denjenigen Leuten gehen, bei welchen 
sie den Kläger des Vorenthaltens beschuldigt habe, in Gegenwart des Ratsdieners wider-
rufen, daß sie zu der Zeit als der Hahnen- Tanz zu Kappel gehalten, dem Kläger unrecht getan 
habe. Auf die Bitten des Klägers und auch des Vaters der Beklagten, des Herrn Anton Sorg 
wurde die Strafe dahin gemildert, daß die Beklagte Margaretha Sorgin ihre Abbitte bei dem 
Amtsbürgermeister im Haus, und bei den anderen Leuten, vor welchen sie den Kläger so 
empfindlich verleumdet, ohne den Ratsdiener ihre Abbitte und Widerruf tue. 

 

127.                     den 4. Oktober 1798. 

Michael Winkler stand durch seine Hand abermals schriftlich darum an, daß man ihn auf die 
auf sein Begehren neuerlich eingeholte Aufstellung ihn in Gemäßheit des ersten Urtels be-
handeln und ihn dabei belassen wolle. 

Ratsschluß: Der Bittsteller Michael Winkler solle nach der neuerlich eingeholten gewissen-
haften Aufstellung vom 13. September behandelt werden. Dabei habe es nach dem wörtl-
ichen Inhalt desselben sein Verbleiben. Nicht weniger habe er die Gebühr für die genannte 
Aufstellung mit einem Dukaten zu bezahlen. 

Nach diesem ihm eröffneten Ratsschluß bittet Michael Winkler um Nachlaß seiner nun auf 
49 Gulden aufgelaufenen Kosten und Strafe. 

Nachbescheid: Er solle 30 Gulden für alles in allem bezahlen. 
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128.                                den 22. November 1798. 

wurde eine vom ehemaligen Stadtrechner eingegebene Bitte und Vorstellung um Wieder-
verwendung verlesen und beschlossen: 

Der Bittsteller hätte sich zur Ruhe zu geben. Wenn es aber schon einmal geschehen wäre, 
daß ein Pfründner in den Magistrat aufgenommen worden sei, so werde sich in der Folge 
von selbst das Weitere zeigen. 

 

 

129.                 den 22. November 1798. 

wurden 2 von dem Exbürgermeister Lukas Buchhauser übergebene Conto , und zwar eines 
mit 94 Gulden wegen den kaiserlichen und ein Besoldungskonto mit 16 Gulden 10 Kreuzer 
vom 18. und 30. Oktober 1798 aus dem Grunde kassiert, weil sie nicht behörig eingegeben 
und ausgestellt waren. 

 

130.                den 7. Dezember 1798. 

Es erschien unter dem Beistand von Mathias Steigmüller von Steinhausen dessen Stiefsohn 
Jakob Weiß von dorten, der verschiedene Atteste und Zeugnisse über seine erlernten chirur-
gischen, anatomischen, theoretischen und praktischen Wissenschaften vorzeigte und bat, 
daß solche aus dem Grunde vom Magistrat eingesehen werden, da er gesinnt sei, des 
hiesigen Amtsbürgermeisters Tochter, die Genovefa Tröscherin zu  heiraten. Man wolle ihm 
dessenwegen hier eine Praxis begenehmigen und ihn gegen Erlag der Gebühren als Bürger 
auf- und annehmen. 

Die hiesigen Chirurgen Konrad Böck, Gregor Bohner und Anton Reiser, ins besonders aber 
die beiden ersteren protestieren und widersprechen mit dem, daß sie  

1. Den Weiß als einen ganz fähigen Chirurgen nicht anerkennen könnten, nachdem er in 
des Stiftes Obliegenheiten von dem Stiftsdoktor und Hofrat Doktor zum Tobel nur ein 
Zeugnis 2. Klasse erhalten habe. 

2. Der hiesige Ort an und für sich selbst solcher gestalten übersetzt sei, daß die hier 
existierenden Chirurgen mit ihrer Praxis nicht erhalten können. 

Sie bitten also, der Magistrat wolle in dieser Hinsicht mit der Bürgeraufnahme des Bittstel-
lers umsomehr an sich halten, als bis derselbe nochmals durch 2 unparteiische andere Ex-
aminatoren neuerdingen examiniert und approbiert worden sein würde. 

In dem Falle aber, daß letzteres nicht geschehen sollte, schlagen sie bei einer allzu voreiligen 
Aufnahme des Weiß eine Appelation an den kaiserlichen Reichshofrat vor. 

Ratsschluß: Es wäre zur Zeit die Aufnahme des Jakob Weiß weder zu-  noch abgesagt, son-
dern es lasse der Magistrat zur besseren Beruhigung sämtlicher Interessenten die Sache 
darauf ankommen, ob sich der Bittsteller noch einer unparteiischen Prüfung unterziehen 
wolle. 

Hierauf stehet Mathias Steigmüller darauf an, weil die hiesigen Chirurgen seinen Stiefsohn 
glatterdingen als der Chirurgie unfähig erkläret, so bitte er, daß von Seite des Magistrates an 
die Universität nach Wien an die Examinatordoktoren geschrieben werde, ob derselbe fähig 
sei oder nicht. Er behalte sich weiteres vor. Sein Stiefsohn gehe auch nicht in ein weiteres 
Examen, bevor nicht von Wien auf die Anfrage etwas schriftliches eingegangen sei. 
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Nachbescheid: Der Magistrat bleibt bei seinem Bescheid. Wenn der Stiefvater nach Wien 
schreiben lassen wolle, so stehe es ihm frei, dies durch seine Herrschaft Schussenried bewir-
ken zu lassen. 

 

131.              den 10. Januar 1799. 

wurde von Anton Sorg eine so betitelte abgenötigte gehorsamste Bittschrift überreicht, in 
der er bittet man möge den im kutterischen Urtel für ihn nachteiligen Ausdruck: „in seinem 
Bürgerlichen Com……“ ausstreichen. 

Ratsbescheid: Anton Sorg hätte noch einige Zeit in Geduld zu stehen, worauf ihm sodann auf 
seine heute eingegebene Bitte das nähere bekannt gemacht werden soll. 

 

 

132.       den 10.   Januar 1799. 

übergibt  auch Johann Michael Winkler eine so betitelte abermalige und letzte Vorstellung in 
Betreff des widerrechtlichen Ausschlusses von seinen Amtsverrichtungen. 

Ratsbescheid: Könne der Bittsteller von seinen Mitinteressenten das Zeugnis aufbringen, daß 
er bei der Aufnahme der Gelder auf hiesige Stadt von einem Stadtsigel nichts gewußt habe, 
so solle er alsogleich erhört sein.  

Wenn dies aber nicht wäre, und er auf dem bestände, was er in seiner Schrift übergeben 
habe, und in dem Nachtrage von seinen Händen hinzugekommen sei und die dahin zielt, als 
wie er mit dem Magistrat Prozeß anzufangen willens sei, so hätte er vordersamst 300 Gulden 
Kaution zu erlegen. 

Der Magistrat aber würde damit in die Notwendigkeit versetzet sein, die ganze erste Unter-
suchung an höhere Orte einzuschicken und von daher die allerrichtigsten Weisung abwarten. 

 

133.           den 24. Januar 1799.  

Es übergibt Johann Michael Winkler eine von ihm selbst gefertigte Schrift mit der Bitte um 
Herausgabe seiner bisher gepflogenen schriftlichen Handlungen. 

Ratsbescheid: Es bleibe zur Zeit dieses Gesuch eingestellt, um vorhero ihm den Anton Sorg 
zur Seite zu stellen, um zu erfahren ob Winkler nicht mehr gewußt habe als er angebe. 

 

134.          den 7. Februar 1799. 

Da heute in dem Haus- und Brunnenstreit zwischen Johann Georg Schönberger, Schneider, 
und Anton Manz, Dreher, die von dem Schönberger genannten Zeugin Anna Maria Zwickin, 
und die von Manz genannten Jakob Rief, Ferdinand Locher und Fidel Pflug abgehört wurden 
und sich dabei geoffenbart hat, daß im Ganzen genommen ein Teil wie der andere sich 
einander stets und geflissentlich gelogen, besonders aber die Dreherin geflissentlich in den 
Brunnen gebüßelt,23 übrigens auf der anderen Seite mit Offenlassung der Türe rückwärts am 
Haus von Seite des Schneiders fürgegangen wird, somit daraus der stets anhaltende Unfrie- 
den zur größten Gefahr persönlicher Mißhandlung entstehe, überhaupt also in der ganzen 

 

23.) Solche unschönen Taten kommen in verschiedenen Streitklagen zum Vorschein. 
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Sache eine immer sich mehrende Bosheit hauptsächlich von den Weibern unterhalten und 
fortgepflanzt wurde, so erging zur Abschneidung dieser Streitzustände vom Magistrat der 

 Ratsbescheid: Johann Georg Schönberger solle anstatt der verdienten Strafe von 10 Reichs-
talern mit 10 tägiger Turmstrafe bestraft, die Weiber aber in der Geige ausgestellt werden. 
In Zukunft solle aber jeder Teil, der wiederum Anlaß zu solch ärgerlichen Streitigkeiten gibt 
und dessen überwiesen wird unnachsichtlich mit 10 Reichstalern bestraft werden. 

Auf Bitten der Parteien wurde die Strafe dahin abgeändert, daß Schönberger nur auf 24 
Stunden in den bürgerlichen Gehorsam verbannt sei und die beiden Weiber nur 1/2 Stunde in 
der Geige ausgestellt werden. 

Auf weiteres Bitten der Manzin wurde ihre Strafe auf 1/2 U Pfennig geändert. 

135.         den 28. Februar 1799. 

Da sich die beiden hiesigen Bürger Anton und Xaver Stöhr mit Grasschneiden im Kangen 
sträflich vergangen haben wurde jeder derselben zu 1 U Pfennig Strafe verfällt. 

 

136.           den 28. Februar 1799. 

erschien  Michael Winkler wiederum und bat, man möchte ihm diejenigen Schriften hinaus-
geben, um die er wiederholt und fruchtlos gebeten. 

Ratsbescheid: Er solle vordersamst erklären in welcher Absicht er die Schriften abverlange. 

Dieser äußert sich daraufhin, er wolle sich noch vorher befragen und erst sodann seine Er-
klärung abgeben. 

 

Anmerkung. Es war wieder Krieg und französische, russische und kaiserliche 
Kriegsvölker zogen durch die Stadt und die schwäbischen Gaue hin und her. Es 
scheint, daß die Kriegsnot die persönlichen Strittigkeiten hintan stellte und 
vorübergehend eindämmte. In den Monaten März und April finden sich auch 
keine Einträge in den Magistratsprotokollen. 

 

137.       den 9. Mai 1799. 

Da die beiden bürgerlichen Deputierten, der Metzger Michael Odermatt und der Küfer Jo-
hann Hummler sich auf Georgi ihres Amtes bedankt hatten, so wurden an deren Stelle von 
der Bürgerschaft Johann Baur und Valentin Blöd aufgeworfen und vom Rat hiezu erwählet. 

 

138.          den 9.  Mai 1799. 

Es klagen Amtsbürgermeister Tröscher und Mathias Kramer wider den hiesigen Bürger 
Sebastian Hummler, weil dieser auf verschiedenen Plätzen nicht nur die Kläger sondern auch 
den ganzen Magistrat beleidigte. Sie bitten um rechtliche Genugtuung. 

Der fürgeforderte Beklagte widerspricht dem, daß er eine solche Personenbeschimpfung 
ausgestoßen habe. Er könne sich jedoch nicht ganz entschuldigen, indem es wohl möglich 
sein könne, daß er bei Anlasse mehrerer Bürger sowohl den einen als den anderen Kläger 
gescholten und er im Wirtshause oder sonst auf öffentlicher Gasse da oder dort von dem 
üblen Beispiele anderer verleitet sich auch mit Worten vergangen haben möge. 
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Ratsbescheid: Der Beklagte solle vordersamst den Klägern Abbitte tun, und dann seine wohl-
verdiente Strafe mit 3mal 24 Stunden für seinen Frevel in dem bürgerlichen Gehorsam ab-
büßen. Dies noch zur Gnade, da er eine höhere Strafe verdient hätte. 

Nachbescheid: Auf die Bitte des Beklagten wird derselbe nur bis heute abends in den bür-
gerlichen Gehorsam erkannt, weil sich auch die Kläger für denselben eingesetzt haben. 

 

186.             vom 9. Mai 1799. 

Es übergibt Stadtammann Gern einen Konto in Betreff des verstorbenen Chirurgus Anton 
Reiser seligen Vermögens an die zurückgelassene Erbschaft modo Anton Reiser für gemach-
te Arbeit und Sattlerverdienst über 4 Gulden 52 Kreuzer, welche Gern im Jahre 1774 und 
1775 gemacht habe. 

Der Nachfolger des verstorbenen Chirurgen Anton Reiser der Anton Reiser ( der jüngere ) 
widerspricht dem ganzen Konto auf das bestimmteste mit der Äußerung, so lange sein Vater 
selig gelebt habe, habe derselbe bei dem Kläger niemals solches machen lassen. 

Der Kläger aber erwidert, er habe sowohl des Beklagten Vater, als auch dem Beklagten selbst 
wiederholt mündlich gesagt und sie darum angeredet, was er als ein ehrlicher Mann vermö-
ge seiner Profesion bei demselben mit seiner Profesion verdienet. Der erstere habe ihm auch 
schon vor langer Zeit geantwortet, es werde alles schon recht werden. Da aber der Beklagte 
dem ganzen Konto widerspreche, so wolle ihn dieser zu einem schlechten Mann machen. Er 
fordere hierüber den rechtlichen Beweis oder die Zahlung, indem er niemanden, wer er auch 
sei, die Tage seines Lebens ein Konto angesetzt, das er nicht nach Billigkeit und Recht be-
haupten könnte. 

Er hoffe und bitte, der Magistrat werde, da er ohnehin ein obrigkeitlich verpflichteter Mann 
seie, nach Recht in seinem Gesuche entscheiden und entsprechen. 

Der Beklagte äußerte, er verlange keineswegs den Kläger zu einem schlechten Mann zu 
machen, nur widerspreche er, daß weder er als sein Vater selig von demselben solch eine 
Arbeit nicht verlangt und bekommen haben. Zumalen auch der Kläger diese Forderung, auch 
wenn sie richtig wäre nicht bis daher hätte in Ausstand lassen sollen. 

Der Kläger machte geltend, er hätte sowohl den Vater des Beklagten, als auch den Beklagten 
selbst schon ehender dieser Forderung halber angeredet. Mithin könne derselbe nicht sa-
gen, er habe es zu lange anstehen lassen. 

Er bitte umsomehr um den Bescheid, als er die Richtigkeit des Konto auf sein Gewissen neh-
men könne.  

Ratsbescheid: Da sich der Stadtammann über alles noch als Kläger geäußert, er könne das 
Konto auf sein eigenes Gewissen nehmen, so wird zur Zeit soviel erkannt, daß Anton Reiser 
jung  zur Bezahlung des Konto gehalten sei, jedoch mit Abzug des im Konto genannten 
Fuhrwesens von Reisbuscheln. Auch solle das Hausbuch des Klägers mit Zuzug eines Be-
freundeten aus des Beklagten Freundschaft bei dem Stadtammann Gern eingesehen werden 
können. 

 

139.            den 31. Mai1799. 

Es klagt der Exbürgermeister Lukas Buchhauser wieder den bürgerlichen Deputierten Gregor 
Bohner, aus dem Grunde, weil dieser ihn auf öffentlicher Gasse, wo mehrere Leute hörten, 
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einen Schelmen und alten Spitzbuben gescholten habe. Er bitte daher den Beklagten von 
Rats wegen zu der ihm gebührenden Genugtuung anzuhalten. 

Der Beklagte widerspricht. Er habe auf der seines Wissens gemeinsamen Wiese oder einem 
Platz auf derselben verschiedenes hingelegt. Der Kläger habe ihm dieses unter dem Vor-
bringen verbieten wollen, er habe dahin nichts zu tun und nichts zu legen. Er habe aber 
solches mit den Worten widersprochen, er habe auf dem Platze soviel Recht wie der Kläger. 

Hierauf wäre aber der Kläger Buchhauser über ihn, den Beklagten dargegangen, hätte ihn bei 
dem Hals gepackt und ihm dadurch Gelegenheit gegeben, daß er den Buchhauser, was er 
nicht bergen könne einen Schelmen und alten Spitzbuben gescholten. 

Hierauf wäre aber dessen große Tochter, die Theresia Buchhauserin über ihn dargesprungen, 
hätte ihn angegriffen und geschlagen. Endlich wäre er mit derselben auf die Dunglege gefal-
len, woselbst er mit derselben weiter gerauft habe und von ihr in Gegenwart vieler Men-
schen geschlagen worden sei. 

Der Kläger bestehet aber auf seiner Klage und bittet wie schon vorgebracht. 

Der Beklagte bittet dagegen seinem Vorbringen gemäß um Lossprechung. 

Ratsbescheid: Allen vorgekommenen Umständen nach findet der Magistrat in diesen hin und 
her Beleidigungen soviel: obzwar beide Teile sich hierinfalls gröblich versehen und jeder 
davon sich seine Genugtuung selbst genommen, so wäre doch dem Lukas Buchhauser 
insoweit damit zu viel und unrecht geschehen, weil er von dem Beklagten Bohner auf 
öffentlicher Gasse einen Schelmen und alten Spitzbuben gescholten wurde. Zur wohlver-
dienten Strafe wurde deshalb gegen den Gregor Bohner erkannt, er solle dem alles erlebten 
Lukas Buchhauser rechtlich hier vor dem Rat eine Abbitte und Ehrenerklärung tun. 

Unverachtet dieser obrigkeitlichen Strafe, und weil der Lukas Buchhauser in seinen eigenen 
Angaben gestehet, daß er den Gregor Bohner zuerst auf die Seite gedruckt, mithin der erste 
Angreifer gewesen ist und er daher auch eine obrigkeitliche Strafe verdient hätte, so werden 
doch beide, sowohl der Bohner als der Buchhauser für diesmal mit einem derben Verweis 
nach Hause entlassen.  

Es solle aber ins besondere der Gregor Bohner, nachdem er als bürgerlicher Deputierter 
Ratstage frequentiert 3 U Pfennig Strafe erlegen. 

Im Übrigen solle von Rats wegen die eigenmächtige Benutzung der gemeinen Wiesen abge-
schafft und dadurch der Stoff für derlei Streithändel beseitigt werden. 

Als womit die unterlaufenen gegenseitigen Beleidigungen aufgehoben sein sollen. 

Da der Beklagte Gregor Bohner auch beigebracht hat, daß die Theresia Buchhauserin ihn 
einen Spitzbuben und Steinstehler geschimpft habe, so habe er, der Bohner, die Buch-
hauserin in seperato zu belangen, welches ihm der Ordnung nach überlassen seie. 

140. 

Hierauf bittet Gregor Bohner, man solle die von ihm nun Beklagte Theresia Buchhauserin vor 
den Rat fordern lassen und dieselbe seiner anmit führenden Klage wegen, weil sie ihn einen 
Spitzbuben, Schelmen und Steinstehler gescholten habe, und ihm in Ermangelung des Be-
weises rechtliche Genugtuung verschaffen. 

Nachdem ein weiterer anderer Fall erledigt worden war, erschien die inzwischen herbei-
geholte Theresia Buchhauserin. Befragt, ob sie den Gregor Bohner einen Spitzbuben und 
Steinstehler gescholten habe, antwortet sie, ja es sei wahr, daß sie dieses geredet habe. 



65 
 

Indessen könne sie den Beweis nicht machen, daß der Bohner Steine gestohlen habe, indem 
sie denselben nur habe Steine hin und her tragen sehen. 

Ratsbescheid: Da die Beklagte Buchhauserin selbst geständig ist, daß sie den klagenden 
Bohner einen Spitzbuben und Steinstehler gescholten und dies nicht beweisen könne, so 
werde erkannt, vordersamst hätte die Beklagte dem Bohner vor dem Rat eine Abbitte zu 
tun. Dann solle sie zur wohlverdienten Strafe 3 Stunden in der Geige ausgestellt werden. 

 Nachbescheid: Auf Bitten der Beklagten wurde dahin erkannt, daß dieselbe zur Strafe 2U 
Pfennige gleich erlege, ansonsten sie in der Geige herumgeführt werde. 

 

187.                     vom 31. Mai 1799.  

Da in Gemäßheit des am 9. d. M. in Sachen Stadtammann Gern und Anton Reiser abgefaßten 
Bescheid in einem strittigen Sattlerkonto bestehend bisher nichts in Richtigkeit gebracht 
worden ist, so wurde heute von Stadtammann Gern dessen Hausbuch vom Jahre 1774 und 
1775 anhero abgefordert und sofort in Einsicht genommen. 

Da sich in demselben die Posten so gezeigt haben wie sie in dem Konto enthalten sind, so 
hat der Kläger gebeten, ihm auf alle Fälle genug zu tun. 

Ratsbescheid: Anton Reiser wäre als damaliger Besitzer des väterlichen Vermögens und der 
hinterlassenen Schulden nach Maßgabe des Heiratspaktes, und aus Mangel  oder Abgang 
eines beschehenen Zahlungsbeweises hiemit als schuldig befunden und erkannt, dem Kläger 
Stadtammann Gern das eingegebene und als richtig anerkannte Konto mit 4 Gulden 52 
Kreuzer zu bezahlen. Jedoch mit Abrechnung dessen, was das Konto selbst wegen einer 
Fuhre Reisbuscheln bemerket. 

 

141.                                           den 13. Juni 1799. 

Da der Ratsfreund Mathias Kramer schon am letzten Ratstag wider den Ferdinand Bauer 
klagbar geworden ist, der ihn beleidigt und bezichtigt hätte, als wenn er in den Lieferungs-
sachen24 nachlässig und durch sein Verschulden zu kurz gestanden wäre, so wurde heute 
dem Beklagten der Auftrag gemacht, daß er den Beweis erbringe. 

Der fürgeforderte Bauer äußert sich dahin, es habe nicht nur er, sondern alle ehemals mit 
ihm fürgeforderten Bürger, wie es bekannt sei behauptet haben, daß an der Lieferung hin 
und wiederum etwas gefehlt, niemals aber habe er gesagt, daß der Kramer, welcher 
Lieferant gewesen sei, etwas davon behalten oder entwendet habe. Es habe auch niemals 
weder er noch andere Bürger gesagt, daß Kramer etwas behalten oder etwas verloren habe, 
sondern es sei selbst von dem Magistrat hier geredet worden, daß an den zur Lieferung 
bestimmt gewesenen Naturalien allhier teils an Heu, teils an Brot und Haber etwas hinweg-
gekommen wäre. 

Nachdem beide in den Abstand verwiesen waren erging der  

Ratsbescheid: Vordersamst habe Bauer, wozu er sich angetragen habe, zu beweisen, was 
durch das Versehen des Kramer vernachlässigt oder hinweggekommen wäre. 

Bauer: Wie schon gesagt, habe weder er noch andere den Kramer bezichtigt. Indessen, und 
weil hievon von dem Rat selbst geredet wurde, es habe hie und da an der Lieferung gefehlt,  

24.) zu den militärischen Requisitionen. 
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liege mithin der Beweis schon zu Tag. Weil aber die Bürgerschaft niemals gewußt habe, und 
ihr auch keine Spezifizierung über das abgelieferte und was noch zu liefern sei, so seie es so. 
daß sowohl er als auch andere Bürger eine Rechnung abverlangt hätten. 

Kramer: Der Bauer habe ihn namentlich genannt, daß er derjenige sei, der an der Lieferung 
gefehlt. Mithin verlange er von ihm den Beweis. Zu seiner Rechtfertigung beziehe er sich auf 
die hiesigen Fuhrleute. 

Bauer: Was er bisher vorgebracht habe, habe er selbst hier vor dem Rat gehört. Dabei bleibe 
er ein für allemal bestehen, und so werde die Bürgerschaft auch sagen.  

Interimsbescheid: Es möge nun sein wie es wolle, so habe Bauer immer zuviel genannt. Da-
her seie er schuldig und gehalten, einstweilen dem Kramer hier vor dem Rat Abbitte zu tun. 
Wo sonach das weitere erst noch in der Folge abgetan werden solle. 

Kramer ist mit diesem Bescheid zufrieden, bittet aber man möchte die Fuhrleute abhören.  

 

142.          den 13.  Juni1799. 

Es erscheint der ehemalige Kassier, der Engelwirt Martin Maucher25, und stehet darauf an, 
daß man mit ihm über die 1797er Rechnungsanlage, wobei er aus seinem Amt ausgetreten 
sei, eine Richtigkeit mache. Sodann ihm sein Guthaben oder seine Entlastung umsomehr 
pflegen und erteilen möchte, weil er ohne solche Berichtigung und ohne Geld oder schrift-
liche Versicherung seines Guthabens über Abzug dessen, was ihm mit Recht abgezogen wer-
den könnte, sich hierinfalls nicht länger aufhalten lasse und könne.  

Ratsentschließung: Es solle die Rechnung von der Revision noch einmal genau durchgegan-
gen werden, um auf das Klare zu kommen. Sodann solle demselben dasjenige schriftlich an 
Handen gestellt werden, was der Befund davon sein werde. Wo sodann ihm auch die Ent-
lastung auch hernach ohne Anstand zugestellt werde. Jedoch mit dem Beisatz und Vorbe-
halt, daß unrichtige Rechnung abverwandt seie. 

 

143.          den 20. Juni 1799. 

wurde  in den Beleidigungs- und Mißhandlungssachen zwischen des Fidels Staußen Weib als 
der mit einem Schlage mit einer Fruchtschaufel mißhandelten Klägerin und dem Beklagten 
Schneider Johann Schönberger  

zu Recht erkannt: Daß der Beklagte, der mehr denn zu viel und unrecht getan, nebst der 
schon vor einer kurzen Zeit beschehenen Einsperrung annoch in solange zu seiner wohlver-
dienten Strafe nach seinem Fürgehen und ausgeübten Frevel in dem bürgerlichen Gehorsam 
abbüßen, bis er die von der Klägerin eingegebene Konto, die sie hiewegen hat bezahlen müs-
sen mit 2 Gulden 18 Kreuzer bezahlt haben werde. 

Übrigens solle der Schönberger das Hag so machen, wie es zuvor gewesen ist. 

 

144.    den 20. Juni 1799. 

Da der Michael Odermatt und die Bürger Kerner, Kaspar, Schmid, Wurst und Maichel wider 
die obrigkeitlich angeordnete Aussteckung und Austeilung der diesjährigen Torfplätze sich 
eigenmächtig unterstanden 5 Schritte und noch mehr auszustechen angemaßet, diese sämt-
lichen zur Entschuldigung ihres Vergehens nichts beizubringen gewußt, als daß die Torfplätze   

25.) Es hat scheinbar der Kassier Maucher nach dem Rezept des Ulmer Hirten auf sein Amt verzichtet, ehe er 
wie die anderen dessen verlustigt wurde. Darum hat er auch nicht wie jene darüber Einspruch eingelegt. 
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vorhero nicht behörig abgeraumt gewesen wären, so wurden dieselben bei dieser nicht 
stichhaltigen Einwendung dahin von Rats wegen 

Verfällt: Da diese 6 Bürger einen Platz wo 8 Bürger beordert gewesen und für solche zum 
Stechen vorgesehen war sich eigenmächtig zugeeignet und hierinfalls das obrigkeitliche 
Gebot vorsätzlicherweise überschritten haben, so hätten sie zwar eine nachdrückliche Strafe 

verdient, man wolle aber per Majora gleichwohl für dermalen hinwegsehen und sie mit 
einem Verweis nach Hause entlassen. 

 

145.    den 22. August 1799. 

Bei der heutigen Ratsversammlung klagt der hiesige Bürger und Handelsmann Martin Käser 
wider den Johann Schuhmacher, weil dieser ihn kürzlich auf öffentlicher Straße reichlich mit 
Grobheiten behandelt, dann aber ihn beschimpft habe, daß er ein Patriot und ein schlech-
terer Mann sei als er selbst.26 

Der Beklagte verantwortet sich, der Kläger habe ihn zuerst gescholten und ihn einen groben 
Mann geheißen. Daher habe er eben auch gegen denselben so geredet, wie er dies ange-
klagt habe. 

Der Kläger fordert aber von dem Beklagten den Beweis über dessen, als was er ihn bezich-
tigt, in Ermangelung aber von dem Magistrat eine rechtsgenügende Genugtuung. 

Der Beklagte erwiderte, er brauche nichts zu beweisen. Er habe halt so geredet, weil ihn der 
Kläger vorgeworfen habe, er sei noch niemals in der Geige ausgestellt gewesen wie er, der 
Schuhmacher. 

Der Kläger verteidigt sich, andere Leute hätten damals den Schuhmacher auch nicht gelobt, 
mithin habe er denselben nur gleich wie andere gescholten, ob er ihm schon keine Probe 
machen könne, daß er ein schlechter Mann sei. 

Beide Teile wurden in den Abstand verwiesen. Mittlerweile faßte der Magistrat den 

Ratsbescheid: Da einenteils der Beklagte den erforderlichen Beweis nicht machen konnte, 
andernteils aber der Kläger dem Beklagten eine schon abgetane Sache vorgeworfen hat, so 
hat er sich damit selbst Recht verschafft. Es solle daher der Beklagte dem Kläger nur hier vor 
dem Rat Abbitte tun. Damit solle die Sache abgetan sein. Beide Teile hätten sich aber künftig 
bescheidener miteinander zu vertragen und mit derlei Sachen nicht mehr in Vorschein 
kommen. 

 

146.       den 22. August 1799. 

Es klagt Amtsbürgermeister Tröscher wider den Johann Baur, weil dieser ihn gestern sehr 
gräßlich beschimpft und öffentlich als schlecht betitelt habe. Der Kläger beruft sich zu seiner 
Anklage auf einige Herren vom Magistrat, die ihm dies berichtet haben. 

Das Ratsmitglied Dominikus Baumeister erzählt hierauf den Hergang der Sache so, er habe 
von seinem Sohn gehört, daß der Johann Baur gescholten habe der Bürgermeister Tröscher 
sei schlecht, indem er als Obrigkeit selbst in dem Kangenwald Gras gemäht habe. Dieser 
wäre ihm also nicht mehr gut genug, daß er neben so einem Vorsteher sitze, der das was 
verboten ist zuerst selber mache.  

 

26.) Die französischen Soldaten wurden im Volksmund Patrioten genannt. In diesem Falle war der Name ein 
Schimpfwort = Du Franzose oder = Du Vaterlandsfeind und = Verräter. 
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Der Beklagte verantwortet sich, was er geredet, habe er von dem Bauwart Fidel Pflug gehört. 
Eben darum habe er gesagt, wenn dem so sei, dann wäre es schlecht von dem Bürgermeister 
Tröscher, wenn er als obrigkeitliche Person das breche und tue, was verboten und dem 
Walde  höchst schädlich sei. Da er nun aber nach der ihm gegebenen Belehrung selbstwohl 
einsehe, daß hierinfalls der Bürgermeister Tröscher unschuldig sei, so seie es ihm leid dafür, 
daß er sich durch den Bauwart habe zu der Rede verleiten lassen. 

Interimsbescheid: Es sollen noch mehrere Bürger angehört und vernommen werden, die die 
Beschimpfung mitangehört haben, und zwar Mathias Ritz, Paul Schaib und Anton Bschleiß 
jung.  

Mittlerweile sei die Sache von Rats wegen abgebrochen. 

 

147.       den 12. September 1799. 

Es klagt der Bürgermeister Tröscher wider den hiesigen Bürgersohn Alois Kerner aus dem 
Grunde, weil dieser sich wider ihn auf die respektloseste Art mit Worten und Schimpfen in 
den Ausdrücken strafbarst vergangen habe, er frage einen Teufel nach dem Bürgermeister, 
und ob derselbe seine Bürgermeisterei mit übertriebenen Fuhrwerken ausüben wolle, das 
ihm gar nicht zustehe. 

Zum Beweise hiefür führe er den Ratsdiener als einen verpflichteten Mann an, der ihm diese 
Anzeige gemacht habe. So bitte und hoffe, man werde ihm wider den Beklagten alle recht-
liche Genugtuung umso gewisser verschaffen, als er ansonsten künftig genötigt wäre , an 
derlei an seiner Ehre sich vergreifenden Leuten, sich Selbsthilfe zu verschaffen. 

Der Beklagte will zwar seine ausgestoßenen Beschimpfungen widersprechen, aber durch die 
Angaben des Ratsdieners als einem verpflichteten Mann überzeugt erging der 

Ratsbescheid: Der Beklagte soll vordersamst dem Amtsbürgermeister Tröscher eine Abbitte 
tun, und dann sein Vergehen 24 Stunden lang in dem bürgerlichen Gehorsam abbüßen. 

Der Vater des Alois Kerner und dieser selbst bitten um Nachlaß des Gehorsams. Auch der 
Herr Kläger bittet für den Beklagten, man möchte ihn für diesmal begnadigen. 

Nachbescheid: In Ansehung der Bitte des Herrn Amtsbürgermeisters ist dem Beklagten die 
Gehorsame nachgesehen. Doch solle er zu seiner Warnung bis zur Beendung der Ratstagung 
im Rathause bleiben. 

148.  

Und da auch der hiesige Bauwart Fidel Pflug der erste gewesen sein soll, der in dem Wald 
Kangen Gras gemäht habe, so wurde derselbe heute zur Verantwortung gezogen. 

Dieser entschuldigte sich dahin, daß er derjenige nicht sei, dessen man ihn bezichtige. Es 
hätten andere Leute schon 14 Tage vor ihm im Kangen Gras gemäht. Indessen sei es nur eine 
Kleinigkeit, was er gemäht habe. Die Reichenbacher seien diejenigen, welche hierinfalls 
eigentlich die ersten und größten Frevel begangen und somit der Bürgerschaft Anlaß zum 
Grasmähen gegeben haben. Er seinerseits stehe darauf an, daß man seinen Nachkommen27 
höre und die, die eben gegen ihn waren. Diejenigen, die gegen ihn einen solchen Lärm 
schlagen, wären die, die sich hierinfalls auch schon vergangen haben.  

 

27.) Dem Fidel Pflug war erst am 9. Mai d.J. der Bauwartdienst gegen 30 Gulden jährlicher Besoldung 
übertragen worden. Wegen Unzuverlässigkeit war ihm dieser Dienst inzwischen entzogen worden. 
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Der Ratsfreund Dominikus Baumeister gibt als sich hiezu verpflichtet fühlend an, daß er be-
weisen könne, daß der Bernhard Maichel das von dem Fidel Pflug und Edmund Locher im 
Kangen gemähte Gras oder Heu von dort ab- und nach Riedlingen geführt habe. 

Ratsbescheid: Sowohl der Edmund Locher als auch der Fidel Pflug werden als Urheber und 
Anfänger des besagten Unfuges und den dem Walde zugefügten Schaden für dermalen noch 
zur großen Gnade um 5 Gulden 30 Kreuzer, zusammen um 11 Gulden baren Geldes bestraft, 
welches sie alsogleich in bar zu erlegen haben und vorhero nicht ab dem Rathaus entlassen 
werden sollen. 

Nachbescheid: Auf eigenen Schluß wurde die Strafe dahin abgeändert, daß Fidel Pflug 4, und 
Edmund Locher 3 Zentner Heu in natura gleich auf der Stelle in das Spital abliefern. 

Edmund Locher bittet hierauf um einen gnädigen Nachlaß, Fidel Pflug aber nicht. Er beruft 
sich darauf, daß er unschuldig bestraft werde. 

Endbescheid: Dem Edmund Locher ist die Hälfte nachgelassen. Er hat daher zur Strafe bis um 
2 Uhr 150 U Heu an das Spital zu liefern. Der Fidel Pflug aber als des Frevels überführt 3 
Zentner.27a 

149.           den 12. September 1799 

wurden auch die in Klagsache Tröscher wider Baur gemäß dem Bescheid vom 22. August die 
Zeugen Paul Schaib und Mathias Ritz fürgefordert. Beide sagen aus , es habe der Johann 
Baur gesagt, wenn dem also so seie, daß Bürgermeister Tröscher nach der Sage des Fidel 
Pflug als erster in dem Kangen Gras gemäht habe, so seie er schlecht. Beide bestätigen, daß 
er so und nicht anders geredet habe. 

Ratsbescheid: Da der Johann Baur also gesprochen, sei ihm zu eröffnen, er hätte sich im Re-
den mehrerer Mäßigung zu befleißigen.  

150. 

Den nämlichen Tag wurde auch Josef Staigmüller, welcher den Amtsbürgermeister Tröscher 
beschimpft hatte zu einer plötzlichen Abbitte, und da die Beschimpfung hier auf dem Rat-
hause geschehen war zu 2 Gulden 45 Kreuzer Strafe verfällt. 

Staigmüller bittet um einen Nachlaß der Strafe. Auf diese Bitte wurde die Hälfte und zwar 1 
Gulden 221/2  Kreuzer nachgesehen. 

151.       den 18. Oktober 1799. 

übergibt Michael Winkler eine vom 14. d. M. datierte schriftliche Bitte, worin er darauf an-
steht, daß man ihm seine rückständige Forderung, die ihm nach dem rechtlichen Gutachten 
zukomme angedeihen lassen und bezahlen möchte. 

Ratsentschließung: Das Gesuch hätte zur Zeit umsoweniger statt, als der Magistrat ein für 
allemal bei dem am 10. Januar d. J. eröffneten Bescheid verbleibe. Er hätte daher wie die 
anderen Bürger seine jährliche Schuldigkeit zur Stadtrechnung unfehlbar zu entrichten. 

152.          den 18. Oktober 1799 

Da es des mehreren vorgekommen ist, daß in den Weiherteilen zu der Zeit als noch die Blüm 
dort war durch weidendes Vieh Schaden angerichtet worden war, so hatte der neue Bauwart 
Sebastian Hummler den Auftrag erhalten gegen weitere Frevler ein Verzeichnis aufzu- 
machen, und dieses dann zur Abwandlung und Bestrafung vorzulegen, das er nun heute 
übergab.  

27a) Edmund Locher war der Tochtermann von Fidel Pflug. 
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Diese Liste enthält 10 Bürger, die mit 30 Stück Pferden, Ochsen oder Kühen und 6 
Juden, die mit 5 Pferden und 3 Geißen- diese in den Krautländern-  an verschie-
denen Tagen beim unberechtigten Weiden angetroffen wurden. Unter den Bür-
gern war auch Lukas Buchhauser, der am 7. Oktober mit 2 Kühen, und Anton 
Stöhr, der am 10. Oktober mit einem Roß geweidet hatte. 

 

 

Die Frevler wurden fürgefordert und wider sie für ein Stück Großvieh zu 30 Kreuzer, für eine 
Geiße zu 6 Kreuzer Strafe erkannt. Des großen Mauschels Sohn, der Kiesel Einstein von Kap-
pel, der stiftischer Untertan ist, wurde ( zur ) Bestrafung dem Stifte überantwortet. 

  

153.          den 7. Dezember       1799 

erging in Sachen der Anlagsrechnung von 1797 und 1798 wegen den darüber abgefaßten 
Rechnungserinnerungen und den darin sich vorfindlich sollenden Irrungen und Unrichtig-
keiten der  

Ratsschluß: Die drei Geldverrechner, der ehemalige Stadtrechner Sorg, der ehemalige 
Kassier Maucher und der Amtsbürgermeister Tröscher, welche die Gelder von der Stadt-
rechnerei zur Anlage gegeneinander eingetrieben haben, haben sich zusammen zu setzen, 
einander hinlänglich und genugsam zu belehren und sodann die Richtigkeit pflegen und 
festzustellen, um dermaleinst ein Ganzes zur Sicherheit des Publikums verschaffen, und auch 
um die künftige Ordnung wieder herzustellen. 

 

154.              den 6. Februar 1800. 

Da die Anlagerechnung von 1797 nunmehr durch einen Dritten erbetenen  Unparteiischen, 
nämlich dem hochfürstlich Stift Buchauer Hofrat Widmann nachrevidiert worden ist und sich 
darin ausweiset, daß dem ehemaligen Kassier Maucher noch 355 Gulden zu gutkommen, so 
wurde diese Sache heute vor den Rat gebracht, in Umfrage gestellt und der  

Ratschluß gefaßt: Man werde in den nächsten Tagen mit Herrn Maucher gänzliche Abrech-
nung pflegen und demselben, da gegenwärtig kein Geld in der Stadtkasse vorhanden ist, 
über sein Guthaben eine ordentliche Obligation ausstellen. 

 

155.             den 13. März 1800 

Weil es bisher wegen der obschwebenden ununterbrochen Militärgeschäfte nicht hat ge-
schehen können, so wurde heute zur Aufstellung der Rechnungsrevisoren für die Stadt- und 
Anlagsrechnung von 1799 geschritten. 

Von Seite des Magistrates wurden hiezu aufgestellt Stadtammann Gern, Mathias Kramer 
und Dominikus Baumeister. 

Dann von Seite der Bürgerschaft Anton Rehmann und Johann Bohner. 

 

Anmerkung. Es war immer noch Krieg. Wohl waren die Fronten bis tief in die 
Schweiz hinein verlegt worden, aber sie konnten dort nicht gehalten werden. 
Zürich war wieder von den Franzosen besetzt worden. Die Befürchtung, daß sich 
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der Krieg wieder in den schwäbischen Raum verlagern könnte, war groß und 
allgemein. Die Requisitionen zur Armee nahmen kein Ende und mehrten sich. 
Die Reichsstadt hatte ein Kontingent Soldaten zum Schwäbischen Kreisregiment 
zu stellen. Das kostete viel Geld und die Kassen waren ohnehin schon leer. Die 
aufgenommenen Gelder und andere Schulden konnten nicht bezahlt werden. Es 
lag eine schwere Last und Bürde auf dem Magistrat. 

Dazu gärte es unter der Bürgerschaft. Die rückständigen Steuern und schuldigen 
Zahlungen mußten rücksichtslos eingetrieben werden. Die sonst unter der 
Bürgerschaft herrschenden Strittigkeiten erweiterten sich gegen die Obrigkeit. 
Verschiedenmale hatte der Amtsbürgermeister Tröscher die Hilfe des Magi-
strates wider die gegen ihn ausgesprochenen Vorwürfe und Beleidigungen an-
rufen müsssen. Die Urteile waren milde und nicht abschreckend und wurden 
weiter gemildert oder ganz kassiert. Von manchen eingetroffenen Klagen ist in 
den Protokollen nichts mehr zu finden. Die Verhandlungen darüber waren wohl 
abgebrochen, eingestellt oder im Stillen kassiert worden, wenn ein Ratsmitglied 
in ein schiefes Licht gestellt worden wäre. 

Der Krieg dauerte aber schon zu lange und die Kriegsgefahr wuchs zusehends. 
Ebenso auch die Arbeitslast, die dem Magistrat aufgeladen wurde. Es war keine 
Ehre und kein Dank mehr die kleine Reichsstadt zu regieren. Den Ratsgliedern 
entleideten ihre sonst so begehrten Ämter. 

 

 

156.     den 3. April  1800. 

Da die beiden Stadtrechner, sowohl Amtsbürgermeister Tröscher als auch Fidel Stauß ihre 
hierinfallenden Amtsverwaltungen abgetreten haben, so sind statt deren die Ratsfreunde 
Mathias Kramer und der bürgerliche Deputierte Gregor Bohner als Stadtrechner auf-  und 
angestellt worden. Gregor Bohner wurde dadurch auch Magistratsmitglied. 

Des weiteren hat auch Stadtammann Gern das Kassieramt heimgeschlagen. An dessen Stelle 
ist der Ratsherr Dominikus Baumeister als Kassier aufgestellt worden. 

 

157.        den 24. April 1800. 

Da sich der hiesige Ratsdiener Josef Stöckel durch dessen Nachlässigkeit und bekannt über-
mäßiges Branntweintrinken schon zum 2.male dergestalten übersehen hat,  daß 3 Personen 
aus dem Arrest entflohen sind, überhaupt auch derselbe schon öfter gewarnt und ermahnt 
wurde seinen Dienst wachsamer und fleißiger zu versehen, dies aber ganz fruchtlos gewesen 
ist, so erging der 

Ratsschluß: Da es dem ganzen Magistrat sehr hart fallen würde ihn des Dienstes, wie er es 
wohl verschuldet hätte , zu entlassen, so werde dem Amtsbürgermeister die strenge Auflage 
gemacht, demselben fürs letzte und nachdrucksamste zu bedeuten, so ferne er sich nochein-
mal solch ein Verschulden zur Last fallen lassen würde, so wäre derselbe ohne weitere Rück-
sicht des Dienstes entlassen. 

 

158.          den 24. April 1800. 

Da das Revisionskollegium darauf angestanden ist, daß der bei der hiesigen Spitalrechnung 
von 1799 vorhandene Barbestand von dem Rechnungsgeber Lukas Buchhauser entweder in 
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bar vorgelegt oder schriftlich ausgewiesen werde, so wurde heute Lukas Buchhauser 
vorgerufen. Dieser übergab 22 Gulden 3 Kreuzer in bar. 

Da aber der bare Bestand ein mehreres zeigen soll, so wurde der bürgerliche Revisor Anton 
Rehmann jung zur Berichtigung der Sache vorgerufen. 

Wie nun in dessen Gegenwart Lukas Buchhauser sich schriftlich ausweiset, daß er außer dem 
vorliegenden Barbestand in diesem Jahre schon wieder Ausgaben von 66 Gulden 7 Kreuzer 
gehabt habe und dies zusammen die ganze Abschlußsumme ausmache, so wurde ihm aufge-
tragen, daß er diese Auslagen in der Rechnung mit schriftlichen Quittungen zu belegen habe, 
damit die Revisoren solche zu unterschreiben im Stande wären. 

Da sich in der Spitalrechnung auch mehrere Aktivkapitalien finden, die zusammen 981 
Gulden ausmachen, so wurde der Rechnungsgeber befragt, ob diese Kapitalien auch 
gesichert und mit hinlänglichen Hypotheken bedecket seien. Derselbe äußerte, daß kein 
Kapital obrigkeitlich verbrieft und gesichert seie. Es erging daher der  

Ratsschluß: Daß der Magistrat hiewegen sobald wie immer möglich das Nötige besorgen 
werde. 

 

159.         den 24. April 1800 

bringt Anton Sorg vor, daß, da er nach dem ersten magistratlichen Bescheid in Betreff der 
erlittenen Kosten wegen der Franzosen 193 Gulden 34 Kreuzer zu gut habe, er aber wegen 
der Hausmeister Reuterischen Affäre 100 Gulden zu vergüten sich erklärt habe, so bitte er, 
man möchte sotane 100 Gulden von seinem Guthaben abschreibe, und solche als von dem 
Hausmeister Reuter bezahlt annehmen. 

Sorg bittet weiter, man möchte in Betreff des kutterischen Gutachtens in dem Punkte, als 
wenn er zu keinem öffentlichen Amte mehr befördert werden könnte davon loszählen und 
freilassen und solchen darnach zu durchstreichen, da dieses ihm doch  auffallend wäre. 

Ratsbescheid: Es wäre das doppelte Gesuch des Anton Sorg bis auf weiteres eingestellt, 
mithin weder zugesagt noch abgeschlagen. 

Sorg bittet hierauf um eine Protokollabschrift. 

Nachbescheid: Da ratsschlußmäßig die Protokollabschriften nicht zu versagen sind, so ist 
demselben eine solche zu verabfolgen. 

 

160.                den 24. April 1800. 

wurde vorgetragen, daß zu vernehmen gewesen wäre, welchergestalten Ihre Hochfürstliche 
Gnaden sehr aufgebracht worden sein solle, da man städtischerseits Höchstderselben einen 
Rekruten namens Johann Rooß, des hiesigen Bürgers  Sohn hinweggenommen habe, der 
schon vom Stifte engagiert gewesen wäre und dorthin gehöret habe. Es seie daher durch 
den Königseggischen Kreisregimentskomandeur Herrn Baron von Uhtez hiewegen dem 
Amtsbürgermeister Tröscher kürzlich die Eröffnung gemacht worden, man möchte 
ungesäumt an Ihre Hochfürstliche Gnaden umsomehr mit einem sachpassenden Schreiben 
begegnen, um Hochdiesselbe auch andere Gedanken zu bringen, als sogar sich hier in der 
Stadt Leute befänden, welche sich die Freiheit nähmen zu sagen, daß das Stift diesen Johann 
Rooß einfach mitnehmen müßte. Es erging deshalb mit der absoluten Mehrheit der 

Ratsschluß: Es solle nebst einer Abschrift des Johann Rooßischen Verhörprotokolles ein 
Schreiben an Ihre Hochfürstliche Gnaden mit den erforderlichen und sachpassenden Aus-
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drücken erlassen worden, daß man hierinfalls niemals gemeinet gewesen Höchstdieselbe zu 
beleidigen oder die gute Nachbarschaft zu untergraben. Dies mit der beigefügten Versiche-
rung, daß man ihr von den Leuten die so was sagen die strengste Satisfaktion verschaffen 
werde. 

161.                       

Das  Verhörprotokoll von Johann Rooß lautet: 

Aktum den 8. Februar 1800. Wie das heute geführte Verhör weiset, hat Johann Rooß 
freiwillig verlangt abgehört zu werden. Hiebei hat er eingestanden und bekennet, daß er mit 
Beihilfe des hiesigen Bürgers Sohn Josef Striegel diejenigen Täter seien, welche im Jahre 
1797 dem hiesigen Juden Leonard Moses verschiedene Waren gestohlen und solche in 
seines Vaters Garten verborgen haben. Es hat sich also 28 sowohl der Johann Rooß als auch 
der herbeigerufene Josef Striegel sich des Diebstahls geständig freiwillig zu den hiesigen 
Kontingentssoldaten anwerben lassen. 

In Betreff des weiteren aber, ob ihnen Handgeld gegeben werden wolle oder könne, so 
beruhet dieses bis auf einen Bescheid des Magistrates.29 

 

Anmerkung. Die 5 Punkte der Tagesordnung hatten scheinbar in der gewohnten 
Ruhe und dem besten Einvernehmen ihre Erledigung gefunden. Bei normalen 
Zuständen wäre an diesem 24. April, dem Tag nach dem Georgimarkt diesen 
voran als 1. Punkt die Bürgermeisteramt- Auswechselung vollzogen worden. 

Als nun die Ratsentschließung über die Antwort an Fürstin gefaßt worden war 
trat ein Ereignis von weittragender Bedeutung ein. 

 

162.      den 24. April 1800. 

Es legt Amtsbürgermeister Tröscher das Signet und die Schlüssel auf den Tisch und quittiert 
zugleich seines Amtes mit dem Beisatz, der Löbliche Magistrat möge nun einen anderen, wie 
immer gefällig als Amtsbürgermeister wählen. 

Das Gleiche tat auch Stadtammann Gern. 

Weiter gaben auch die die beiden bürgerlichen Deputierten Johann Baur und Valentin Blöd 
ihre Ämter anheim, da sie ihr Jahr schon ausgehalten. 

Ratsentschließung: Da es schon 12 Uhr an der Zeit ist, und vorab Amtsbürgermeister Trö-
scher und Stadtammann Gern von ihrer Gesinnung nicht abzugehen sich erklärten, mitfolg-
lich aufgestanden sind und ihre Hüte zu sich genommen haben, und da man morgen ohnehin 
noch einmal zusammen kommen muß, so wird mit einem Ratsschluß bis dahin zurückge-
halten. 

 

163.                               den 27. April 1800 

Extra- Ratstagung. Obzwar Amtsbürgermeister Tröscher und Stadtammann Gern am 24. 
April anheimgegeben, so konnte der Magistrat bei den gegenwärtigen Zeitumständen die 
Amtsniederlegungen so glatter Dingen unmöglich annehmen, sondern man stellte an sie zu  

28.) um der Bestrafung zu entgehen. 

29.) Da auch die Mehrzahl der anderen angeworbenen Rekruten irgend etwas, wie die die Protokolle 
ausweisen auf sich geladen hatten, so war es eine buntgewürfelte Gesellschaft, die die Reichsstadt stellte. 
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wiederholten die dringende Vorstellung um sie von ihrem Vorhaben abzubringen. Da dieses 
aber nichts verfangen hat, so wurden heute beide Herren durch die 2 Ratsfreunde, nämlich 
den Kassier Dominikus Baumeister und den Stadtrechner Gregor Bohner anhero auf das 
Rathaus gefordert, um ihre Gründe, warum sie absolut nicht mehr auf dem Rathaus bleiben 
wollen an den Tag zu geben und aufrichtig zu eröffnen. 

Sie antworteten hierauf, ob es der Magistrat nicht mehr wisse, was sie demselben schon am 
Donnerstag hinlänglich eröffnet haben. Hiemit täten sie ein solches anhero kurz wiederho-
len,30 bleiben dabei bestehen, und überlassen es also dem Magistrat das weitere nach Vor-
schrift der kaiserlichen Verordnung die Wiederergänzung des Magistrates zu besorgen. 

Bei einer solchen Beschaffenheit der Sache blieb dem Magistrat nichts anderes übrig, als nun 
nach der Vorschrift allerhöchster Verordnung wirklich zur Ergänzung des Rates zu schreiten. 

Diesem zu Folge wurden verwählt: 

Gregor Bohner 

Martin Käser                       als Amts-und Bürgermeister 

Fidel Stauß                          als Stadtammann 

Mathias Kramer 

Anton Rehmann                als Stadtrechner, und da der letztere entschuldigt an dessen Stelle      

Karl Baur 

30.) Über diese Gründe berichten die Protokolle nichts. 

 

 

164             den 1. Mai 1800 

Exta- Ratstagung mit einberufener Bürgerschaft. Um nach der Vorschrift der kaiserlichen 
Verordnung das höchst notwendige Geschäft mit der Besetzung des ganzen Rates und 
Magistrates zu fördern und in die  Richtigkeit zu bringen, also nicht nur die abgängigen 
Ratsglieder, sondern auch die 4 Deputierten nach der Vorschrift wie erforderlich aufzu-
stellen, wurde die heutige Ratssitzung anberaumt. Es ergaben sich dabei folgende Hand-
lungen:  

Vordersamst wurden die 4 bürgerlichen Deputierten aufgestellt, und zwar 

1. Johann Schaib  2. Johann Georg Fritzenschaft   3. Gregor Schilling  4. Mathias Ritz 

Die Verpflichtung aber wurde wie die der neuen Ratsherren auf eine spätere Zeit ver-
schoben. 

165. 

Da übrigens nun der neue Amtsbürgermeister Bohner darauf angestanden ist,- wie die 
schriftliche Beilage ausweiset,- daß es bei der gegenwärtig höchst traurigen Lage zu Auf-
rechthaltung des hiesigen Publikums31 es unumgänglich notwendig ist, daß der Magistrat mit 
der Bürgerschaft verbunden über die in der Schrift bemerkten Gegenstände32 einen bürger-
lichen Ausschuß aufstelle. Dies zu dem Zwecke, daß sich in beider Namen die Bevollmächtig-
ten hierüber gründlich beraten, was in der Folge als das Beste für das hiesige Publikum man 
zu ergreifen und auszuführen sich angelegen sein lassen solle. 

 

 31.) Die Bürgerschaft ist in den Akten sehr oft Publikum genannt. 

32.) Über deren Inhalt berichten die Protokolle nichts. 
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Es ist also die ganze Bürgerschaft, -wenige davon ausgenommen-, mit dem Amtsbürger-
meister Bohner und dem Stadtammann Stauß in die Bürgerstube hinüber abgetreten und 
haben dort zum Ausschuß für diese Sache verwählet: 

1. Anton Rehmann jung,   2. Johann Bohner,   3. Franz Lehenherr,   4. Anton Sorg,  5. Martin 
Käser, 6.  Vinzenz Hepp,    7.   Johann Wachter,    8.  Karl Baur,  9.  Mathias Gebhard,   10. Jo-
hann Baur,   11.   Heinrich Haaß,   12.   Anton Reiser. 

Welch allen sowohl namens des Magistrates als auch der sämtlichen Bürgerschaft eine 
schriftliche Vollmacht zuzustellen versichert wurde.33  

Da nun von dem oben genannten Ausschuße durch deren Sprecher Karl Baur beditten wur-
de, daß dieser an dem gegenwärtig existierenden Magistrat zufrieden ist, man also nicht 
mehrere Herren in dem Rat aufzunehmen verlange, man also nach der erfolgten Berichti-
gung in den Hauptstellen an sich halten solle. 

Ratsschluß: Man hat dieses anzustreben beschlossen. 

 

166.                              den 3. Mai 1800. 

Extra- Tagung im Beisein der 12 verwählten Ausschußmitglieder. Heute wurde in Gemäßheit 
des Protokolles vom 1. d. M. im Betreff der entworfenen Punkte der Anfang gemacht. 

Es wurde beschlossen, daß allen Herren und Bürgern in Einbringung der Natural- und Bar-
geldlieferungen ein Verzeichnis zuzustellen sei. So ferne die Rechnung hierüber noch nicht 
fertig gemacht ist, so ist diese bis nächsten Montag zu stellen und dem Magistrate und dem 
bürgerlichen Ausschuße vorzulegen, um sodann auch über andere Gegenstände das Nötige 
vornehmen zu können. 

 

Anmerkung. Der neue Magistrat hatte ein bitterböses Erbe angetreten. Die 
französische Rheinarmee unter dem General Moreau war in zügigem Vormarsch. 
Die österreichischen Heere waren in den Schlachten bei Stockach und Meßkirch 
zum Rückzug auf die Festung Ulm gezwungen worden. Am frühen Nachmittag 
des 8. Mai wurde die Reichsstadt nach kleineren Gefechten bei Kanzach und der 
Vollochmühle von der Front überrollt. Der General   St. Cyr   und der rabiate 
General Thareau nahmen für die Nacht Quartier im Stifte in den Gemächern der 
Fürstin. Es war eine Schreckensnacht, weil Thareau so halbwegs die Plünderung 
freigegeben hatte. Am 9. Mai war dann die (2.) Schlacht um Biberach, und die 
Reichsstadt wurde französische Etappe. ( siehe mein 4. Buch Beiträge zur 
Geschichte des Adligen Damenstiftes Buchau) 

 

167.      den 26.Mai 1800. 

Extra- Ratstagung im Beisein der 4 bürgerlichen Deputierten und der 12 Ausschußmitglieder. 

Es referierte Herr Amtsbürgermeiser Bohner daß ihm von dem Baumeister Rösch, dem 
Dominikus Baumeister und dem Mathias Kramer der Vorwurf gemacht worden sei, als wie 
wenn er nicht nach der Vorschrift der kaiserlichen Verordnung als Amtsbürgermeister ver- 
wählet worden sei. Es wäre ihm nur der Auftrag gemacht worden, einstweilen die Insignien 
zu Handen zu nehmen. 

33.) Damit war als dritte Instanz ein Volksparlament geschaffen worden, wie dies früher schon zu Notzeiten 
manchmal gewesen war. 
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Als nun aber hierüber nach dem einen und anderen gepflogenen Wortwechsel, auch nach-
dem die Protokolle sowohl der beiden resignierten Herren, des Exbürgermeisters Tröscher 
und des gewesten Stadtammanns Gern, dann auch die Ratsprotokolle der beiden neuen 
Amts- und Bürgermeister Gregor Bohner und Martin Käser, des neuen Stadtammanns Stauß 
und der Stadtrechner verlesen worden waren, so wurde die Umfrage gemacht, ob der Amts-
bürgermeister Bohner nach Vorschrift der kaiserlichen Verordnung gewählet und aufgestellt 
worden sei oder nicht. 

 Es haben nun außer den 3 Genannten alle Ratsglieder dahin eingestimmt, daß der Amtsbür-
germeister Bohner nach der Vorschrift allerhöchster Verordnung gewählet und aufgestellt 
worden wäre, mithin er auch als solcher allerseits erkennt und geachtet sei. 

Hernach kam noch Stadtammann Stauß in die Sitzung. Nachdem ihm über das schon behan-
delte Aufklärung gegeben worden war, äußerte er: Da die vorgenommene Besetzung und 
Wiederaufstellung des Magistrates nach den Vorschriften der kaiserlichen Verordnung vor-
genommen worden ist, so bleibe er dabei, daß auch Amtsbürgermeister Bohner den Vor-
schriften entsprechend gewählt und aufgestellt sei.34 

168. 

Da am 27. April von dem Magistrat auch Martin Käser als Mitbürgermeister erwählet worden 
war so wurde derselbe vorberufen, um zu hören, ob sein gemachten Einwendungen gegrün-
det waren. Deren ungachtet wurde derselbe in Gemäßheit des obigen Protokolles als Bür-
germeister bestätigt, und ein für allemal Besitz zu nehmen aufgefordert. 

Dieser entschuldigt sich ebenso ein für allemal, daß er sich dieses Amtes in keinem Betracht 
unterziehen könne, da er über dies weder gut sehe noch gut höre. 

 

169.     den 26. Mai 1800.  

Amtsbürgermeister Bohner berichtet, daß er, der Stadtammann Stauß und Veit Neuburger35 
in der Notzeit, als die Franzosen hier durchmarschierten, im Namen der hiesigen Stadt in 
dem Hochfürstlichen Stifte und dort bei dem Hofrat Widmann um Fürsorge nachgesucht 
haben. Es habe aber Hofrat Widmann alsogleich erwidert, so gerne er bereit sei jedermann 
Gutes zu verweisen, so wäre das Stift dermalen selbst in der äußersten Verlegenheit. Über-
dies aber hätte der neue Stadtrechner Mathias Kramer dem Stifte Grobheiten angetan und 
es bedrohet, man wäre nun bei der Stadt befugt, in das Stift nach Blieben einzuquartieren, 
man wäre Herr über das Stift. 

Mithin hätte man im Stifte in Anbetracht solcher Umstände keine Ursache, der Stadt Buchau 
einen Gefallen zu erweisen, besonders und vorab, da man über dieses noch von verschie-
denen Jahren Haber zu fordern habe, der bisher noch nicht zurückbezahlet sei. 

Da man nun im Stifte über diese von dem Ratsglied Kramer ausgestoßenen Reden äußerst 
aufgeregt worden sei, weswegen auch mehrere üble Umstände erfolget wären, so überlasse 
er, der Amtsbürgermeister es dem Magistrate, was hiegegen auf den Mathias Kramer er-
kannt und beschlossen werden wolle.  

Mathias Kramer widerspricht, daß er bei dem Hofrat Widmann jemals so etwas Beleidigen-
des wider das Stift geredet. Er fordere hierüber den Beweis. 

 34.) Aus allem dem ist klar ersichtlich, daß der Magistrat jene Institution war, die sich selbst ergänzte und auch 
den höchsten Beamten, den Amtsbürgermeister selbst wählte. Eine Wahl durch die Bürgerschaft kannte man 
noch nicht. 

 35.) Dieser war der Barnas = Vorsteher der Schutzjuden. 
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Beide, Amtsbürgermeister Bohner und Stadtammann Stauß berufen sich auf das was der 
Amtsbürgermeister berichtet hatte, und auf den Veit Neuburger der solches im Stifte mit 
angehört habe. 

Veit Neuburger, welcher nun vorberufen worden war, um ihn über dieses abzuhören 
bestätigt das, was der Amtsbürgermeister berichtet hatte. 

Nachdem Stadtrechner Kramer und Veit Neuburger in den Abstand verwiesen worden waren 
erging der  

Ratsbescheid: Mathias Kramer habe sich in Person zu dem Hofrat Widmann zu begeben und 
sich mit demselben über diesen Gegenstand abzufinden. Wenn dieses geschehen sei, habe 
sich derselbe dessen zu legitimieren. 

Auch hätten sich zwei Deputierte mit dorthin zu begeben, um dieser Handlung beizuwoh-
nen. 

Betreffend der Angelegenheit wessen sich Kramer wider den Veit Neuburger mit verschie-
denen unanständigen Reden vergeben haben beide Teile annoch in seperato zu handeln. 

Bald darauf kamen sowohl Kramer als auch die beiden Deputierten Amtsbürgermeister 
Bohner und Paul Schaib wieder aus dem Stift zurück. Sie berichteten, daß sich Hofrat 
Widmann mit der gemachten Abbitte begnüge. Was aber das Anfragen wegen Aushilfe mit 
Fourage und Früchten betreffe, so stünde solches auszugeben nicht in dessen Macht, 
sondern dieses Gesuch wäre bei der Fürstlichen Regierung anzubringen.  

Hierauf erklärten Mathias Kramer und Veit Neuburger, daß ihre Äußerungen auf beiden 
Seiten von üblen Vorurteilen aufgenommen worden wären. Mithin lassen sie solche als 
beiderseits gegen einander als aufgehoben gelten. 

 

Anmerkung. Nachdem diese Punkte erledigt worden waren trat wiederum wie 5 
Wochen vorher ein Ereignis von weittragender Bedeutung ein, das in dieser 
Notzeit des Krieges das alte Herkommen über den Haufen warf. Die Protokolle 
berichten darüber: 

 

170.               den 26. Mai 1800. 

Da auch in diesen äußerst bedrängten Kriegszeiten, wo über diese das gemeine Wesen 
gänzlich erschöpft ist, der Amtsbürgermeister Tröscher und der Stadtammann Gern gegen 
alle gemachten Vorstellungen ihrer Ämter gänzlich resigniert und diese heimgegeben haben, 
so ist mitfolglich das gemeine Wesen auch aus dem anderen Grunde nur noch mit 5 Rats-
gliedern versehen, weil aus der ganzen Bürgerschaft aller gehabten Verwendung ungeachtet 
ein 2. Bürgermeister und ein 2. Stadtrechner nicht hatte ausfindig gemacht werden können. 
So konnte aber der ganze Rat nicht besetzt werden. 

Da aber indessen auch bei dem äußersten Aufwenden die erforderlichen Geschäfte mit so 
wenigen Vorgesetzten nicht fortgesetzt werden können, weil dies auch eine physische 
Unmöglichkeit ist, so ist der Magistrat bei dieser so traurigen Lage im Einverständnis der 4 
bürgerlichen Deputierten, jedoch unprojudizierlich der allerhöchst kaiserlichen Verordnung 
und auch allem Vorbehalt und Reservation dieses Notfalles nachfolgender Genehmigung, 
daß solches in künftiger Zeit nicht mehr geschehen solle, darauf schlüssig und einverstanden 
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geworden, daß diesmal der ganze Magistrat durch die ganze Bürgerschaft aufgestellt und 
ergänzt werde, und zwar heute noch.  

Dieses jedoch unter der ausdrücklichen Voraussetzung, daß hierüber allerhöchsten Orten 
sowohl namens des Magistrate als auch der Bürgerschaft die Anzeige gemacht und die 
Beweggründe dargelegt wurde, warum man für dermalen also zur Magistratswahl hätte 
schreiten müssen, um die Ratsherren mit vorschriftmäßigen Subjektes zu besetzen und zu 
ergänzen, und hierüber die allerhöchste Resolution abzuwarten. 

Wie nun dieses Protokoll verlesen und einstimmig genehmigt worden war, so ist solches von 
dem amtierenden Bürgermeister Gregor Bohner im Namen aller unterschrieben worden. 

 

171 .              den 26. Mai 1800. 

Aktum abends um 1/2 7 Uhr. Im Beisein der oben Genannten und der gesamten Bürgerschaft. 

Gemäß dem vorliegenden Protokoll wurde diesen Abend zur Wahl und Ergänzung des Magi-
strates geschritten. Als der sämtlichen Bürgerschaft erklärt worden war, wie und warum der 
Magistrat auf eine solche Ratswahl zu verfallen genötigt worden war, auch daß diese Wahl 
auf die allerhöchste Genehmigung hin eingeschlagen wurde, als wo hiezu allerhöchst hin die 
alleruntertänigste Anzeige gemacht werden würde, 

so ist damit fürgehoben worden und folgende Ratsbesetzung fürgegangen. Zwar haben 
vordersamst die zwölf Ausschußmänner in diesem Falle hiezu zu wählen ausgebeten als 

13. Josef Baur,    14. Jakob Baur,     15. Michael Ahler ,       16. Johann Aßfalg, 17.   Josef 
Hummler, 18.   Konrad Böck,    19.  Johann Gebhard,  20.  Michael Odermatt,  21.  Fidel Wid-
mann.      (  Später gehörten zum Ausschuß nur 12) welchen alle Rechte als Ausschuß-
männer übertragen wurden. 

Diesem zu Folge wurde durch die absolute Mehrheit gewählt:  

Gregor Bohner, 

 Martin Käser                                     als Amts- und Bürgermeister 

Karl Baur                                             als Stadtammann 

Anton Sorg 

Johann Wachter                                 als Stadtrechner 

Michael Odermatt                             als Kassier 

Johann Rösch                                     als Baumeister 

Fidel Stauß                                          als Fleischschauer und Umgelder. 

Hierauf wurde das Protokoll sämtlichen Wählenden und Gewählten verlesen, den Gewählten 
allerseits gratuliert, Glück und göttlichen Segen gewunschen. Sodann wurde dieses Proto-
koll, wie hier ersichtlich von dem Amtsbürgermeister unterschrieben. 

         Gez.  Gregorius Boner  Amtsbürgermeister. 

 

Anmerkung. Diesem Protokolle nach ist zu vermuten, daß auch diesmal der 
Magistrat nicht von der gesammten Bürgerschaft sondern nur von den 21 
Ausschßmännern gewählt wurde. Beachtenswert ist aber, daß der ehemalige und 
abgesetzte Stadtrechner Anton Sorg von Seite der Allgemeinheit rehabilitiert 
und von dieser wieder in den Magistrat berufen und als Stadtrechner gewählt 
und aufgestellt, währenddem der forsche Draufgänger und Uhrmacher Mathias 
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Kramer von dieser fallen gelassen wurde und keinen Ratssitz mehr erhielt. 
Dieses kränkte diesen, wie an anderer Stelle ersichtlich sehr. 

 

172.           den   8. August 1800 

Bei der auf heute angesetzten Rats- und Deputiertensitzung haben vordersamst die neu-
aufgestellten, als der Amts- und der Bürgermeister, der Stadtammann und sämtliche ande-
ren Magistratsglieder, dann auch der Kanzleiverwalter und die 4 bürgerlichen Deputierten 
nach der Vorschrift der allerhöchsten Verordnung die vorschriftsmäßigen Eide abgespro-
chen. 

Es ist ihnen hierauf von sämtlichen Ratsverwandten allseitig gratuliert worden. 

 

173.             den  11. September 1800 

übergibt der wieder eingesetzte Stadtrechner Anton Sorg ein schriftliches Gesuch, womit er 
darauf ansteht, daß man ihm die 1797 entworfenen Repertitionen an seinen Erlittenheiten 
auf 195 Gulden 34 Kreuzer, als womit er sich nach der magistratlichen Erkenntnis begnüge, 
zukommen und auch bezahlen wolle.  

Ratsbescheid: Dieses Gesuch ist zur Zeit noch zu einer besseren Einsicht ausgestellt, wornach 
ihn seiner Zeit nach Tunlichkeit entsprochen werden könnte. Er solle also noch 14 Tage ge-
duldig stehen. Alsdann werde ihm vom Magistrat eine Obligation ausgestellt werden. 

Anton Sorg äußert hierauf, er wolle sich mit 130 Gulden begnügen. Hievon solle man ihm die 
100 Gulden wegen dem Hausmeister Reuter abziehen und die 30 Gulden in bar bezahlen. 

 

174.          den 29. September 1800. 

wurde zur Information der Räte und der bürgerlichen Deputierten ein Rechnungsauszug 
über jene 8000 Gulden zur Einsicht und Beruhigung verlesen, welche ehemals dem Haus-
meister Reuter von den Stadtrechnern Anton Sorg, dann von dem Lukas Buchhauser und 
Xaver Gern von dem hiesigen gemeinen Wesen angelehnt worden waren. 

 Auch war allgemein von denjenigen 134 Gulden 47 Kreuzer die Rede, welche die Kanzlei-
verwaltung  von dem Hausmeister für den zur Stadt schuldigen Rest einzuziehen angewiesen 
worden war. Nach erfolgter Rede und Gegenrede, auch nach gütlicher Beendung erging der 

Ratsschluß: Der Kanzleiverwalter solle diese 134 Gulden 47 Kreuzer in der Zeit von 2 Jahren, 
und zwar von dato an gerechnet in Zielern alle Vierteljahr von jeweils 16 Gulden 45 Kreuzer 
bezahlen. 

Zur Vermeidung anderer unliebsamer Anstände, sowohl von dem totkrank daliegenden 
Hausmeister Reuter, als auch damit andererseits das hiesige Publikum in keinen Schaden 
versetzt werde hat sich der Kanzleiverwalter diesen Bescheid gefallen lassen. 

 

175.               den 1. Oktober 1800 

Es klagt Amtsbürgermeister Bohner wider den hiesigen Bürger und Handelsmann Josef 
Wallemann, weil dieser ihn einen schlechten Mann gescholten und ihn bezichtigt habe, er 
hätte jenen um 100 Gulden gebracht. 

Der Beklagte widerspricht der gegen ihn angebrachten Klage vollständig. 
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Der Kläger beruft sich zum Beweise seiner Klage auf die Zeugen Anton Ritz und Hans Görg 
Schätzle, die man vorrufen wolle. 

Es sollen die genannten Zeugen gehört werden und dann der Bescheid erfolgen. 

 

176.      den 23. Oktober   1800 

Es hat sich der hiesige Bürger und Engelwirt Martin Maucher und besonders dessen Ehegat-
tin in Betreff der Einquartierungen gegen den ganzen Magistrat höchst gröblich mit vielen 
und sittenlosen Ausdrücken vor dem Rat selbsten, als aber im besonderen wider den Amts-
bürgermeister Bohner und des Kanzleiverwalter Brauer vergangen, indem sie behaupteten, 
man habe ihnen gewaltsame und solche Einquartierungen gemacht, die sie für die gesamte 
Stadt hätten erleiden müssen. Hiebei hat die Engelwirtin gedrohet, daß sie dem Amtsbür-
germeister das Haus anzünden, dem Kanzleiverwalter aber das Messer in den Leib stoßen 
wolle. Auch hätten sie im Stifte und in Schussenried dergleichen äußerst beleidigende Aus-
drücke ausgestoßen. 

Heute erging unter dem Abstand von Amtsbürgermeister Bohner und dem Kanzleiverwalter 
der  

Ratsbescheid: Beide Beklagten, sowohl der Engelwirt als dessen Ehegattin sollen zur 
wohlverdienten Strafe 10 Reichstaler erlegen. Ferneres wurde erkannt, daß sie dem 
Amtsbürgermeister und dem Kanzleiverwalter Abbitte tun sollen. Dies jedoch mit dem 
Vorbehalte, wenn diese beiden Herren mit solchener Abbitte nicht zufrieden wären, daß 
ihnen sowohl der Engelwirt als auch dessen Ehegattin jene Genugtuung verschaffe, die sie 
verlangen und begehren würden. 

 Der erschienene Engelwirt beruft sich, will und bittet um eine unparteiische Untersuchung 
der von ihm vorgelegten Einquartierungschriften. 

Nachbescheid: Dieses ist von Rats wegen verwilligt worden. 

Beide Kläger, der Amtsbürgermeister Bohner und der Kanzleiverwalter Brauer lassen sich 
diese Untersuchung auf des verlierenden Teiles Kosten gefallen, jedoch mit dem Beisatz, es 
müßte solches je bälder,je nötiger geschehen. 

Mittlerweile aber erklärt sich der Kanzleiverwalter dahin, daß er sich bis Austrag der Sache 
die Vornahme der Einquartierungen verbete. Man möge solche wem immer übertragen. 

 

177.                                den 20. November 1800 

Es klagt Amtsbürgermeister Bohner wider den hiesigen Bürger Josef Wallemann, weil dieser 
schon im abgewichenen Herbst seine 2 Töchter auf des Beklagten Allmend ohne Grund mit 
Schlägen mißhandelt habe. Er beruft sich auf den Zeugen Anton Ritz, welchen man in dieser 
Sache als Augenzeugen abhören wolle. 

Der Beklagte widerspricht zwar der gegen ihn vorgebrachten Klage, gestehet dabei aber 
doch ein, daß die Töchter neben dem ihm zugefügten Schaden ihm noch mit Schimpfworten 
begegnet seien und ihn zum Zorn gereizt haben, worauf er ihnen etliche Ohrfeigen gegeben 
und sie auf den Boden geworfen habe. 

Der vorgerufene Zeuge Anton Ritz sagt aus, der Beklagte habe, wie er selbst gesehen, die 
Töchter nicht nur mit Ohrfeigen, sondern noch mit Stößen und Schlägen noch auf dem 
Boden liegend mißhandelt. 
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 Ratsbescheid: Da sich nach der Aussage des Zeugen und auch der Klage des Amtsbürger-
meisters hinlänglich geoffenbart hat, daß der Beklagte den Töchtern zu viel und Unrecht 
getan, zumalen er nach der Klage dem Amtsbürgermeister noch bezichtigte, als hätte ihn 
dieser um 50 Gulden gebracht, und obschon der Magistrat den Beklagten schon des öfteren 
seiner unerlaubten Tätlichkeiten halber abgestraft, dieser aber ein nicht gebesserter Mann 
geblieben war, so wird dahin erkannt und verfällt: 

Daß er vordersamt dem Kläger hier vor Rat Abbitte tue. Dann seie zur Abbüßung seines 
ausgeübten Frevels durch Schlagen auf 2 mal 24 Stunden in den bürgerlichen Gehorsam 
erkannt. 

Der Beklagte bittet um eine gnädigere Strafe, indem er seinen Geschäften nachgehen sollte, 
und er im Versagen dessen an seiner Nahrung bedeutenden Schaden erleiden würde. 

Nachbescheid: Es hat bei dem Bescheid sein Verbleiben. 

Wallemann bittet hierauf dem Amtsbürgermeister ab und wird sodann in den Gehorsam 
verwiesen. 

Nachden nun 2 Klagsachen des Josef Wallemann wider den ehemaligen und insolventen 
Ochsenwirt wegen Geldforderungen erledigt worden waren erging auf die erneuten Bitten 
des Wallemann der  

Endbescheid: Er solle morgen früh um 6 Uhr des Arrestes entlassen sein. 

 

 

178.            den 5. Dezember 1800 

Es klagt das hiesige Ratsglied, der Kassier Johann Michael Odermatt wider den Bürger und 
Schuster Josef Abt allhier, der ihn kürzlich in dem Branntweinschankhaus gescholten und ihn 
bezichtigt habe, er seie ein Mann, den man schon einmal vergantet habe, er werde nunmehr 
dem gemeinen Wesen auch auflumpen. Er bitte man möge ihm hiewegen die behörige Ge-
nugtuung verschaffen. 

Der vorberufene und hierüber zur Rede gestellte Beklagte widerspricht der gegen ihn ge-
führten Klage. 

Es wurde  nun der Konrad Odermatt ebenfalls fürgefordert, der die Reden im Branntwein-
haus des Valentin Blöd selbst mitangehört hätte. Dieser behauptet hierauf dem Beklagten 
das Gesagte in das Gesicht mit dem Beisatze, daß er dem Beklagten auf der Stelle gesagt 
habe, es werde sich das weitere beim nächsten Ratstag schon zeigen. Es sei nur allzu gewiß, 
er würde dem Abt so etwas nicht gesagt haben, wenn er nicht seinen Vater in seiner 
Gegenwart geschmäht hätte. Er beharre umsomehr auf dieser seiner Aussage, als nicht nur 
er, sondern auch der ledige Bürgersohn Josef Fritzenschaft, der Valentin Blöd und andere 
diese Schimpfung mit angehört haben. Man solle diese nur auch kommen lassen. 

Der angerufene Josef Fritzenschaft bestätigt im Ganzen die Aussagen und die Zeugenschaft 
des Konrad Odermatt und sagt solches dem Josef Abt ins Gesicht. Diesem setzte er noch bei 
des Brigitten Hansen Sohn, der Johann Gebhard habe es ebenso gut, wie er gehört. Und 
weiter, er habe den Abt auch gewarnt und zu ihm gesagt, wenn er etwas zum Reden habe, 
so solle er vor dem Magistrat reden und nicht hier im Branntweinhaus. 

Johann Gebhard sagt aus, er habe zwar dem Geschwätz keine acht gegeben, indem ihm 
nicht wohl gewesen sei. Indessen erinnere er sich aber noch, daß der Konrad Odermatt 
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gesagt habe, er habe ehrliche Zeugen. Mithin mußte der Abt schon darnach etwas geredet 
haben. 

Ratsbescheid: Da der Josef Abt durch Zeugen überwiesen ist, daß er den Herrn Kassier be-
schimpft habe, so wird derselbe zu seiner wohlverdienten Strafe dahin erkannt, daß er sein 
Vergehen mit 10 Stockstreichen abzubüßen habe. Auch solle er dem Kassier eine Abbitte 
tun.  

Der Beklagte bittet hierauf um eine gnädigere Strafe. 

Ratsbescheid: Es hat bei dem Bescheid sein Verbleiben. 

179. 

Da auch der Nachtwächter Josef Fetscher bei der vorstehenden Geschichte gewesen ist, 
wider denselben zwar kein Beweis in Vorschein gekommen ist, daß er sich einer Beschimp-
fung schuldig gemacht hätte 

so wurde derselbe dennoch zu seiner künftigen Warnung dessenwegen, weil er sich als 
Nachtwächter in dem Branntweinhaus aufgehalten hatte, auf 2 Stunden in den bürgerlichen 
Gehorsam erkannt. 

 

180.                       den 5. Dezember 180036 

Es ist zu vernehmen gewesen, daß der hiesige Bürger und Chirurgus Anton Reiser auf öffent-
licher Gasse, und bei Anlaß des letzthinigen Vorspannes für die Franzosen solchergestalten  

auf die Obrigkeit geschimpfet, man solle die Herren schlagen und zu Tod schlagen, weil sie in 
der Stadt so gar keine Aufsicht führen und keine Ordnung halten. 

Derselbe wurde heute dieses Umstandes halber vor den Rat gefordert. Zur Rede gestellt gab 
erfolgendes zu Protokoll: 

Erstlich seie die Beschuldigung nicht wahr und zum zweiten fordere er denjenigen oder die-
jenige an seine Seite zum Beweise dessen, was hinterbracht worden wäre und ihm vorge-
halten werde. Worauf er dann noch mehreres reden und das was er rede auch behaupten 
werde. 

Als man ihm hierauf erwiderte, daß nun einmal die Anzeige bei der Obrigkeit gemacht wor-
den sei, wie sie ihm vorgehalten werde, so äußerte er hierauf: 

Es wäre halt seitdem die beiden Bürgermeister Bohner und Käser als Bürgermeister auf dem 
Rathaus seien weder Ordnung noch Obsorge. Der Bürger werde bedruckt und mit Unbillig-
keit behandelt. Wenn ein Franzos in die Stadt komme dann laufe der Bürgermeister Bohner 
auf und davon und in das Stift hinein. Der Bürgermeister Käser lege sich krank stellend ins 
Bett, oder lege seinen Schlafrock an und setze in den Schlafsessel. Mithin lassen sie beide die 
Bürgerschaft im Stich. Wenn man dann für die Franzosen Fuhrwerke tun sollte, dann sei von 
ihnen weder Hilfe, noch Einrichtung und Ordnung zu erwarten. 

Zudem haben sie sich auf solche Plätze gesetzt, worauf sie weder nach rechtlicher Ordnung 
noch von der ganzen Bürgerschaft verwählet seien. Zumalen hätten sie sich auf solch 
schmutzige Plätze gesetzt, wo vorher Leute gesessen, die die Hosen voller Sch…….dreck ge-
habt haben.  

 

36.) Siehe vorher Nr. 186 u. 187. Seite xx und xx.  
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Überhaupt wären beide Bürgermeister nicht so zu ihren Ämtern gekommen, daß sie da ewig 
bleiben und nicht noch abgeschaft werden konnten.36a 

Beide Herren, der Amts- und der Bürgermeister behalten sich in seperato vor, wider diese 
von dem Anton Reiser hier auf dem Rathause öffentlich ausgestoßenen Beschimpfungen und 
empfindlichen ehrenrührigen Bezichtigungen eine eigene Untersuchung und Auseinander-
setzung wegen persönlicher Beleidung anzusetzen. 

Da aber auch zu vernehmen gewesen war, daß die Frau Bürgermeisterin Bohner und dersel-
ben Tochter und auch Xaver Tröscher die Drohung gehört haben sollen, die der Reiser 
gemacht habe, so wurden diese in der Absicht anhero vor den Rat berufen, um den Reiser 
dessen zu überführen, was er gescholten habe. 

Die Frau Bürgermeisterin Bohner behauptet dem Reiser ins Gesicht, daß er gesagt habe man 
sollte auf die Herren schlagen. Daß er aber gesagt habe zu Tod schlagen, das habe sie nicht 
gehört. 

Xaver Tröscher vermeint, er würde unter seinem bürgerlichen Eide die Aussagen über das 
was er befragt werde so machen, daß er sie erforderlichen Falles mit einem wirklichen Eide 
bekräftigen könne. Hierauf erklärt er, es habe damals die hiesige Kammerlakaiin entsetzlich 
gelärmt und geschrieen, man solle doch zusammenstehen und die Franzosen totschlagen, 
weil diese die Leute mißhandeln. Als er eben bei des Käsers Haus so vorbeigegangen sei 
wäre ihm der Anton Reiser begegnet. Auf das Schreien der Kammerlakaiiin habe derselbe 
gesagt, so sollte man auch auf die Herren schlagen. Dieses sei, was er gehört habe, das er 
auch mit einem bürgerlichen Eide behaupten und dem Anton Reiser ins Gesicht sagen könne 
und darauf bestehen werde. 

Wie nun diese Aussage dem Anton Reiser vorgelesen wurde, da widerspricht er. Es würde 
also der Tröscher nochmals vorberufen. Dieser saget aufs neue, was er schon vorher gesagt 
hatte. Reiser widerspricht dem weiter und verlangt, daß man die Kammerlakaiin auch vor-
rufe und höre, weil, wie Tröscher aussagte, diese auch gehört haben müsse was der Reiser 
gesagt habe. Die Kammerlakaiin Maria Anna Bohnenstengel geborene Staigmüllerin äußert 
in Gegenwart der Parteien, es könne zwar sein, daß sie jenes zum Fenster hinausgeschrieen 
habe. Sonst wisse sie aber von dem Tröscher noch von dem Reiser etwas. 

Anton Reiser äußert auf diese Aussage hin, wenn dem so seie, so werde er freilich eine Ant-
wort gegeben haben, aber also habe er nicht geredet, daß man auf die Herren schlagen 
sollte. Wohl aber habe sonst geschimpft, welches er nicht in Abrede stelle. 

Ratsbescheid: Obwohl zwar Reiser noch immer widerspricht, daß er das wessen man ihn 
bezichtige geredet habe, so hat er doch eingestanden, daß er geschimpft hätte und dazu 
noch behauptet recht gehabt zu haben so wurde dennoch erkannt, Reiser habe einstweilen 
zu seiner wohlverdienten Strafe solange hier auf dem Rathause in dem Gehorsam, und zwar 
in des Hafners Stüble zu verbleiben, bis ihm weiteres zu wissen gemacht werde.37 

 

181.              den 6. Dezember 1800. 

Extra- Ratstagung im Beisein der 4 bürgerlichen Deputierten und des bürgerlichen Ausschus-
ses. 

 36a.) Man kann sich des Eindruckes nicht erwehren, daß diese beiden Chirurgen Reiser und Bohner sich schon 
lange nicht freundlich und kollegial gesinnt waren. 

37.) Hafnerstüble wurde der Raum unter der Rathausstiege aus dem Grunde genannt, weil dieser vor mehreren 
Jahren einem werkstattlosen Hafner vorübergehend angewiesen worden war, damit er darinnen seine Hafner-
ware formen konnte. 
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Die gestern von dem Anton Reiser gemachten Auftritte haben die Extraratstagung veranlaßt, 
um sowohl den Deputierten als auch den Ausschußmännern die hierüber aufgenommenen 
Protokolle zu verlesen und hiezu die Frage zu stellen, ob die Herren Bürgermeister und der 
sämtliche Magistrat in behöriger Ordnung gewählt worden seien oder nicht. 

Als nun diese Frage gestellt worden war, so haben sich sämtliche Deputierten und Ausschuß-
männer einhellig dahin erklärt, da die Protokolle schon vorliegen, so wäre hiewegen gar 
keine Umfrage mehr nötig, es wären sowohl die beiden Bürgermeister als auch der ganze 
Magistrat behörig und ordnungsgemäß gewählet. 

Was übrigens das Betragen des Reiser betreffe, so könne diese Sache der Magistrat ohne die 
Deputierten und Ausschußmänner abmachen. Es wäre aber heute bei diesem Geschäfte 
schon die Rede davon gewesen, daß der Bürgermeister Käser und der Stadtammann Baur 
ihre Amtsinsignien auf den Tisch gelegt, das Rathaus verlassen und sich sofort nach Hause 
begeben haben. Dieses wäre ihnen, den Deputierten und Ausschußmännern sehr auffallend. 
Sie stehen daher darauf an, daß man vordersamst diese beide Herren wiederum auf das 
Rathaus berufe um sofort das Weitere zu besorgen um diese Sache wieder in Ordnung zu 
bringen. 

Es wurde diesem Gesuche sofort entsprochen. Die zwar zuvor abgegangenen Herren kamen 
auch wieder, aber nur in und mit der Absicht, daß sie hier nur als Bürger, und nicht als Bür-
germeister oder Stadtammann erscheinen.38 

Hierauf wurde der Anton Reiser vorberufen und das gestrige Protokoll verlesen. Auf die 
Frage ob er noch zu diesen seinen Angaben bestehen bleibe, antwortete er, er bitte man 
möchte ihn weiter verhören und ein neues Protokoll führen. Da er aber die Rede nur darauf 
brachte, ob die beiden Bürgermeister und der Magistrat ordnungsgemäß gewählt worden 
sei, so wurde ihm beditten, daß er dies ein andermal mündlich oder schriftlich vortragen 
könne. 

Da indessen und heute und mittlerweile mehrere Bürger für den Anton Reiser gebeten 
haben, man möchte ihn milde behandeln, so erging der 

Ratsbescheid: Da endlich auch der Anton Reiser auf den Zuspruch seiner Fürsprecher sich 
bereit fand und äußerte, er bitte über sein Vergehen ab, so wurde erkannt, daß er vorder-
samst bei der ersten Zusammenkunft den beiden Bürgermeistern und dem Magistrat eine 
öffentliche Abbitte und Widerrufung mache, indem er diesen zu viel und unrecht getan 
habe. 

Dann sei er für dermalen mit der Auflage entlassen, daß er sich fernerhin bei solchen Gele-
genheiten so betrage, wie es einem friedsamen und ordentlichen Bürger zustehe. In  Betreff 
dessen aber, wo andere als Representanden des gemeinen Wesens halber zusammenkom-
men solle er davon ausgeschlossen sein. 

 

182.                    den 14. Dezember 1800 

Extra- Ratstagung im Beisein der 4 bürgerlichen Deputierten, der 12 Ausschußmänner und 
der sämtlichen einberufenen Bürgerschaft. 

Heute wurde die Amtsauswechslung der Bürgermeister, und die nach kaiserlicher Vorschrift 
und hergebrachter Ordnung Huldigung vorgenommen.  

38.) Beide führten später ihre Ämter weiter.  Die Protokolle enthalten aber das wie und von wann an nichts. 
Dies war schon bald. 
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Hiezu referierte Stadtammann Karl Baur, daß ihm der Mathias Kramer in Kommission gege-
ben, er bleibe bei seiner am 9. d. M. zu Protokoll gegebenen Angabe, daß er den jetzigen 
Magistrat insolange nicht anerkenne, bis dieser von Seiner Kaiserlichen Majestät nicht be-
stätigt sei. 

Es wurde also Mathias Kramer fürgefordert und zu Rede gestellt. Da dieser das bestätigte, 
was der Stadtammann vorgetragen hatte, so erging der 

Ratsbescheid: Kramer solle einstweilen in die Bürgerstube. 

Da auch der Exbürgermeister Anton Tröscher nicht bei der Huldigung erschienen war, so 
wurde auch dieser fürgerufen und dessenwegen zur Rede gestellt. Er erklärte, wenn der 
jetzige Magistrat nicht gegen die Kaiserliche Verordnung sei, so gratuliere er demselben. 
Hierauf legte er dem Amtsbürgermeister Käser das Handgelübde ab. 

 

183.        den 8. Januar 1801. 

Da das hiesige Ratsglied und Fleischschauer Fidel Stauß ganz schnell, und zwar am 28. De-
zember 1800 auf dem Felde bei Retschweiler39 mit Tod abgegangen ist, so wurde heute an 
dessen Stelle der bürgerliche Deputierte Paul Schaib in den Magistrat versetzt, und mit dem 
Unterstadtrechner Johann Wachter als Umgelder aufgestellt. Ebenso wurde Paul Schaib 
auch als Himmelträger zu Kappel und Johann Wachter als Obmann der Zunft im Engel er-
nannt. 

Da auch durch den Eintritt von Paul Schaib in den Magistrat das Gretmeisteramt in Erledi-
gung gekommen ist, so wurde dies Stelle dem Gregor Schilling übertragen, und weil auch das 
Amt eines bürgerlichen Deputierten frei geworden ist, so wurde hierauf der hiesige Bürger 
und Schreiner Klemens Schwarzkopf befördert. 

 

184. 

Es wurden hierauf auch den 2 neuaufgestellten Umgeldnern40  Johann Wachter und Paul 
Schaib in  Gegenwart der sämtlichen hiezu einberufenen Wirte, als 1. Josef Staigmüller 
Adlerwirt, 2. Xaver Metzler Kronenwirt, 3. Franz Josef Blaser Ochsenwirt, 4. Jakob Böck 
Hirschwirt, 5. Johann Martin Maucher Engelwirt ihre Instruktion verlesen, damit andererseits 
auch die Wirte ihrer Schuldigkeit gemäß der Vorschrift allerhöchster Verordnung und ihrer 
ohnehin schon obhabenden Pflichten getreulich nachkommen, und dieselben sich in Zukunft 
nicht wegen nicht Bekanntmachung dessen entschuldigen können. 

 

185.                             den 22. Januar 1801. 

Unter dem Beistand des Johann Bohner und Josef Gern erscheint der Alois Gern, ein Sohn 
des kürzlich verstorbenen ehemaligen Stadtammannes und Sattlers Xaver Gern und bittet, 
daß man an Stelle seines verstorbenen Vaters keinen fremden Sattler aufnehmen möchte, 
indem er gesinnet wäre, ein Jahr bei einem fremden Meister zu arbeiten. Worauf er dann als 
des Verstorbenen Sohn die Sattlerarbeit für die hiesige Stadt übernehmen und versehen 
würde. 

Ratsentschließung: Es ist dieses Gesuch zu füreilig, daher ihm darum weder zugesagt noch 
abgesagt wäre. Es bleibe also dasselbe zur Zeit eingestellt. 

39.) = Renhardsweiler 
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Anmerkung des Hrsgb.: Hier hat F.X. Müller die Kapitel   186 -194 als Nachträge 
eingeschoben. Sie wurden zeitlich richtig eingeordnet. 

 

195.                  den 2. März 1801. 

Der Ratsfreund Stadtbaumeister Johann Rösch hat die Anzeige gemacht, und schon vorge-
stern wider den hiesigen Bürger und Tagwerker, des Froben Bertel die  Klage erhoben und 
vorgebracht, weil er den Froben Bertel beim Holzmachen im Tiergarten eines besseren be-
lehret und diesem mehrere gemachte Fehler vorgehalten habe, so sei der Bertel mit der 
Scheitaxt in der Hand über den Baumeister Rösch dargeloffen, und wenn derselbe nicht aus-
gewichen wäre, so würde ihm der Bertel unfehlbar einen gefährlichen, wo nicht tötlichen 
Streich versetzt haben. 

 Amtsbürgermeister Käser berichtet, daß man den Beklagten schon vorgestern, als dem 
Samstag den 28. Februar auf den Abend in den Arrest setzen ließ und bis heute darinnen 
belassen habe. Mittlerweile habe er dieser Sache halber diese Extra- Ratstagung ansetzen 
lassen. 

Nachdem der Baumeister Rösch seine Klage in behöriger Form und Ordnung vorgebracht 
hatte, war auch des Froben Bertel der Tat ganz geständig. Er bat dieses sein Vergehen ihm zu 
verzeihen, indem er solche in der übertriebenen Hitze verübt habe. Auch bat er den Kläger 
Rösch um Verzeihung. 

Wie nun hierauf beide Parteien in den Abstand verwiesen waren wurde vom Magistrat über 
diesen gräßlichen Auftritt abgefaßt der 

Ratsbescheid: In Hinsicht der reumütigen Bitte des Beklagten, und weil derselbe sein böses 
Vergehen zum Teil schon in dem bürgerlichen Gehorsam abgebüßt hat, so seie öffentlich 
und zwar noch zu großer Gnade dahin erkennet, daß ihm hier auf der Gasse vor dem Rat-
hause durch den Ratsdiener 10 Stockstreiche gegeben werden. 

Für das Künftige solle aber der Bertel den Wald nicht mehr betreten. Auf eine solche Art 
wäre sein freventliches Attentatum als sachpassend gebüßt und abgetan. 

196. 

Da auch die am 21. Juni 1800 aufgestellten 12 bürgerlichen Ausschußmänner ihre ihnen 
erteilten Vollmachten in Sachen des gemeinen Wesen und dessen bei gegenwärtigen  Zeiten 
wichtigen Umständen  in Polizei- und Ökonomiesachen betreffend anheimgegeben und dem 
Magistrat zugestellt haben, 

so haben die hiesigen Zünfte nachstehende 12 Männer an die Stelle der Abgetretenen ver-
wählet und zwar 

Die Zunft im Adler:                                     1. Johann Bohner                                                                                                           

                                                                2. Xaver Bühler 

                                                          3. Johann Schmidtberger 

Die Zunft im Engel:                                     4. Josef Staigmüller 

                                                          5. Valentin Blöd 
                                                          6. Josef Hummler 

Die Zunft in der Krone:                               7. Mathäus Gebhard 

                                                                        8. Alois Lorinser 

40.) Umgeld= Umsatzabgabe aus dem Bier- und dergl. Verbrauch 
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                                                                        9. Josef Striegel 

Die Zunft auf dem Rathaus:                     10. Fidel Widmann 

                                                                      11.  Franz Lehenherr 

12. Anton Restle 
 

Als nun diese geäußert hatten, sich der Sache zu unterziehen, nun auch im Ratszimmer Platz 
genommen  hatten, so wurde in Gemäßheit des Protokolles vom 1. Oktober 1800 der Vor-
trag gemacht, ob man wie damals beschlossen wurde, 

a. Die sämtlichen Weiherteile 
b. Die Insel 
c. Die Krautteile 
d. Die alten und neuen Allmendteile 

an die Bürgerschaft als eigen43 verkaufen wolle und könne oder nicht. Und zwar nach 
Klassen. 

Auf diese Frage wurde einhellig beschlossen: Ja, jedoch mit dem Vorbehalt, sie wollen diese 
Sache den Zünften vortragen. 

Nachdem nun jeder Bürger schon 1 Weiherteil, 3 alte Allmenden, 1 Krautteil und 1 Inselteil, 
folglich jeder 6 Teile nutzet, so war die Frage, wie diese Teile zum richtigen Preis zu verkau-
fen wären. Durch die Stimmenmehrheit wurde angesetzt 

für  1 Weiherteil                                                         20 Gulden 

für  1 alter Allmend                                                    20 Gulden 

für  1  Krautland                                                          10 Gulden 

für  1  Inselteil                                                              10 Gulden 

zusammen also für die 6 Stücke = 100 Gulden. Dies jedoch solchergestalten, daß der 
Kaufschilling in bar zu entrichten ist. Wer nicht in bar bezahlt solle selben jährlich mit 4% 
verzinsen. 

Dann solle jeder Käufer von jedem Weiherteil und großem Allmendteil jährlich 10 Kreuzer, 
von jedem Krautteil und jedem Inselteil jährlich 5 Kreuzer als ein darauf ge-setztes Gefäll 
entrichten.  Wogegen diese Teile für alle Zeiten steuer- und abgabefrei  sein sollen. Wäre es 
aber, daß ein Bürger das eine oder andere Stück an einen anderen Bürger wiederum weiter 
verkaufen sollte, so wurde zwar durch Mehrheit der Stimmen dem Verkäufer und dessen 
nächster Verwandschaft das Zugrecht auf 10 Jahre vorbehalten und nur die Minderheit das 
statutengemäße Zugrecht auf 4 Wochen zugestanden. 

Es wurde also von Seiten der Stimmberechtigten vorbehalten, daß sie ihre inhabende dies-
fallige Meinung annoch ihren Zünften eröffnen und dann das Weitere überbringen wollen. 

Wäre es, daß ein Bürger der kein Haus hat den in Frage stehenden Gemeinsteil weiter-
verkaufet, ohne daß er ihn vorher an die Obrigkeit bezahlt hätte, so solle er schuldig und 
gehalten sein, solchen von dem Verkaufsschilling an die Obrigkeit zu bezahlen. In Erman-
gelung dessen sollen die Stücke an Zahlungsstatt der Stadt anheimfallen, so wie eben diese 
Güter, solange sie von dem Käufer nicht bezahlt der Stadt versetzt bleiben und nicht anders-
wohin verkauft werden können.  

 

43.) Nach dem damaligen Beschluß zur Zahlung der Kriegslasten. 
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197.                     den 5. März 1801. 

Heute wurde ein von dem diesseitigen Reichstagsgesandten und Stimmberechtigten am 26. 
Februar von Regensburg aus anhero erlassenes Schreiben verlesen, in dem die Anzeige 
gemacht wird, daß der Friede zwischen Ihrer Majestät und der Republik Frankreich abge-
schlossen worden sei. Da hierüber von allerhöchst K.K. Majestät wegen Ratifikation und Un-
terschrift ein Reichsgutachten gefordert wird, so verlangt der Herr Stimmführer eine schrift-
liche Instruktion. 

 

198.                  den 5. März 1801. 

Heute wurde das am 2.d. M. geführte Ratsprotokoll wegen Verkaufung der Weiherteile und 
Allmenden per absoluter Mehrheit aus erheblichen Ursachen kassiert. Hingegen solle die 
jährliche Abgabe mit 6 Gulden auf den Weiherteilen und Allmenden liegen bleiben. 

 

199.                                    den 21. März 1801. 

wurde beschlossen , man solle sobald als möglich einen Platz aufteilen, wovon denjenigen 
Bürgern die noch keinen Krautteil haben ein solcher an- und zugereicht werden solle. Als 
wonach sodann von der Bürgerschaft keine Vorwürfe mehr zu erwarten sein sollen. 

 

200.                                   den 23. April 1801 

mittags nach 12 Uhr. Dem alten Herkommen gemäß wurde heute das Amtsbürgermeister-
amt ausgewechselt. Es übergab der Amtsbürgermeister Martin Käser die Insignien dem Bür-
germeister Gregor Bohner 

mit der Äußerung: Er bedanke sich seines Amtes, man solle an seiner statt einen anderen 
Bürgermeister wählen. Er seinerseits wolle indessen noch  8 oder mehrere Tage, doch nicht 
länger bleiben, bis wiederum ein anderer Bürgermeister gewählet seie. 

Desgleichen bedankte sich ebenfalls auch Stadtammann Karl Baur seines Amtes mit dem 
Beisatz, man solle einen anderen  Stadtammann wählen. Es seie dahier keine Ehre weder bei 
den Juden noch beiden Christen zu erlangen. Und sonderheitlich seie der Ausschuß da, der 
dem Magistrat nur leger vorschreiben wolle. Er glaube, er habe bisher seine Schuldigkeit 
getan. 

Ingleichen bedankte sich der Kassier Michael Odermatt seines Amtes. Man solle für seinen 
Namen einen anderen aufstellen. Seine Anlagsrechnung wolle er in Zukunft noch stellen. 

Auf die gleiche Art bedankte sich auch der Unterstadtrechner Johann Wachter seines Amtes, 
und nicht weniger der Umgelder Paul Schaib. Man solle auch für ihn einen anderen Mann 
aufstellen. Er wolle noch 8 Tage oder mehr bleiben, als er nicht einmal einen Sud Bier von 
den Wirten wisse, vielweniger noch wieviel Süd Bier ein jeder Wirt getan habe. 

Alle diese 5 Herren gingen hierauf in den Abstand. Auf ihre Erklärungen erfolgte der  

 

Ratsschluß: Der Kassier wäre also entlassen. Die Übrigen aber sollen solange bleiben, bis 
andere in den Rat gewählt  seien. Diese soll in längstens 4 Wochen geschehen. 
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201 .                             den 30. April 1801. 

Da nach dem Vorstehenden sich einige Herren ihrer Ämter bedankt hatten, so wurde zur 
Wiederbesetzung der Ämter geschritten. 

Stadtammann Baur bittet sich noch bis morgen Bedenkzeit aus. 

Zum 2. Stadtrechner wurde an Stelle von Johann Wachter Fidel Widmann aufgestellt. 

Zum Kassier wurde an Stelle von Michael Odermatt Matthäus Gebhard gewählt. 

In den großen Rat wurde an Stelle von Johann Görg  Fritzenschaft Xaver Bühler berufen. 

Der Umgelder Paul Schaib bleibt nach seiner neuerlichen  Äußerung noch in seinem Amte. 

Der neue Kassier Matthäus Gebhard wird auch als Torfstichmeister aufgestellt, um das Torf-
stechen in Ordnung zu halten. 

 

202.                den 30. April 1801. 

Da sowohl bei dem Bürgermeisteramt als auch beim Stabamt schon vor einiger Zeit von der 
verrückten Elisabteha Strieglerin die Anzeige beschehen und wider ihre Tochter und ihren 
Tochtermann Xaver Häfele die Klage erhoben worden ist, und auch mit dem blutenden Kopf 
und Gesicht verwiesen wurde, daß die Beklagten dieselbe mit Schlägen entsetzlich mißhan-
delt haben, so daß Bürgermeister Bohner als Chirurgus und auch der Stadtammann diese 
Mißhandlung als äußerst strafbar erfunden, 

so wurden heute beide Beklagte vor den Rat berufen und ihnen ihr Vergehen vorgehalten. 

Diese stellen zwar ihr Vergehen nicht in Abrede, bringen aber zu ihrer Rechtfertigung vor, es 
habe die Mutter und Schwiegermutter die Johanna Häfelin zuerst geschlagen. Da diese nun 
sein Weib sei, habe sie hiezu kein Recht mehr. Indessen seie es ihm leid davor, es seie aber 
dieser Schlaghandel aus anderen Verdrießlichkeiten hergekommen. 

Ratsbescheid: Ob zwar beide Teile durch ihr gräßliches Vergehen noch zu größter Gnade 
Zuchthaus verdient hatten, so wolle doch der Magistrat in dem Betracht, daß die Johanna 
Häfelin wirklich schwanger gehe darüber hinwegsehen. Denselben wird aber der Auftrag 
gemacht, daß sie vordersamst das was sie der Mutter und Schwiegermutter schuldig sind 
bezahlen. Weiteres bleibe der Johanna Häfelin wegen ihres derzeitigen Zustandes vorbe-
halten. Der Xaver Häfele seie aber hiemit zu 25 Stochstreichen erkannt. 

Xaver Häfele bittet hierauf man möchte die erkannte Zuchthausstrafe in eine andere Strafe 
umgestalten, gestalten sein Weib und seine Kinder darunter notleiden müßten. 

Nachbescheid: Häfele solle zu seiner wohlverdienten Strafe in dem Stadtwalde Tiergarten 
unentgeldlich für die hiesige Stadt 6 Klafter Holz machen. 

Häfele bittet hierauf, man möchte auch seinem Weibe die Strafe in Gnaden nachsehen. 

Weterer Bescheid: Wenn sich die Johanna Häfelin in dem Betragen gegen ihre Mutter wohl 
einstellen und sich künftig nicht wider das Gebot Gottes gegen die Eltern verhalten werde, 
so werde der Magistrat wissen und sein Weib nach Gestalt der Umstände behandeln. 

 

203.        den 15. Mai 1801. 

Nachdem der Stadtrechner Sorg am 26. Mai 1800 von der sämtlichen Bürgerschaft und dem 
Magistrat wiederum als Ratsglied und Stadtrechner gewählet und erkannt worden ist, so ist 
das in der ehemaligen Sache des Hausmeisters Reuter wider ihn ergangene Urtel vom 
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20.Oktober 1797 kassiert, aufgehoben und so ausgestrichen worden, wie das demselben 
heute nachgetragene Ratsprotokoll die Weisung gibt. 

 

204. 

Nachdem das Stadtammannamt nun doch in in Erledigung gekommen ist, so wurde dies dem 
Anton Sorg mit der Auflage anvertraut, daß er zugleich die Stadtrechnerei als Oberstadtrech-
ner fortführe. 

Es ist ihm hiezu allseits gratuliert worden. 

 

205.           den 12. Juni 1801. 

Da bei den Handwerkerzünftigen in der Krone ein Obmann fehlet, so wurde hiezu der Unter-
stadtrechner Fidel Widmann ernannt. 

 

206.          den 10. Juli 1801. 

Da in dem bisher noch mit dem Stifte in Wien anhängigen Reichshofratsprozesse betreffend 
die Verträge von 1787 und 1788 durch den Reichshofratsagenten Hansely ein Reichshofrät-
liches Conclusum vom 26. Juni eingelaufen ist, daß nunmehr 1. die Sache für beschlossen an-
genommen ist, und 2. die  Akta urteliert werden, 

so wurde der Antrag gemacht, daß nachmittags die Verlesung sämtlicher Akten nachgetra-
gen werde, weil der jetzige Magistrat die Information nicht hat, um dem Agenten sowohl die 
magistratliche als die vom Großteil der Bürgerschaft erforderliche Entschließung mitteilen zu 
können, ob man sich mit dem Stifte vergleichen, oder das Reichshofrätliche Urtel von aller-
höchsten Orten her abwarten wolle. 

 

207.             den 13. Juli 1801 

wurde die Rechnungsprüfung von 1800 vorgelegt. Es wurden dabei folgende Schlüße 
abgefaßt: 

Zu Punkt 1  Wegen der Kriegsrechnung soll Matthias Kramer ersetzen                    4 fl        6 kr                                     

Zu Punkt 2  Desgleichen Martin Maucher                                                                        1 “         - “ 

Zu Punkt 3  wurden aus dem Konto Nr.: 262 nur 4 fl 44 kr angesetzt, die                                            
anderen sollen die ersetzen, die sie verzehrt haben.                                                     5 “        49 “ 

Zu Punkt 5 Sebastian Hummler u. Josef Stöckel sollen die Zehrung ersetzen           -   “       24 “ 

Zu Punkt 7 Anton Tröscher soll von Rats wegen ersetzen                                             1 “       24 “ 

                   und an zuviel bezogener Besoldung zurückzahlen                                      7 “       30 “ 

Zu Punkt 11 Der Ratsdiener soll das haben was ihm gehört und mehr nicht           

Zu Punkt 15 Anton Stöhr soll ersetzen                                                                             -  “        50  “ 

 

208.    den  10. März 1802. 

Die dem Anton Tröscher in allem angesetzten 10 Gulden 46 Kreuzer Ersatz werden von Rats 
wegen auf 1 Gulden 24 Kreuzer zurückgesetzt. 
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209.     den 15. Juli 1801. 

Bei der heutigen Extratagung hat Josef Striegel das Amt des Feuerspritzenmeister heimge-
schlagen. 

An dessen Stelle wurde von Magistrats wegen der Ratsfreund Paul Schaib aufgestellt. 

 

210.     den  28. Juli 1801. 

Da es der Reichshofgerichtlichen und täglich nun eintretenden unaufschiebbaren 
Kriegsgeschäfte halber nicht ehender bestehen können,  

so wurde heute der Magistrat wiederum ergänzt und die schon zweimal erledigten Stellen 
mit nachfolgend genannten Gliedern ersetzt, und zwar wurden 

zum 2. Bürgermeister                                                       Anton Sorg 

zum Stadtamann                                                                Matthäus Gebhard 

zum Kassier                                                                         Johann Rösch                und 

zum Baumeister                                                                 Paul Schaib   ernannt u. eingesetzt. 

Als Ratsherren sind angestellt: 

Als Umgelder                                                                       Mathias Ritz 

als  1. Fleischschauer                                                          Michael Ahler 

als  2. Fleischschauer                                                          Xaver Metzler. 

 

211.          den  6. August 1801. 

Da der am 28. Juli aufgestellte Ratsfreund Johann Rösch sich dahin geäußert hatte, daß er als 
Kassier nicht auf das Rathaus gehen werde,  

so wurde selber dessen unverachtet heute vor Rat berufen, und ihm der Zuspruch gemacht, 
daß er auf dem für den Kassier bestimmten Platz Platz nehmen solle. Er entschlug aber diese 
Stelle zu wiederholten malen auch vor Rat und ging hierauf ab dem Rathause nach Hause. 

 

212.                              den 12. August 1801. 

Extratagung, auch im Beisein der bürgerlichen Deputierten. Da bisher der ganze Magistrat 
wegen der wechselseitigen Ein- und Austritte nicht vollständig hat ergänzt werden können, 
auch einige gewählt wurden, die ihre Stellen nicht angenommen haben, 

so wurden die noch ledigen Ämter mit den nachfolgend genannten Personen ersetzt: 

das Stadtammannamt mit dem Ratsfreund                  Matthäus Gebhard 

das Baumeisteramt        “      “        “                                Paul Schaib. 

das Kassieramt mit                                                             Xaver Bühler 

das Umgeldamt mit                                                            Mathias Ritz        und  

das Fleischschaueramt mit                                                Vinzenz Hepp. 

Als bürgerliche Deputierten werden aufgestellt: 

Gregor Schilling                                                                                 zugleich Brotschauer 

Anton Schappeler 

Klemens Schwarzkopf                                                                      zugleich Brotschauer 
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Josef Scholter                                                                                    zugleich Bootsmeister. 

 

213. 

Es hat auch Bürgermeister Sorg wider den ehemaligen Ratsfreund und Uhrenmacher 
Mathias Kramer die Klage erhoben, weil dieser vor öffentlicher Zunft erkläret habe, er, Sorg, 
seie zu einem obrigkeitlichen Amte unfähig. Er bitte unter Bezug auf das Ratsprotokoll vom 
26. Mai 1800, vermöge dessen er vom sämtlichen Magistrat, den 4 bürgerlichen Deputierten 
und auch von dem Bürgerausschuß feierlich als Stadtrechner aufgestellt, mithin zu allen Äm-
tern als fähig erkannt worden seie um öffentliche Genugtuung und Satisfaktion, weil der Be-
klagte genugsam hievon Wissenschaft habe, ihm also wegen den längst aufgehobenen Sa-
chen gemachten Vorwürfen vor öffentlicher Zunft an seiner Ehre geschadet habe. 

Der Beklagte stellt zwar nicht in Abrede so was geredet zu haben, doch habe er nicht belei-
digend geredet. 

Ratsbescheid: Der Beklagte seie hiemit zu seiner wohlverdienten Strafe auf 24 Stunden in 
den bürgerlichen Gehorsam erkannt. Dann solle derselbe dem Bürgermeister Anton Sorg vor 
öffentlicher Zunft einen Widerruf und Abbitte tun. 

 

214.                   den 17. September 1801. 

In der heutigen Ratsversammlung wurden vordersamst verschiedene Schreiben verlesen, die 
von Regensburg in Betreff der Entschädigung an die Fürsten und der Säkularisation halber 
eingegangen sind. 

 

 

215.                               den 12. November 1801. 

übergibt Lukas Buchhauser ein Militärauslagskonto von den Kaiserlichen Conde´r und Fran-
zosen aus den Jahren 1796 bis 1800, vermöge dessen er noch eine Forderung von 190 Gul-
den 55 Kreuzer mache und bittet, daß man ihm was billig und recht sei zuspreche. 

Ratsbescheid: Es habe bei dem was der alte Magistrat über diesen Konto schon vor 2 Jahren 
erkannt sein Verbleiben und der Magistrat bleibe hierauf besehen. Es wäre damals dem 
Buchhauser versprochen worden, man wolle diesen Konto bezahlen. 

 

217.                  den 10. Dezember 1801. 

Da der Unterstadtrechner Fidel Widmann schon am 5. d. M. sein Amt freiwillig abgetreten 
hat, dann der Stadtammann Matthäus Gebhard, sowie auch Vinzenz Hepp ihre Ämter quit-
tieret haben, 

so wurden schon am 5. d. M. der Kronenwirt Xaver Metzler als Stadtammann dann der Jo-
hann Sandmaier als Unterstadtrechner, und der Valentin Blöd als Fleishschauer in den inne-
ren Rat aufgestellt. 

Da auch 2 bürgerliche Deputierte abgingen und fallen so wurden Xaver Baur und Mattäus 
Munding hiezu verwählet. 

Es wird nun darum zu tun sein, daß diesen ihre Instruktionen verlesen und sie verpflichtet 
werden. 
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218. 

Es wurde auch die zwischen der Jungfrau Margaretha Sorgin und dem Kölestin Baumeister 
errichtete Heiratsabrede verlesen und ratifiziert. 

 

219.  

Da auch Vinzenz Hepp sein Kriegssteueramt heimgefallen hat, so wurde an dessen Stelle 
Valentin Blöd aufgestellt. 

 

220.          den 4. Februar 1802. 

Es klagt die Witwe des Benedikt Locher, die Juliana Locherin und ihre Stieftochter Elisabeth 
Locherin mittels Vorlegung einer Handschrift von 2. Februar wider die verstorbene Katharina 
Locherin geborene Buchhauserin und ihren Ehemann Vinzenz Locher um die diesen beiden 
baren 50 Gulden.  

Sie bitten, man möchte selben zur Rückzahlung umsomehr anhalten, als die verstorbene 
Katharina Locherin diese Handschrift selbst geschrieben habe und um die 50 Gulden kannt-
lich seie. 

Lukas Buchhauser und dessen älteste Tochter Theresia Buchhauserin widersprechen dieser 
Schuld mit Vorlage einer anderen Schrift, welche die wahre Schrift der Katharina Locherin 
sei, nicht aber jene, die die Klägerin vorgewiesen. Diesem setzten sie bei, das Begehren sei 
nicht richtig, sondern ungerecht. Sie fordern von den Klagenden den Beweis durch Zeugen. 

Hiernach wurden beide Schriften gegen einander gehalten. 

Mittlerweile war aber zu vernehmen, daß die Katharina Weberin wissen solle, daß Vinzenz 
Locher und dessen Weib Katharina Locherin diese 50 Gulden verzinset haben, so wurde 
solche hiewegen vorberufen. 

Diese sagte aus: Es seie im Vorjahre 1801 gewesen, sie wisse nicht mehr gewiß in der Woche 
vor oder nach Martini, daß sie damals mit der Strickenden in des Konrad Böcken Haus gewe-
sen sei, wohin auch die Katharina Locher geborene Buchhauser gekommen wäre. Als die-
selbe nun eine Zeit dort gewesen sei hätte die Katharina Buchhauser selig zu der Johanna 
Locherin gesagt, es ist just recht, ich will dir itzo den Zins geben, indem ich grad itzo damit 
versehen bin. Sie hätte hierauf derselben 2 Gulden bares Geld auf den Tisch gelegt, welches 
die Johanna Locherin auch für sich und als das ihrige zu sich genommen habe. 

Damit endete sie ihre Aussage. Nachdem sie diese nochmals bestätigt hatte, wurde sie in 
den Abstand entlassen. 

Bei so obwaltenden Umständen, und da beide gegen einander vorgelegten Handschriften 
den wahrscheinlichsten Beweis machen, daß solche von der Katharina Locherin selig eigener 
Hand geschrieben seien, zumalen die Vinzenz Locherische Schrift selbst saget, und dessen 
Ehegattin Katharina Locherin geborene Buchhauserin solches namentlich unterschrieben 
hat, von der Johanna Locherin ihr väterliches Vermögnis zu sich genommen, so wurde den 
Parteien der 

Ratsbescheid: Der Magistrat findet, daß der vorgekommenen Umständen nach die Schuld 
von 50 Gulden richtig, mithin auch die Beklagten, da sie solche schon verzinset und dadurch 
die Schuld als richtig anerkannt haben, verbunden seien, den wieder verfallenen Zins davon 
zu entrichten und auch seiner Zeit die geständigen 50 Gulden zurückzuzahlen, es wäre dann, 
daß die Beklagten mit einem besseren Gegenbeweis aufkämen. 
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Anmerkung. Wenn schon an anderer Stelle (s. Seite xxx Nr. 139)davon die Rede 
ist, daß der Lukas Buchhauser in seinem Leben vieles durchmachen mußte so 
war der frühe Tod seiner jung verheirateten Tochter für ihn ein weiteres bitteres 
Leid. Wenn daneben die beiden oben genannten Handschriften keine endgültige 
Klärung über die umstrittenen 50 Gulden gebracht haben, so fehlte darinnen 
wohl die Datumsangabe. Es wird kaum anzunehmen sein, daß deren Abstreitung 
aus Böswilligkeit erfolgte. 

 

221.          den 18. Februar 1802.  

wurde der  der am 4. d. M. zwischen Juliana Locherin und dem Lukas Buchhhauser wegen 
der schuldigen 50 Gulden abgefaßten  Ratsbescheid beiden Teilen erneut publiziert und be-
kräftigt, dem Buchhauser der wiederholte Auftrag gemacht, solchem ohne weiteres nachzu-
kommen, weil keine besserer Gegenbeweis  beigebracht wurde. 

 

222.         den 22. Februar 1802. 

wurde vom Magistrat dem Klemens Schwarzkopf  eine Extrabelohnung mit 4 Gulden bewil-
ligt, weil er als bürgerlicher Deputierter ein ganzes Jahr lang allen Hauptratssitzungen bei-
gewohnt hatte. 

223.            den 22. Februar 1802. 

Extra- Ratssitzung im Beisein der 4 bürgerlichen Deputierten. Weil sowohl die Stadt- als auch 
die Anlagsrechnungen pro 1801 gestellt sind, so wurde heute zur Aufstellung der Revisoren 
geschritten. Hiezu sind aus dem inneren Rat Mathias Ritz und Valentin Blöd ernannt worden. 

 Eine Wahl der bürgerlichen Revisoren war nicht zu Stande gekommen. Stadtammann Metz-
ler berichtet hiezu, es wären nur sehr wenige Bürger erschienen und diese hätten geäußert, 
die Wahl der Revisoren von Seite der Bürgerschaft sei eine wichtige Sache, wozu alle Bürger 
gehören. Die Erschienenen täten also keine bürgerlichen Revisoren ernennen, bis alle Bürger 
erschienen wären. 

Der Stadtammann brachte hierauf in Vorschlag, man solle demnach die ganze Bürgerschaft 
bei Strafe zur Aufstellung der bürgerlichen Revisoren aufbieten lassen. 

Die bürgerlichen Deputierten bitten hierauf im Namen der Bürgerschaft, der Magistrat 
möchte zur Ausweichung von Verdrießlichkeiten unter ihnen die Bürgerschaft für dermalen 
nocheinmal und ohne Strafandrohung und zwar zur Machung der bürgerlichen Revisoren 
umbieten lassen. 

Ratsentschließung: Allein in Ansuchung der von den bürgerlichen Deputierten eingelagerten 
Bitte solle der von der Bürgerschaft bezeugte Ungehorsam und von derselben verdienten 
Abstrafung für dermalen übersehen,  

und nochmals auf der Stelle zur Aufstellung der bürgerlichen Revisoren umgeboten werden. 

 

224. 

Von den nun erschienen Bürgern wurden mit der Mehrheit der Stimmen als bürgerliche 
Revisoren aufgestellt: 

Franz Lehenherr und Karl Baur. 

Es wurden alle diese nach der Vorschrift der kaiserlichen Verordnung in die Pflichten genom-
men, und zwar mit dem Handgelübte, da diese ohnehin schon aufgeschworen haben. 



95 
 

 

225.        den 25. Februar 1802. 

Wie alljährlich wurde am Gumpigen Donnerstag Extra- Ratssitzung gehalten und dabei das 
Viehhirten verliehen. 

Die große Herde wurde dem Fidel Erzinger mit der Bedingnis gegeben, daß er noch jemand 
zu sich nehmen, und mit dem Gehalte, daß er jährlich 36 Kreuzer von dem Stück beziehe. 

Die Ochsenherde erhielt der vorjährige Hirt Görg Ziegler. 

Die Roßherde soll wie gewöhnlich Anton Straub hirten. 

Schweine, Schafe und Gänse sollen von den Eigentümern besorgt werden. 

Anmerkung: Demnach war erst und nur für die Schweine die Stallfütterung ein-
geführt worden. Worauf auch das zunehmende Eicheln schlagen hinweist. 

 

226.                                          den 9. März 1802. 

 Da die Stadt- und Anlagsrechnungen für 1801 revidiert worden sind, so wurden dieselben in 
der heutigen Extra- Ratssitzung im Beisein der 4 bürgerlichen Deputierten und des sämt-
lichen Revisionskollegiums liquidiert.   

Hiebei äußerten die Revisoren Karl Baur und Franz Lehenherr, es wäre erst für heuer von 
den Bürgern der Anton Rehmann jung als Revisor aufgestellt worden. Dieser habe dies aber 
unter dem Vorgeben nicht angenommen, weil man ihm im Protokoll versichert habe, daß er 
künftig davon entbunden sei, weil er schon Revisor gewesen wäre. Sie bitten also, man 
möchte ihnen ein Gleiches protokolliter versichern, oder das dem Rehmann vorgeblich 
gemachte Protokoll kassieren und aufheben. 

Ratsentschließung: Es bleibe bei dem, daß wer von den Bürgern als bürgerlicher Revisor 
aufgestellt werde, so müsse derselbe auch Revisor sein, möge er heißen wie er wolle. Als 
wogegen der Magistrat weder handeln könne noch werde. Der Magistrat wisse auch nichts 
um ein solches Protokoll auf das sich der Rehmann bezogen habe. Wenn die Bürger jemand 
als Revisor wählen, so habe es dabei sein Bewenden.  

 

Anmerkung. Der Metzger Rehmann hatte also seiner Art gemäß seine Mitbürger 
überlistet. 

 

227. 

Da der Kassier Xaver Bühler so erkrankt ist, daß er der Rechnungsliquidation nicht hat bei-
wohnen können und auch hat sagen lassen, daß er vor Verlauf von 14 Tagen schwerlich auf 
das Rathaus werde kommen können, 

so wurde die Besorgung und Einzug der Anlagen einstweilendem Bürgermeister Bohner 
übertragen. 

 

228.       den 11. März 1802. 

Es klagen die hiesigen Metzger Johann Sandmaier und Franz Josef Blaser wider ihren Mitmei-
ster Michael Odermatt aus dem Grunde, weil dieser sein Haus mit der darauf haftenden 
Metziggerechtigkeit an seinen ältesten Sohn Melchior Odermatt übergeben und abgetreten 
habe, so hätten sie daher nimmer erwarten sollen, daß der Beklagte ein anderes Haus 
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aufbauen werde und darinnen eigenmächtig eine Metzig oder ein Metzigrecht einzuführen 
berechtigt sein sollte, oder ihm einfallen könnte so etwas zu unternehmen. Und zwar auch 
umsoweniger, als man sie, die Kläger, so genau an die Kastenordnung binden wolle. 

Der vorberufene Beklagte Michael Odermatt wendet hiegegen ein, es wäre dieses Ansinnen 
gegen alles hiesige Herkommen und von ihm noch niemals erhöret worden, daß ein eingebo-
rener Bürger jemals einem anderen eine solche Aufdringung gemacht habe. Es wäre allhier 
und im Besonderen bei den mehresten Handwerkern durchgehends Werkstätten und Ge-
werbstätten herkömmlich errichtet und hergestellt worden. Er zumal behaupte als ein alt 
erlebter Meister, daß er so lange er lebe für sich und seinen noch bei sich habenden Sohn 
Konrad Odermatt das Metzigrecht wie immer zu gebrauchen behaupte, und sich ein solches 
von niemand, wer es auch wäre, weder strittig machen, noch anfechten lassen werde. 

Er bitte daher, daß ihn der Magistrat von der wider ihn angestellten Klage nicht nur loszähle, 
sondern auch die Kläger mit ihrer unstatthaften Klage ab- und zur Ruhe weisen werden. 

Die Kläger bitten dagegen, man wolle dem Beklagten seine unbefugte Werkstatt niederlegen 
und abstellen, und zwar vermöge der oben angegebenen Ursachen. 

Ratsentschließung: Es seie diese Sache zur Zeit eingestellt. Indessen werde der Magistrat sich 
in Biberach auf Kosten der beiden Parteien bei den dortigen einschlagenden Behörden infor-
mieren, um den beiden streitenden Parteien darnach sachschaffenden Bescheid erteilen zu 
können.44 

 

229.             den 26. März 1802. 

Wie es vorgeschrieben ist wurde heute wiederum nach 14 Tagen der gewöhnliche Ratstag 
gehalten .Es wurden hiebei verschiedene neuere Schreiben in Betreff der anhängigen 
Rechtssache wider das Stift und die Verträge von 1787 und 1788 verlesen. Ebenso die damit 
angeschlossenen kaiserlichen Reichshofrats- Conclusen vom 28. Januar, 15. und 23. Februar 
1802. 

 

230. 

Es haben sich zwischen dem Baumeister Paul Schaib und dem Johann Rösch wegen einer von 
dem Fidel Widmann unbefugterweise aus dem Walde Tiergarten abgeführten Eiche unge-
gründete Schimpfungen ergeben. 

 Da nun der Johann Rösch ohnehin die Erklärung gemacht hat, daß er den Paul Schaib unge-
gründet geschimpfet habe, daher eine solche zurücknehme und den Paul Schaib als einen 
ehrenhaften Mann erkenne, so wurde 

beschlossen:  Daß beide Teile im Frieden nach Hause entlassen seien. 

Der Fidel Widmann aber solle nächstens über seinen begangenen  Frevel wegen dem uner-
laubten Abführen einer Eiche gestraft werden.  

Als womit die ganze Sache abgetan sein solle.45
 

 

44.) Dieser erfolgte nicht mehr. 

45.) Sie war es scheinbar auch. Denn die Protokolle vermelden nichts von einer Bestrafung des ehemaligen 
Ratsgliedes. 
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231.           den 8. April 1802. 

Es bittet der Ratsdiener Josef Stöckel, daß ihm, nachdem er die Rocklivre, bestehend in 
einem gelbtuchenen Rock mit schrägen Knöpfen und Aufschlägen nun schon 12 Jahre getra-
gen, mitfolglich die Zeit wäre, daß er wiederum wie gewöhnlich eine neue Livre nötig habe, 
ein blauer Rock angeschafft werde. Dann wolle man ihm für den gelben Rock das Geld mit 15 
Gulden zukommen lassen.  

Ratsentschluß: Der blaue Rock seie ihm in natura verwilligt. Dann wolle man ihm für die 
gelbe Livre 15 Gulden an Geld geben. 

 

232.             den 3. Juni 1802. 

Nachdem schon bei der letzten Ratstagung der Stadtammann Metzler sein Amt anheimge-
geben und resigniert hat, so wurde heute zu diesem wichtigen Amt welches in Sachen des 
gemeinen Wesens, mit Trieb und Tratt, Wunn und Waid, in bürgerlichen Angelegenheiten 
und in Schuldsachen die erste Instanz ist, verwählet und aufgestellt:  

                                                             Xaver Bühler. 

 

233. 

Da hiedurch auch das Kassieramt in Erledigung kam so wurde hiezu 

                                                           Valentin Blöd           ernannt und aufgestellt. 

 

 

234.                 den 18. Juni 1802.  

Heute wurde ein von dem Oberamt des Reichsgotteshauses Schussenried anhero erlassenes 
Schreiben die Ausbesserung des dies- und jenseitigen Weges nach Schussenried betreffend 
verlesen und 

beschlossen: daß eine Deputation nach Schussenried abgeordnet werde, um sich auch we-
gen dem dazu nötigen Kies besprechen zu können. 

Hiezu wurden                          Bürgermeister Sorg                      und 

                                                   Stadtammann Bühler                 ernennet. 

 

Anmerkung. Es ist ein beredtes Zeugniß für die Tüchtigkeit dieser beiden 
Schneidermeister, daß ihnen die höchsten reichsstädtischen Ämter anvertraut 
worden waren. 

 

235.         den 18. Juni 1802. 

Es klagt Bürgermeister Sorg wider den hiesigen Rabiner Wolf wegen dem noch rückständigen 
3 Gulden Fuhrlohn, weil sich derselbe über den Akkord hinaus habe weiter fahren lassen. Er 
hatte sich nämlich noch von Illeraichen bis Krumbach fahren lassen, wo doch der Akkord nur 
bis Illeraichen gelautet. 

Ob nun zwar der Beklagte überwiesen war, daß er weiter als der Akkord lautete gefahren 
war, mithin schon dazu verfällt war hiefür dem Kläger 2 Gulden 30 Kreuzer zu bezahlen, so 



98 
 

hat sich doch Bürgermeister Sorg in Güte mit dem Beklagten gegen den baren und sofortigen 
Erlag von 1 Gulden 44 Kreuzer abgefunden. 

236. 

Es hat sich Michael Hummler in einer von ihm unterschriebenen Schrift mit schimpflichen 
Ausdrücken wider den Bürgermeister Sorg vergangen. Es wurde dessenwegen  

erkennet: Daß er dem Bürgermeister Sorg eine Abbitte tue, und 2 Stunden im Arrest zu ver-
bleiben habe. 

237. 

Es bittet der ehemalige Ratsfreund Xaver Metzler, man möchte ihm von demjenigen Holz, 
das von dem vorgehabten Bräuhausbau des Valentin Blöd herrühre und er im Vorjahre von 
dem Magistrat gekauft habe einen Nachlaß von 4 Gulden tun. 

Ratsentschließung: Es seie ein Nachlaß von 4 Gulden gestattet. 

 

238.                den 1. Juli 1802. 

Heute wurden verschiedene Schreiben von Regensburg verlesen, und auch von Wien wegen 
dem dort mit dem Stifte anhängigen Prozeß. 

 

239.            den 14. Juli 1802. 

Da der Ratsdiener Josef Stöckel den bisher demselben gemachten Vorhalten und Ermahnun-
gen unerachtet sich stets mit Branntweintrinken dergestalten übersehen hat, daß er seinen 
Dienste sehr nachlässig und strafbar versehen, 

so wurde für dermalen zu seiner künftigen Besserung wider ihn erkennet, daß er bis auf den 
Abend in dem bürgerlichen Gehorsam verbleiben soll. 

Im Wiederholungsfalle solle er seines Dienstes entlassen werden. 

 

240.     den    16. Juli 1802. 

Extra- Ratstagung im Beisein der bürgerlichen Deputierten Gregor Schilling, Anton Schap-
peler und Matthäus Munding, aber in Abwesenheit des Xaver Baur. 

Der derzeitige Amtsbürgermeister Gregor Bohner berichtet, daß er die heutige Extragung 
darum hätte ansetzen müssen, weil am abgewichenen Samstag ihm von dem hiesigen 
Reichshofagenten von Zelling in Wien in Sachen des bisher obwaltenden Prozeße wider das 
Stift, die Verträge von 1787 und 1788 betreffend die traurige Nachricht eingekommen wäre 
daß der Prozeß verloren sei. 

Es wäre also nötig, daß man sowohl diesen Brief als auch die demselben angeschlossene Kai-
serliche Entschließung verlesen, und sich sofort hiernach miteinander bespreche, wie und 
auf welche  Art man sich in dieser Sache mit dem Stifte zu benehmen und abfindig machen 
könnte oder dürfte.  

Wie nun dieses solle, so laute das jüngste Wiener Konklusium also: 

                                                                        Martis 6. Juli 1802                                                                                                            

                                     Zu Buchau Magistrat und größter Teil der Bürgerschaft  

                                           wider die Frau Fürstin und Äbtissin dasselbst 

                                            die Verträge von 1787 und 1788 betreffend.  
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Absolvitus Relation 

et Conclusum 

Fiat Sententia absolutoria cum Condemnatione 

pertis enipetrantis Expenhas 

gez. Johann Niklas von Schrobenhausen. 

Das heißt auf deutsch 

 

( Das Urteil selbst ist im Manuskript mit Bleistift eingetragen, die angekündigte Übersetzung 
fehlt. K.S.) 

 

 

Auf diese traurige Nachricht hin wurde sowohl von Seite des Magistrates als auch der bür-
gerlichen Deputierten einmütig 

beschlossen: Sowohl alle Ratsglieder als auch die anwesenden 3 bürgerlichen Deputierten 
sollen sich sofort in das Stift und dort in die Kanzlei begeben, sich dort mit Anstand nach 
dem nun erhaltenen Concluso benehmen und sofort den Antrag machen, wie man sich 
darum in dieser Sache mit dem Stifte in Art und Ordnung betragen könne. 

 

Anmerkung. Damit war nach 10 jährigem Bemühen und 6 jähriger Dauer der 
große Prozeßum die Aufhebung der Weide-  Torfstich- und angebahnter Mar-
kungsteilung gerade zu jener Zeit zu Ende gegangen in der sich in dem noch 
betrüblicheren Ringen der fürstlichen Häuser um die Entschädigungen und 
Säkularisierung von Reichs- und Klostergüter zu Regensburg die letzten Ent-
scheidungen häuften, nach denen es neben allem anderen in Bälde weder ein 
Adliges Damenstift Buchau noch eine Reichsstadt Buchau nicht mehr geben 
werde. Ehe 6 Wochen vergingen war es soweit und die Frage, wie sich Stadt und 
Stiftgegeneinander zu benehmen haben war auf die radikalste Art gelöst und aus 
der Welt geschafft worden. 

Einstweilen aber waltete der Magistrat seines Amtes weiter. 

 

241.          den 29. Juli 1802. 

Es klagen die hiesigen Chirurgius Konrad Böck und Anton Reiser wider ihren Mitbürger und 
bürgerlichen Deputierten Anton Schappeler allhier, weil dieser ihnen in ihre Heilkunst den 
verschiedenen Artikeln zuwider, auch unerachtet derselbe schon vorher gewarnt worden sei 
eingreife, indem er sogar hier in den Häusern herum gehe, auch Leute zu ihm kommen, 
welchen er mit verschiedenen den Barbierern zuständigen Geschäften eingegriffen habe. 

Sie bitten daher, der Magistrat wolle hiewegen obrigkeitliche Abhilfe schaffen. 

Der Beklagte äußert sich dahin, er seinerseits finde nicht, daß er den Barbierern einigen Ein-
griff in ihre Zuständigkeiten gemacht habe, indem er den Leuten nichts gebe, was den Klä-
gern einen Abtrag täte. Er helfe nur da und dort, und so etwas dürfe ein jeder seinem Ne-
benmenschen zu lieb unternehmen und Hilfe leisten. Dies umsomehr, weil die Barbierer kein 
Handwerk, sondern eine Freikunst haben. Also begreife er nicht, wie die Kläger ihn hierinfalls 
vor dem Rat beklagen mögen. 
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Ratsbescheid: Was die Hilfe betreffe, welche wegen großer Schmerzen jedem damit Behaf-
teten eine schnelle Hilfe mit wenig Kösten bringe, so wäre das dem Beklagten gestattet. Alle 
übrigen Zustände aber, welche unmittelbar in die Chirurgie anschließen, davor hätte sich der 
beklagte Schappeler ohne weiteres zu enthalten. 

Hierauf erklären die Kläger, es wäre ein für allemal von Seiten des Schappelers eine Pfusche-
rei. Sie hoffen, der Magistrat werde ihm auch die Kurierung ohne Signatur einsellen und sie, 
die Chirurgus in ihrer Gerechtsame unterstützen. 

Schappeler äußert sich von selbst, er werde sich um dieses auch nicht mehr annehmen. 

Nachbescheid: Es habe also hiebei sein Bewenden. 

 

242.                 den 12. August 1802 

Heute wurde ein Schreiben von dem Schwäbischen Kreisdirektorium und der Reichsstadt 
Ulm in Betreff eines Städtetages- Zusammentrittes auf den kommenden Montag den 16 d. 
M. wegen der Entschädigungssache verlesen und 

beschlossen: Daß dem Herrn Doktor Härlin in Ulm zugeschrieben werde, daß er die Stadt 
Buchau als ohnehin aufgestellter Stimmführer wie gewöhnlich vertrete. 

 

243.            den 2. September 1802. 

Heute wurde die am 25. August d. J. zu Regensburg von der besonders aufgestellten Reichs-
deputation gedruckte Kriegsentschädigungsdeklaration vor Rats verlesen, die von dem dies-
seitigen Herrn Reichstagsgesandten Liet. Codense eingeschickt worden war. Aus derselben 
wurde wahrgenommen, daß nun sowohl das Hochfürstliche Damenstift als auch die Reichs-
stadt Buchau als Kriegsentschädigung an das Hochfürstlich Thurn und Taxissche Haus von 
hohen Mächten aus übergegangen seie. 

Anmerkung. Trotzdem nun kein Zweifel mehr war, daß das Ende der Reichsstadt 
als solche besiegelt war, führte der Magistrat die Ämter dennoch weiter und 
bezahlte auch die vom Schwäbischen Kreise angeforderten Kriegsschulden. Nur 
eine Heiratsabrede zwischen dem Josef Striegel und der Kreszentia Rueßin 
genehmigte er nicht: „sie sei nach gegenwärtigen vorseienden Zeitumständen 
durchgehends bis auf weiteres eingestellt“. Es hatte aber auch der Vater der 
Hochzeiterin gegen diese Heirat protestiert, weil Beide voraussichtlich Bettel-
leute und mit Schulden übersetzt würden.46 

 

244.          den 2. September 1802. 

Heute wurde die zwischen dem hiesigen Bürger Johann Schuhmacher und der Maria Anna 
Gutmannin am 14. Februar 1778 errichtete Heiratsabrede aus der Ursache vor den Magistrat 
gebracht und verlesen, weil darinnen bei dem nun totkrank darniederliegen(den) Johann 
Schuhmacher eine Schuldforderung der Stadtrechnerei- und Anlagskasse mit 35 Gulden 17 
Kreuzer vorkommt, von der der Johann Schuhmacher behauptet, sie bezahlt zu haben, die 
aber annoch in der Rechnung bisher als ausständig und nicht bezahlt nachgeführt wird. 

Es erschien also der Stift Buchauische Lehenbauer Josef Schätzle von Kappel als der Bruder 
der verheirateten Klementia Schuhmacherin geborene Schätzle von Kappel. Weil der Johann  

 

46.) Über den Josef Striegel siehe Nr.:161   Seite xxx. Als Soldat kehrte er am 29. April 1801 aus dem Felde 
heim.  An Martini 1802 heiratete er dann. Um die 62 Gulden Heiratgut seiner Frau mußte er prozeßieren. 
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Schuhmacher sehr gefährlich erkrankt wäre und erklärt habe, daß er es mit in die Ewigkeit 
nehmen könne, daß er diesen Posten bezahlt habe, so bat dieser und seine Schwester, man 
möchte von Magistrats wegen diese Sache berichtigen. 

Da nun der Lukas Buchhauser hierinfalls eine bessere Auskunft und Wissenschaft haben 
sollte, so wurde dieser vorberufen. Dieser gibt die Auskunft dahin, der Johann Schuhmacher 
habe die zwei Posten zur Stadt- und Anlagskasse dem Bürgermeister Josef Walz selig, wo er 
just bei ihm war, mit 35 Gulden 17 Kreuzer bezahlt Wie es nun gekommen wäre, daß diese 
Posten nicht alsogleich ausgetan worden seien, das müsse nur aus Irrtum geschehen sein. 

Da nun aber auf dem Josef Walzischen Hause der Franziskus Maichel Besitzer ist, gegenwär-
tig aber nicht zu Hause und vereist ist, so solle demselben nach seiner erfolgten Heimkunft 
beditten werden, um diese Sache beenden zu können. 

 

245.              den 23. September 1802. 

wurde 1 Mannsmahd Spitalwiese, welche durch den Tod des Johann Schuhmacher in Erledi-
gung gekommen ist unter dem Vorbehalt der Genehmigung durch den Fürsten von Thurn 
und Taxis als dem nunmehrigen diesseitigen höchsten Territorialherren der hinterlassenen 
Witwe vom Magistrat zugesagt. 

Anmerkung. Obwohl in den Protokollen keinerlei Einträge über die provis-
orische und wirkliche Besitzergreifung durch das Fürstliche Haus Thurn und 
Taxis enthalten sind, so zeigt dieses und andere Protokolle, daß die Magi-
stratsglieder nur noch unselbstständige fürstliche Beamte und Angestellte 
waren. Nur in der Bereinigung der privaten Streithändel tritt noch eine gewisse 
Selbständigkeit zu Tage. 

 

246.          den 27. Januar 1803. 

Extra- Ratstagung im Beisein der 4 großen Räte und des Kanzleiverwalters Brauer. 

Da gestern durch das von der hochfürstlich Thurn und Taxisschen hier anwesenden Hohen 
Kommission nun aufgestellte Buchauische Oberamt in dem Stifte allhier an den hiesigen 
Magistrat die schriftliche Signatur des Inhaltes erlassen worden ist, daß die derselben wei-
ters abschriftlich angefügten Instruktion der gesamten Bürgerschaft sogleich bekannt, und 
diese davor zur Vermeidung aller Mißstände belehrt werden solle, 

so wurde gestern noch die sämtliche Bürgerschaft anhero auf punkt 8 Uhr in der Frühe auf 
dem Rathaus zu erscheinen umgeboten. Da nun die Bürgerschaft sehr zahlreich ist, so wurde 
diesen sowohl die Signatur als auch die anhero eingekommene Instruktion zu ihrer Wissen-
schaft gemacht, klar laut und deutlich und auch so verlesen, daß sich alle damit begnüget 
und hierauf friedsam und ruhig ab dem Rathause nach Hause begeben haben. 

Hiemit wurde diese Handlung für dermalen auch beendet. 

 

247.           den 7. Februar 1803. 

Bei der heutigen Ratstagung wurden 3 von dem Hochfürstlichen Thurn und Taxisschen 
Oberamte allhier an den Magistrat gekommenen  Signaturen, eine bessere Einrichtung der 
Polizei betreffend verlesen.  
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248.              den 16. Februar 1803 

Es wurde in Betreff der Rechnungserinnerungen vom Jahre 1801 wider den einen oder 
anderen Bürger vorgetragen, die noch etwas an die Rechnung der Stadt zu bezahlen haben, 
dies noch dies noch vor der Übergabe der Rechnung in die Richtigkeit gebracht werden 
müsse. 

Denen aber, die eine Appelation an das Hochfürstliche Oberamt ergreifen wollen, solle der 
Weg hiezu offen bleiben. 

 

249.                den 24. März 1803. 

wurden   2 von dem Hochfürstlichen Oberamt im Stifte allhier anhero erlassene Signaturen, 
die Polizei und auch die einzuziehenden Steuern und Anlagen betreffend verlesen, welche 
auch den Auftrag enthalten, sie unverweilt der Bürgerschaft bekannt zu machen. 

 

250.                           nachmittags 

So wie heute die 2 oben erwähnten Signaturen eingegangen waren, so wurde noch während 
der Sitzung dem Ratsdiener der Auftrag gemacht, daß er der sämtlichen Bürgerschaft von 
Haus zu Haus umbiete, bis diesen Nachmittag auf das Rathaus zu kommen, um derselben be-
hörig und vorschriftlich bekannt machen zu können, was der Inhalt dieser Signaturen wäre. 

Es trat also der Magistrat und die bürgerlichen Deputierten zusammen, um dieser Weisung 
tätige Genüge zu leisten. Eben in dieser Hinsicht würde auch ein Gleiches diesen Nachmittag 
der Judenschaft bekannt gemacht, und zwar umso unverweilter, als in der Zeit von 14 Tagen 
alle Kassenschuldigkeiten eingehoben sein müssen. 

Wie nun hierauf zwar nicht die ganze, doch ein größerer Teil der Bürgerschaft erschienen 
waren, so wurde mit der Bekanntmachung der Signaturen fürgefahren. 

 

251.                        den 14. Juli 1803. 

wurde dem neu aufgestellten Polizeidiener Max Schlemmer zu dem täglich auf 8 Kreuzer 
bestehenden Taggeld  1 Kreuzer Beilage zur Anschaffung der nötigen Kleiderstücke verwil-
ligt. Er hat also täglich 9 Kreuzer Lohn. 

 

252. 

Und da laut hiesiger Hochfürstlich Thurn und Taxisschen Oberamtskanzleisignatur die dies-
jährige Gütertaxation unter des Oberamtes Direktion für heuer das erstemal fürgenommen 
wird und die Weisung gegeben worden ist, daß der Magistrat seine Schätzer zu den Häuser 
und Güter unverzüglich aufzustellen hat, 

so wurden zur Schätzung der Häuser ernannt: 

Paul Schaib,              Johann Rösch, 

Johann Baur und Dominikus Baumeister. 

Dann zu den Güterschätzungen: 

Gregor Bohner, Fidel Widmann und Valentin Blöd. 
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Es wurden also diese Bürger vorgerufen und nach der Vorschrift besonders in die Pflichten 
genommen. 

 

253.         den 12. August 1803 

Es hat Peter Kettnacker von Marbach der hiesigen Stadt eröffnet, daß man ihm einweders 
von seinem hier bei der (Stadt) habenden Kapital von 1200 Gulden 5% Zinsen gebe oder das 
Kapital heimbezahle. 

Ratsentscheidung: Er seie zur Zeit mit seinem Gesuche noch zur Ruhe verwiesen, bis die 
nächst zu erwartende hiesige Hochfürstlich Thurn und Taxissche Organisation eingelaufen 
und publizieret sein werde. 

 

254.          den 16. September 1803. 

Es wurde beschlossen, daß nach dem Antrage des Jägers Engel in dem hiesigen Stadtwald 
Kagnach diejenigen Plätze abgemäht werden sollen, worauf kein Holzanflug und daher auch 
kein Schaden zu befürchten ist. Dies solle jedoch unter der Direktion des Stadtbaumeisters 
Paul Schaib und derer geschehen, die er dazu nötig zu sein erachtet. 

Wenn sich aber wider Erwartung von den einen oder anderen Bürgersleuten ein Exceß  oder 
sonst etwas Unanständiges erzeigen sollte oder würde, so solle dem Stadtbaumeister auf 
eine Beschwerde hin alle obrigkeitliche Assistenz und Unterstützung verschafft werden. 

 

Anmerkung. Das Letztere ist nicht nur als eine der oft üblichen Sicherungs-
klauseln zu betrachten. Denn die alte Tatsache, daß die guten Sittengar nie so 
schnell verwildern als wie während eines Krieges und besonders nach einem 
verlorenen Kriege offenbart sich auch in den Magistratsprotokollen. Die vielen 
Klagen wegen Streit- und Schlaghändeln unter den Bürgern undderen Weibern 
und ehelichen Zwistigkeiten geben Zeugnis davon. Einige Auflagen an die 
Bürger, daß sie endlich einmal ihren Weibern „die Mäuler stopfen“ sollen, waren 
wirklich angebracht. Daneben mehrten sich die unehelichen Geburten in einem 
auffallenden Maße. Daran trugen nicht nur die Franzosen und die bunte Schar 
der stiftischen und reichsstädtischen Kontingentssoldaten und die Werber die 
Schuld, sondern auch die Frauenwelt die jenen stunden- und tagelang und 
mehrere Tage lang nachliefen. Auch der Magistrat lockerte das alte Herkommen 
und stellte die jungen Mütter nicht mehr mit dem Schandzeichen der Geige aus, 
sondern verurteilte sie meistens wohl in Ansehung der notvollen Zeit zu 8 tägiger 
unentgeltlicher Arbeit im Dienste der Stadt. Die Soldaten und Franzosen waren 
für den Magistrat ohnehin nicht erreichbar. 

Das alles sagt aber nicht, daß alle so waren. Im Gegenteil bewahrte der Großteil 
der Bürger und Bürgerskinder Ehre und Anstand. Hierüber wurden aber keine 
Protokolle geschrieben, sondern eben nur über Versehen und Vergehen, die zur 
Aburteilung kamen. 

 

255.           den 16.September 1803. 

Da der ehemalige bürgerliche Deputierte Anton Stöhr die Tochter Antonia des Ratsverwand-
ten Mathias Riz, selbstgeständig aus Unüberlegtheit und ohne den Beweis hierüber machen 
zu können bezichtigt hat, daß ihm in dem Weiherteil Salat gestohlen habe, so wurde dem-
selben für dermalen der 
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Ratsbescheid: Der Beklagte ist dahin verfällt und erkannt der Klägerin hier vor Rat einen 
Widerruf und Ehrenerklärung zu tun. Das Gleiche solle er auch bei denjenigen tun, bei denen 
er die Klägerin des Diebstahles bezichtigte. 

 

256.                               den 27. Oktober 1803. 

Es legt Karl Munding, Bürger und Maurer eine zwischen ihm der Maria Anna Röschin, der 
Tochter des ehemaligen Ratsfreundes Johann Rösch errichtete Heiratsabrede mit der Bitte 
vor, solche zu ratifizieren. 

Ratsentschließung: Da Johann Rösch zur hiesigen Stadt 200 Gulden Kapital schuldig ist, und 
ebenso 150 Gulden an Dangelische Heiligenpflegschaft zu Saulgau, worüber Sigmaringen die 
Oberpflegschaft hat, und für welche der Magistrat eine obrigkeitliche Obligation ausgestellet 
hat, dieses Kapital aber aufgekündigt ist und bis Weihnachten heimbezahlt werden muß, 

so wäre diese Heiratsabende mit dem Vorbehalt genehmigt, daß 1. Johann Rösch vorder-
samst diese 150 Gulden auszahle, und zwar entweder der hiesigen Stadt zur Weiterleitung in 
bar an Händen stelle, oder aber statt dessen die städtische Obligation einliefere. 2. sodann 
hätte Rösch für die 200 Gulden Kapital zu den 400 Gulden, die er der Stadt noch besonders 
schuldig ist, und 3. Karl Munding ebenfalls für 200 Gulden an die hiesige Stadt Obligationen 
auszustellen. 

Wie nun dem Hochzeiter Karl Munding und dem Johann Rösch diese Ratsentscheidung eröf-
fnet wurde, so begnügten sie sich nicht nur, sondern sie dankten auch dem Magistrat mit 
der Zusicherung, daß jeder der Stadt seine Obligation ausstellen werde. 

Hierauf haben beide dieses Protokoll unterschrieben. 

 

257.                                   den 24. November 1803. 

Bei der heutigen Ratsversammlung wurde dem alten Herkommen gemäß das Bürgermei-
steramt gewechselt, wobei dieses von dem bisher im Amt gewesenen Amtsbürgermeister 
Gregor Bohner an den Bürgermeister Sorg abgetreten wurde. 

 

 

258.  

Hierauf wurde beschlossen, daß jeder Person die bei der Taxation der Häuser und Güter 
angwohnt und mitgewirkt habe, für jeden Tag 45 Kreuzer auszuzahlen seie. 

 

259.                  den 24. November 1803. 

Es äußert sich Amtsbürgermeister sich Amtsbürgermeister Sorg dahin, daß auf dem von ihm 
angeheirateten Hause neben einem Schneiderrecht auch ein Tafernrecht liegt, das mit dem 
Schild, das Kreuz genannt wohl hergebracht seie, so finde er sich veranlaßt, dieses Tafern-
recht wieder in Ausübung zu bringen, und es wieder aufleben zu lassen,ebenso wie es sein 
Vorfahre Johann Lehnhardt getan, wie dies die hiesigen Stadtrechnungen ausweisen. 

Von den gegenwärtigen Zeitumständen bewogen wolle er dieses sein Vorhaben hiemit dem 
Magistrate eröffnet haben. Von daher erwarte er auch, daß man ihn hiebei belassen und 
gegen alle Einwendungen von Seiten der bürgerlichen Wirte umsomehr unterstützen werde, 
als ihm dieses  Tafernrecht mit Grund Rechtens von niemand widersprochen werden könne. 
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Ratsentscheidung: Der Magistrat gratuliert dem Herrn Amtsbürgermeister Sorg nicht nur 
hiezu, sondern wird ihn auch auf alle Fälle, so viel es an ihm liege in seinem Vorhaben unter-
stützen. 

Zu dessen mehrerer Be(s)tätigung wolle er den gegenwärtigen Protokollauszug nebst dem  
Rechnungsauszug von den Jahren 1751, 1752 und 1753 dem Hochfürstlichen Thurn und 
Taxisschen Oberamte allhier zur unfehlbar von daher anzuhoffenden  Begenehmigung 
einschicken.47 

 

260.       den 6. Dezember 1803. 

Heute wurden die Nachtwächter aufgestellt und zwar in der Person von Josef Munding und 
Josef Dangel. Jedem wurde für die Nacht 5 Kreuzer zugesagt, so daß jeder jährlich auf 30 
Gulden Besoldung zu stehen kommt. Dagegen wurden ihnen nachstehende Nachtrufe zu 
beachten zur Pflicht gemacht. 

1. bei Michael Ahler                    2. bei dem Kreuz 
2. auf der Staig                             4. beim Rathaus 

5.   bei Anton Tröscher                 6.  bei dem Hirschwirt 

7.   bei Fidel Kerner                        8.  bei Johann Görg Schätzle 

9.   bei Melchior Odermatt          10.  beim Engel 

Auch ohne der Juden Kosten 

      11. bei Veit Neuburger                  12. bei  Isaak Jakob 

      13. bei des Burles Haus. 

Da nach den hiesigen Statuten die beiden Jungbürger Kaspar Blaser und Josef Mager zu 
rufen hätten, so haben diese  beiden mit den aufgestellten Nachtwächtern ausgemacht, daß 
diese für jene rufen. 

47.) Diese Kreuzwirtschaft dürfte dem Rufe der Nachtwächter nach (siehe Nr.: 260 Seite xxx) in der Seegasse 
gewesen und 1832 oder 1838 eingegangen sein. Der Platz der heutigen Kreuzwirtschaft gehörte damals noch 
zum stiftischen Hofgarten und wurde erst nach 1835 zur Überbauung freigegeben. Schöttle nennt beide Seite 
308 als Einheit, obwohl ihm bekannt sein mußte, daß dies nicht sein konnte. 

 

 

 

Schlußbemerkung. 

Mit diesem einzigen Eintrag in der Tagung des 6. Dezember enden die Einträge 
unvermittelt. Dieses Protokoll wurde auch nicht mehr wie sonst üblich vom 
Amtsbürgermeister unterschrieben. Die noch leeren 300 Seiten des 47. Bandes der 
Magistratsprotokolle blieben unbeschrieben. 

Nach nur einjährigem Interregnum oder Schattendasein hatte der letzte 
Wohllöbliche Magistrat der einstigen 1000 Jahre alten Wohllöblichen Freien 
Reichsstadt Buchau am Freien Federsee sein sang- und klangloses Ende 
gefunden. 
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